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1. Uebersicht über die Verhandlungen - Resume des deliberations 

x 29/99.072 n Für tiefere Spltalkcsten. VolkslnHlatlve 
Botschaft vom 8. September 1999 zur Volksinitiative "für tiefere 
Spitalkosten• (BBI 1999 9679) 

NR/SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative "für tiefere Spitalko­
sten• 

13.12.1999 Nationalrat Beschluss nach Entwurf des Bundesra­
tes. 
07.03.2000 Stinderat Zustimmung. 
24.03.2000 Nationalrat Der Bundesbeschluss wird In der 
Schlussabstimmung angenommen. 
24.03.2000 Ständerat Der Bundesbeschluss wird In der 
Schlussabstimmung angenommen. 

32/99.059 n °Für eine freie Arzt• und Spltalwahl". Volkslnltla­
tlve 

Botschaft vom 14. Juni 1999 zur Volksinitiative 'Für eine freie 
Arzt- und Spltalwahl" (BBI 1999 8809) 

NA/SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit 

Bundesbeschluss über die Volksinitiative "Für eine freie Arzt­
und Spitalwahl" 

13.12.1999 Natlonalrat Beschluss nach Entwurf des Bundesra­
tes. 

x 29/99.072 n Pour des coflts hospltallers molns eleves. Ini­
tiative populalre 
Message du 8 septembre 1999 concemant !'Initiative populaire 
"pour des couts hospitaliers moins eleves• (FF 1999 9005) 

CN/CE comm/ssion de 1a securite sociale etde la sante publique 

Arrete federal sur !'initiative populaire "pour des couts hospita­
llers moins eleves• 

13.12.1999 Consell natlonal. Declsion confonne au projet du 
Conseil federal. 
07.03.2000 Conseil des Etats. Adheslon. 
24.03.2000 Conseil natlonal. L'arrete est adopte en votatlon 
finale. 
24.03.2000 Conseil des Etats. L'arrete est adopte en votatlon 
finale. 

32/99.059 n uPour le llbre cholx du medecln et de l'etabllsse­
ment hospltaller". Initiative populalre 
Message du 14 juln 1999 concemant !'Initiative populaire "pour 
le libre choix du medecin et de l'etabllssement hospitaller" (FF 
1999 7987) 

CN/CE Comm/sslon de Ja securite soc/ale etde la sante publique 

Am~te federal concemant l'initiative populaire •pour le llbre choix 
du medecln et de l'etablissement hospitaller" 

13.12.1999 Conseil natlonal. Declsion conforme au projet du 
Conseil federal. 

-
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Baumann-Bierl Stephanie (S, BE) 7 

Borer Roland (V, SO) 13 

Bortoluzzi Toni (V, ZH), für die Kommission 1, 14 

Cavalli Franco (S, Tl), pour la commission 2, 14 

Dormann Rosmarie (C, LU) 6 
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99.072 Für tiefere Spitalkosten. Volksinitiative 

LeglslaturrOckblk:k 1999-2003 

Botschaft vom 8. September 1999 zur Volksinitiative "für tiefere Spitalkosten" (881 1999 9679) 

Ausgangslage 
Die Volksinitiative "für tiefere Spitalkosten" zielt auf eine Änderung von Artikel 34 bis Absatz 2 der 
geltenden Bundesverfassung mittels Neufassung des Absatzes. 
Wie ihr Titel zeigt, wird die Reduktion der Spitalkosten in der Schweiz angestrebt. 
Um dieses Ziel zu erreichen, wird vorgeschlagen: 

das Obligatorium in der Krankenversicherung auf die Deckung für Spitalaufenthalte zu 
beschränken 
den Versicherten die Möglichkeit eines Versicherungsabschlusses für den Spitalaufenthalt im 
Rahmen des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung oder, unabhängig von letzerem, bei 
dem VAG unterstellten privaten Versicherungseinrichtungen zu geben; 
die Kantone zu verpflichten, notwendigenfalls in Zusammenarbeit mit anderen Kantonen, dafür zu 
sorgen, dass für die Kantonseinwohner die benötigte Bettenzahl in den drei Abteilungen: 
Allgemein, Halb-Privat und Privat zur Verfügung steht; 
die Versicherten von der Kostenbeteiligung zu befreien; 
dass die Kantone von der Krankenversicherung oder vom privaten Versicherer für den Aufenthalt 
des Versicherten in der Allgemeinen Abteilung des Spitals pro Tag und pro Person einen Betrag 
von Fr. 250.-, indexiert nach dem Index der Konsumentenpreise, erhalten. Dieser Betrag umfasst 
alle Leistungen des Spitals (wie Operationen, Arzneimittel, Röntgenaufnahmen, Transport des 
Patienten in das Spital); 
dass, wenn die versicherte Person aus medizinischen Gründen die Dienste eines ausserhalb des 
Wohnsitzkantons befindlichen Spitals in Anspruch nehmen muss, der Wohnsitzkanton ebenfalls 
seitens des Versicherers die Entschädigung von Fr. 250.- erhält, wobei es dem Wohnsitzkanton 
überlassen bleibt, mit dem entsprechenden Spital bzw. Kanton eine andere Abmachung zu 
treffen; 
dass, wenn sich ein Versicherter in einem Privat-Spital aufhält, der Versicherer verpflichtet ist, 
diesem für die Kantone festgelegten Entschädigungen als Beitrag an die Kosten der 
Spitalaufenthalte auszurichten. 

Der Bundesrat stimmt dem Ziel der Volksinitiative grundsätzlich zu, insoweit sie die Eindämmung der 
Gesundheitskosten anvisiert. Jedoch beurteilt er die von den Initianten vorgeschlagenen 
Massnahmen, um dieses Ziel zu erreichen, aus sozialer und fiskalischer Sicht für absolut 
unangemessen und inakzeptabel. Er lehnt die Volksinitiative insbesondere aus folgenden Gründen ab: 

durch die Limitierung des Obligatoriums der Krankenversicherung auf den stationären Bereich hat 
die Initiative zur Folge, dass Personen, die keine umfassende Versicherungsdeckung für den 
ambulanten und teilstationären Bereich aufweisen, einen Anreiz haben, einen Spitalaufenthalt zu 
wählen, mit der Folge, dass eine gewisse Anzahl von im ambulanten und teilstationären Bereich 
kostengünstigeren Interventionen in den teureren stationären Bereich verlagert wird; 
durch die Möglichkeit der Versicherten, eine Versicherung für den Spitalaufenthalt bei einem 
Versicherer im Sinne des KVG oder einem Privatversicherer ausserhalb des KVG abzuschliessen, 
gefährdet die Initiative die Solidarität zwischen Gesunden und Kranken. Insoweit der nicht dem 
KVG unterstellte Privatversicherer von jeder sozialen Verpflichtung befreit ist, ist es ihm nicht 
verboten, Risikoselektion zu betreiben oder unbeschränkte Vorbehalte anzubringen. Aus diesem 
Grund wären die Krankenversicherer weder konkurrenzfähig noch attraktiv; ihre einen sozialen 
Schutz beinhaltende Spitalversicherung würde schon Innert kürzester Frist für sie und die 
Versicherten finanziell untragbar; 
der Vorschlag der Initianten, die Betelllgung der Krankenversicherung auf den Spitalaufenthalt der 
Versicherten in der Allgemeinen Abteilung zu beschränken, keine Einsparung für das 
Gesundheitswesen mit sich bringt. Diese Massnahme führt einzig dazu, den Aufwand für den 
Spltalaufenthalt vom prämienzahlenden zum steuerzahlenden Versicherten zu verlagern. 

Aus all diesen Gründen schlägt der Bundesrat vor, die Initiative Volk und Ständen zur Ablehnung zu 
empfehlen. 

Verhandlungen 
13.12.1999 NR Beschluss nach Entwurf des Bundesrates. 
07.03.2000 SR Zustimmung. 
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Legislaturruckblick 1999-2003 

24.03.2000 NR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen (182:1) 
24.03.2000 SR Der Bundesbeschluss wird In der Schlussabstimmung angenommen (42:0) 

Im Nationalrat war die von der Firma Danner lancierte Volksinitiative chancenlos. Die Forderung, 
dass nur noch Spitalaufenthalte der obligatorischen Krankenversicherung zu unterstellen seien und 
die Kantone pro Spitaltag von den Versicherern pauschal 250 Franken erhalten sollen, wurde 
praktisch unisono als untaugliche Kurskorrektur, als unsolidarisch und als unseriöse Mogelpackung 
eingestuft. Elnzig der Lega-Vertreter Flavio Maspoli h Tl) konnte sich in der Debatte fQr die Initiative 
erwärmen. Alle Fraktionen waren sich einig, dass mit dieser Massnahme eine Entsolidarisierung 
stattfände mit jenen chronisch Kranken, die ständige ärztliche ambulante Betreuung brauchen. 
Kranksein wOrde damit unmittelbar zu einem Armutsrisiko, erklärte Hugo Fasel (G, FR). Mit der 
Initiative wOrden nur die Kosten verlagert, hiess es im Rat: von den Krankenkassen und damit von den 
Prämienzahlern auf Kantone und Gemeinden und damit auf die Steuerzahler. Patienten würden sich 
zudem zunehmend im Spital behandeln lassen, weil es die Krankenkassen zahlen. Das aber treibe 
die Kosten zusätzlich in die Höhe. 
Auch der Ständerat wollte nichts wissen von der Initiative. Es sei erschreckend, so 
Kommissionsprecherin Christine Beerli (R, BE), wie die Danner-Initiative mit einem täuschenden Titel 
und einem unbehelflichen Inhalt Bürgerinnen und Bürger getäuscht habe und so Unterschriften 
gesammelt worden seien. Die Kleine Kammer empfahl die Initiative einstimmig zur Ablehnung. 

99.072 Pour des coQts hospitaliers moins eleves. Initiative populaire 

Message du 8 septembre 1999 concemant !'initiative populaire "pour des couts hospitaliers moins 
eleves0 (FF 1999 9005) 

Situation initiale 

L'initiative populalre "pour des coOts hospitaliers moins eleves" vise a modifier l'art. 34 bis , al. 2, de 
l'actuelle constitution federale pour le remplacer par un nouvel alinea. Comme son titre l'indique, eile 
vise a dimlnuer les couts hospitaliers en Suisse. Pour realiser cet objectif, elle propose: 
- de limlter le reglme obligatoire de l'assurance-maladie a la seule couver-ture de l'hospitalisation; 
- d'offrir aux assures la possibillte de conclure l'assurance pour l'hospi-talisation dans le cadre de la 
lol federale sur l'assurance-maladle ou, independamment de cette demiere, avec des institutions 
d'assurance privees soumises a Ja LSA; 
- d'obliger les cantons a veiller, cas echeant en collaboration avec d'autres cantons, a mettre a 
disposition de leur population le nombre de lits necessaire en division commune, semi-privee ou 
privee; 
- de !Iberer les assures de la participation aux couts; 
- que les cantons r0yoivent de l'assurance-maladie ou de l'assureur prive un montant de 250 francs 
par jour et par patient, Indexe sur l'indice suisse des prix a la consommation, en contrepartie de 
l'hospltalisation d'un assure en division commune. Ce montant englobe toutes les prestations foumies 
par l'höpital (operations, medicaments, radlographies et transport du patient a 
l'höpital p. ex.); 
- de faire en sorte que, si l'assure doit, pour des raisons medlcales, recouriraux services d'un h0pital 
situe en dehors de son canton de domicile, ce demier revoive egalement un montant de 250 francs de 
l'assureur tout en demeurant libre de passer un autre accord avec l'h0pital ou le canton an question; 
- qua, pour ca qui est du sejour d'un assure dans un höpital prive, l'assureur versa a ce demier 
l'indemnlte fixee pour les cantons a titre de participation aux couts. 
La Conseil federal approuve sur le fond l'objectif de l'inltlatlve populaire, qui vise a diminuer les coOts 
de la sante. II juge par contre qua las mesures proposees par las lnitiants pour attelndre ce but sont 
tout a fait inappropriees et inacceptables dun point de vue social et fiscal. II refuse !'initiative populaire 
notamment pour les raisons suivantes: 
en limitant le regime obligatoire de l'assurance-maladie au seul secteur hospitalier, !'initiative lnciterait 
les personnes qui ne beneflcient pas d'une couverture d'assurance pour taut ce qui est effectue 
ambulatolrement ou an milieu semi-hospitalier recourir davantage a l'hospitalisation avec la 
consequence de deplacer un certain nombre d'interventions des secteurs ambulatoireet seml­
hospltalier plus avantageux vers le secteur hospltaller pluscouteux; 
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en donnant aux assures la possibilite de conclure une assurance pour l'hospitallsatlon avec un 
assureur-maladie au sens de la LAMal ou avec un assureur prive en dehors de la LAMal, !'Initiative 
met en peril la solidarite entre les blen portants et ceux qui ne le sont pas. En effet, dans la mesure ou 
l'assureur prive non soumis a la LAMal est exempte de taute obligation d'ordre social il ne lul serait 
pas lnterdit de proceder a une selection des risques ou de formuler des reserves illimitees. De ce fait, 
les assureurs-maladie ne pourraient plus ätre competitifs, ni attractifs; leur assurance d'hospitallsation, 
comprenant une protection sociale serait, a tres court terme deja, financierement insupportable pour 
eux et les assures; 
- la propositlon des initlants de limiter la contribution de l'assurance-maladie a l'hospltalisation d'un 
assure en dlvision commune ne cree aucune economie pour le systeme de sante. Cette mesure ne 
fait en effet que transferer la charge que represente l'hospitalisation de l'assure cotisant a l'assure 
contribuable. 
C'est pour toutes ces raisons que le Conseil federal propose de recommander au 
peuple et aux cantons de rejeter l'inltiative. 

Deliberationa 

13-12-1999 CN Decislon conforme au projet du Conseil federal. 
07-03-2000 CE Adhesfon. 
24-03-2000 CN L'arr&te est adopte en votation finale. 
24-03-2000 CE L'arr&te est adopte en votation finale. 

L'initiative populaire lancee par l'entreprise Danner a rec;u un accueil plut0t froid au sein du Conseil 
national. Ce demier, en effet, a ete quasiment unanime a considerer les mesures visees par 
!'initiative, a savoir la limltatlon du regime obligatoire de l'assurance-maladie a 1a seule couverture de 
l'hospitalisation, et le versement aux cantons, par l'assurance-maladie ou l'assureur prive, d'un 
montant de 250 francs par jour et par patient, comme non pertinentes, contraires au principe de la 
solidarite, et trompeuses dans les apparences. En se faisant le defenseur de l'initlative, le 
representant de la Lega Flavio Maspoli (-, Tl) s'est trouve seul contre tous. Les groupes se sont an 
effet tous accordes a dire que la mise an muvre des mesures prevues par !'initiative conduirait a une 
rupture des liens de solidarite avec les personnes atteintes de maladies chroniques et necessltant des 
soins medicaux ambulatoires constants. Pour Hugo Fasel (G, FR), les personnes malades 
risqueraient fort de tomber dans la pauvrete. Par ailleurs, d'aucuns ont declare que la mise an muvre 
de !'initiative n'aboutirait qu'a un transfert vers les cantons, les communes et donc las contribuables, 
des depenses actuellement couvertes par les caisses malaäies et les assures. A cela s'ajoute que les 
patlents auraient tendance a se faire hospitaliser davantage, etant donne que c'est aux calsses 
maladies qu'il reviendrait de couvrir ce type de frais. Ce qui se traduirait d'ailleurs egalement par une 
hausse des depenses. 
L'initlative n'a pas suscite davantage d'enthouslasme aupres du Conseil des Etats. Porte-parole de 
la commission, Christine Beerli (R, BE) s'est declaree choquee de ca qua !'initiative Danner ait reussi, 
saus un titre fallacieux et avec un contenu douteux, a abuser le citoyen et a recolter autant de 
signatures. C'est a l'unanimite qua La Chambre haute a recommande de rejeter !'initiative. 



8. Dezember 1999 2432 Nationalrat 99.059 99.072 

99.059 

Für eine freie Arzt• und Spltalwahl. 
Volkslnltlatlve 
Pour le llbre cholx du medecln 
et de l'etablissement hospltaller. 
Initiative populalre 

Botschaft des Bundesrates 14.06.99 (BBI 1999 8809) 
Message du Conseil flkferal 14.08.811 (FF 11199 7!.187) 

99.072 

Für tiefere Spltalkosten. 
Volkslnltiatlve 
Pour des coüts hospltaliers 
molns eleves~ 
Initiative populalre 

Botschaft des Bundesrates 08.09.119 (BBI 19911 8679) 
Message du Conseil federal 08.09.811 (FF11!99 9005) 

AntragZäch 
Rilckwelsung der Vorlage 99.059 an die Kommission 
mit dem Auftrag, einen indirekten Gegenvorachlag im Rah­
men der 2. Etappe der KVG-Revislon auszuarbeiten, der 
insbesondere die Revision der freien Arztwahl gemäss Arti­
kel 41 KVG, die gesamtschweizerische Spltalplanung und 
Spltalfinanzlerung, die Kostentransparenz, die Qualltätskon• 
trolle sowie die Gleichbehandlung im stationären Bereich 
regelt 

Proposition Zäch 
Renvoi du projet 99.059 a la commission 
avec mandat de preparer un contre-projet lndlrect dans le 
cadre de 1a deuxleme etape de la revision de 1a LAMal, qui 
regle en partlculler la revislon du llbre choix du medecln 
selon l'artlcle 41 LAMal, la planiflcatlon hospltallere et le 
flnancement des höpltaux pour l'ensemble de 1a Sulsse, 1a 
transparence des couts, les contr61es de quallte et l'dgaßte · 
de traltement pour tous les patients hospltallses. 

Prlsldant ( Seiler Hanspeter, Präsident): Diese beiden 
Volkslnltiatlven werden gemeinsam behandelt 

Bortotuzzl Tonl (V, ZH), fOr die Kommission: Mit den zur 
Diskussion stehenden Volkslnitlatlven kommt sicher auch 
das Unbehagen gegenüber der neuen Ordnung, welche mit 
dem neuen KVG seit Anfang 1998 In Kraft Ist, zum Aus-­
druck..Nebst den heute zur Diskussion stehenden Initiativen 
sind Ja weitere Volksinitiativen hängig. Zusätzlich bereitet 
der Bundesrat Revisionen des Krankenversichenmgsgeaet­
zes vor; eine davon (98.058) befindet sich bereits Im Diff&. 
renzbereinigungsverfahren zwischen den Räten. 
Im Rahmen der Diskussion Ober die beiden vortiegenden 
Volksinitiativen glaubte ich, In der Kommission lmm~ln her­
ausgehört zu haben, ·dass die 8nsicht gewachsen Ist, dass 
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am System unseres Gesundheitswesens und am KVG Kor­
rekturen anzubringen sind. Die Kommission hat die Initiativen 
dlesbezQglich allerdings als wenig tauglich angesehen und 
empfiehlt Ihnen, dem Antrag des Bundesrates zu folgen und 
beide V.Olksinitlatlven dem Volk zur Ablehnung zu empfehlen. 
Vorerst zur Volksinitiative «für tiefere Spitalkosten» (99.072): 
Sie will das Obligatorium der Krankenversicherung auf den 
Spltalaufenthalt beschränken, die Versicherten von der 
Kostenbeteßlgung befreienund die Kostenbeteiligung der 
Krankenversicherungen-beim Spitalaufenthalt auf 250 Fran­
ken pro Tag und Patient beschränken. Das sind die bedeu­
tendsten Punkte dieser Volksinltlatlve. Hinzu kommt noch 
die Gleichbehandlung von privaten und ausserkantonalen 
Spitälern In Bezug auf die Zulassung und die finanzielle 
Abgeltung. Sie sehen, dass bei dieser Volksinitiative zweifel­
los auch einzelne positive Ansätze vorhanden sind. Deren 
Ziel, die Prämlenbelastung der Bevölkerung zu reduzieren, 
wird mit diesen Korrekturen vordergründig erreicht. 
In der Gesamtbeurteilung kommt die Kommission allerdings 
klar und ohne Gegenstimme zum Schluss, die Volksinitiative 
sei abzulehnen. Es würde nämßch vor allem eine Kostenver­
schlebungs-lnitlatlve: Durch die vorgeschlagenen Massnah­
men werden Im stationären Bereich die Prämien entlastet, 
die Kantone und Gemeinden dagegen zusätzlich belastet 
Diese müssten sich die fehlenden finanziellen Mittel dann 
wiederum über Steuern beschaffen. Auch die Aufhebung 
des Versicherungsobllgatoriurns im ambulanten Bereich, wie 
es die Initiative vorsieht. hat zur Folge, dass Verschiebun­
gen in den stationären Bereich erfolgen. Das lässt erahnen, 
dass dort wiederum Mehrkosten entstehen könnten. 
Das Problem dieser Volksinitiative Hegt im Weiteren darin, 
dass damit Strukturen geschaffen würden, die die dringend 
notwendigen Korrekturen im Spltalwesen verunmöglichen 
würden. Darum ist es klar, dass diese Volksinitiative abge­
lehnt werden muss. 
Zum gleichen Schluss kommt die Kommission auch bezQg­
llch der zweiten heute zur Diskussion stehenden Volksinitia­
tive ·«für eine freie Arzt- und Spltalwahl» {99.059). Auch hier 
werden auf Verfassungsebene Strukturen geschaffen bzw. 
zementiert, mit denen für ein wettbewerbsorientiertes Ge­
sundheitswesen, das In ZUkunft ja vermehrt anzustreben 
wäre, mehr Hindernisse aufgebaut als Möglichkeiten zur 
Weiterentwicklung des Systems JJeschaffen werden. Ziel der 
Initiative ist es, fOr Spitäler und Arzts gleiche Zulassungsbe­
dingungen zu schaffen. Dazu bedient man sich der Versi­
cherten, Indem man Ihnen die uneingeschränkte Wahl des 
Leistungserbringers gewähren will, und zwar im Rahmen der 
obllgatorlschen Grundversicherung. 
Die vorgeschlagene Änderung sieht die Aufhebung einer 
Einschränkung vor. Dies hat zur Folge, dass ein mehr oder 
weniger grosser Kostenanstieg zu erwarten ist. Wenn Sie 
die Bnschränkung des Zugangs zu den Lelstungserbringem 

.aufheben, wird damit- die Erfahrung zeigt dies - selbstver­
stindßch ein Kostenschub verbunden sein. Ein soicher 
Kostenschubwlrd wiederum den Druck auf de Prämien in 
der GrundVerslcherung erhöhen. Dies, denke Ich, sollte ver­
hindert werden. 
Die Kommission kam mit 17 zu 1 Stimmen zum Schluss, 
Ihnen auch diese Initiative zur Ablehnung zu empfehlen. 
Es liegt Ihnen noch ein Antrag Zäch vor. Im Zusammenhang 
mit dieser zweiten Initiative beantragt Herr Zäch ROckwel­
sung an die Kommission, verbunden mit dem Auftrag, einen 
indirekten Gegenvorschlag zur Initiative auszuarbeiten. In 
der Kommission lag der Antrag In dieser detailllerten Art 
r:iicht vor; Ober diese Details konnten wir also nicht sprechen. 
Uber die Möglichkeit eines Indirekten Gegenvorschlages 
hatten wir aber kurz diskutiert, weil Herr Kollege Suter einen 
entsprechenden Vorschlag einreichte und die Frage aufwarf, 
ob dieser Initiative nicht ein Indirekter Gegenvorschlag 
gegenObergestellt werden solle. Aufgrund der Diskussion in 
der Kommission wurde dann aber darauf verzichtet. Herr 
Suter hat seinen Antrag vor allem aus zwei Gründen zurOck­
gezogen: 
1. Ein Gegenvorschlag sollte ja im_ Wesentlichen die Stoss­
richtung der Initiative beinhalten; es solltan darin als Alter-

native zu einer· Volksinitiative deren wesentlichen Punkte 
. aufgenommen werden. Vorhin erläuterte ich Ihnen, wo die 
Probleme· liegen, die zu ihrer Ablehnung führten. Sollte man 
diese Schwachpunkte . nun In einen indirekten Gegenvor­
schlag aufnehmen, dann wäre auch dieser von der Sache 
her problematisch. 
2. Möglicherweise war der Hauptgrund, weshalb die Idee 
eines Gegenvorschlages in der Kommission zurOckgezogen 
wurde, folgender: Das Departement Ist zurzeit daran, den 
ganzen Bereich der Spitalfinanzierung zu Oberarbeiten und 
eine entsprechende Vorlage für das Parlament vorzuberei­
ten. Frau Bundespräsidentin Drelfuss möchte Ich bitten, 
dazu noch etwas detailliertere Erläuterungen abzugeben. 
Diese Vorlage soll verschiedene Punkte aufnehmen, die 
dem Anliegen der Initiative entgegenkommen. Das Anlie­
gen, das die Initianten mit dieser Initiative zum Ausdruck 
bringen, wird In der Verwaltung alsq. bereits bear,beitet In 
diesem Sinne können wir damit rechnen, dass dem Parla­
ment demnächst eine Vorlage unterbreitet wird, die diese 

· Punkte zur Diskussion stallt. .Auch darum hat die Kommis• 
slon darauf verzichtet, die Idee eines Gegenvorschlages 
aufzunehmen. Damit habe ich vielleicht die Ausführungen 
von Herrn Zäch etwas vorweggenommen; Frau Bundesprä­
sidentin Dreifuss wird uns sicher detaillierter darüber Aus­
kunft geben. 
Im Namen der Kommission möchte Ich Sie bitten, dem Bun­
desrat zu folgen und Volk und Ständen beide Volksinitiativen 
zur Ablehnung zu empfehlen. 

cavalll Franco {S, Tl), pour la cornmisslon: Votre commls­
slon a examlne les deux initiatives populalres en audltlon­
nant egalement las lnltlants. 
Je commenceral par !'Initiative populalre «pour des collts 
hospltaliers molns eleves•, qul vise a llmiter le reglme cbli­
gatoire de rassuranc:e-maladle a la seule couverture de 
l'hospltallsatlon, a llmlter· la contrlbutlon aux hOpltaux a 
250 francs par jour, sans distlnguer entre les differents types 
d'Mabllssement Ce sont les deux points fondamentaux de 
cette initiative. Les autres sont moins importants parce qu'lls 
sont secondalres. · · 
Le Conseil federal crltlque cette initiative, et la critlque a ete 
acceptee par 1a commission, surtout pour trols ralsons: 
1. En llmitant la couverture de l'assurance seulement au­
secteur hospltalier, cette · initiative risqueralt grandement 
d'allonger la perlode de sejour des patlents dans les hOpl­
taux. A ce moment-la en effet, n'ayant pas une coüverture 
pour la partle ambulatolre, tous les patlents auraient interät a 
rester a l'hOpital, car cela leur coüteralt beaucoup molns. · 
2. La commiSslon pense aussl que, actuellement et aurtout 
dans les annees a venir, noua sommes confrontes a un 
transfert contlnu, dQ au progres de ia technologle medlcale, 
du secteur hospltalier au secteur ambulatoire: toujours plus 
de maladlea sont traitees de fai;on ambulatoire, et pendant 
une tres longue periode. Aujoun:l'hui, en medecine, nous 
sommes moina confrontes a des maladles aiguäs qu'a des 
maladles chroniques - pensons au dlabete, aux rhumatls­
mes, a l'hypertension arterielle. Alors, obllger ces patlents, 
qui vont devenir de plus en plus nombreux et qul seront tral­
tes pour une p!iirlode toujours plus longue, a ne pas avolt 
une couverture pour leur maladle est une chose absotument 
inacceptable du polnt de vue social, parce que cela creerait 
une masse de pauvres et de gens qui ne pourraient plus se 
faire tralter, comme c'est le cas aujourd'hui aux Etats-Unis.. 
3. Cette initiative populalre lntrodulralt un double type 
d'assurance dans l'assurance de base: une assurance 
basee sur 1a LAMal et une autre qul ne serait plus basee sur 
la LAMal. Cela creerait une selectlon des patlents, et carre­
ment une medecine a deux vltesses, deja du polnt de vue de 
l'assurance. II faut dlre que pendant l'audltlon des lnitiants, 
noua avons clairement eu l'impression qu'lls n'avaient pas 
des Jdees tres clalres siJr le fonctlonnement de notre sys­
teme de sante, et que leur initiative - pour ätre gentil - etait 
un peu une histolre lmprovisee. 
Pour toutes ces raisons, la commission, a l'unanlmite, vous 
invite a recommander au peuple et aux cantons de rejeter l'lni-
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tiative populalre «pour des coOta hospitallers moins eleves». 
Plua compllque est le problmne pose par la deuxieme initia­
tive, rlnitlative populaire ccpour le libre cholx du medecln et de 
l'etabllssement hospltaller». Cette Initiative est un peu le re­
sultat des dlfflcultes que nous tous avons eues dans la reall­
sation de la mise en oeuvre de 1a nouvelle LAMal. II est clair 
que c'est une loi compllquee, tout comme le syeteme sani­
taire, et II est tout a fait nature! que nous tous ayons des dif­
ficultes dans 1a mise en oeuvre de cette lol. II est aussi dalr 
que t'Idee de base de cette Initiative populaire, c'est-a-dlre 1a 
posslblllte de donner a chaque personne vlvant en Sulsse la 
possiblllte de choisir librement le medecln et l'etablissement 
hospitaller, est une Idee tout a fait acceptable, tres bonne, et 
je pense que tout le monde est d'accord sur le princlpe. 
La reallsatlon maintenant, hie et nunc, de ce postulat cree­
ralt des problemes enormes, insolubles, a notre systeme de 
sante. Par exemple, l'.acceptation de cette initiative rendralt 
caduque l'obllgation de planlflcatlon imposee aux cantons. 
Du meme. COUP, l'un .des Instruments, voire meme !'Instru­
ment prlncipal de maitrlse des coOts contenu dans ta·LAMal, 
disparaitralt. 
E>e plus, il est vral que les cantons ont eu de grandes difffcul­
tes a accepter le principe de la loi pour ce qui est du finance­
ment dans les differents types d'etablissements hospltaliers. 
Lorsque la LAMal a ete introduite, on a constate clalrement 
des incertitudes quant a 1a prfse en charge des coOta par 
l'assurance-maladle obligatolre. Dans un arret rendu fln 
1997, le Tribunal federal des assurances a neanmolns con­
clu que, dans le cadre de l'assurance de base, l'oblrgatlon 
de contributlon, par les cantons de resldence et par l'assu­
reur, aux frais occaslonnes par une hospitalisatlon hors can­
ton due a des ralsons medk:ales est malntenue, quelle que 
solt la divislon de l'hOpltal publl:c ou subventionne par le.s 

. pouvolrs publlcs dans laquelle est effectue le sejour. Le Tri­
bunal federal des assurances a tranche sur une questlon qul 
n'etait pas clalre et qul, dans un sens, allait contre l'lnterpre­
tatlon qu'en avalt donnee les cantons. Mals !'initiative va 
plus loln; eile veut un fif'!ancement non seulement dans ces 
cas-la, mala independamment du type d'etablissement, 
c'est-a-dlre aussi pour les etabllssements prives qui ne sont 
pas subventlonnes et qul ne flgurent pas sur la llste prevue 
par les cantons. 
Cela slgnifleralt clalrement que si !'Initiative etait acceptee, II 
y auralt transfert de charges financllllres des assurances 
complementalres a l'assurance de base. En general, l'appli­
catlon dllls malntenant de ce principe signiflerait une explo­
sion evidente des coOta et une augmentation notable, 
difflclle a chlffrer, mals sOrernent tres elevee, des primes des 
caisses-maladle. · 
Alors, je diral que mäme si cette Initiative est tres sympathi­
que, il taut faire tres attentlon. Je vous le dls aussl comme 
quelqu'un a qui cette initiative rendrait la vie beaucoup plus 
facile. Personnellement, f aurals tout interet a ce qu'on 
accepte cette initiative. Trllls souvent, J'ai affaire a des mede­
clns cantonaux. parce que de.s gens veulent venir se faire 
soigner dans rnon Institut. SI cette initiative etalt acceptee, Je 
n'aurals plus ce problerne-la, tout le rnonde pourrait venlr. 
Cela signHleralt justement un probleme de moins pour moi, 
mais un grand probleme de plus pour 1a cornmunaute. Et~ 
Je pense que c'est le probleme important. Mol, je crois que 
nous ne pourrons, a moyenne echeance, garantlr a taute 
personne en Suisse le libre cholx que sl nous creons 
d'autres conditlons-cadres pouvant empächer l'exploslon 
descoOta. 
Le Conseil national a transmis, l'annee passee, la motion 
Gysin Rerno 96.3494 demandant une planlflcatlon nationale 
de la medeclne de pointe. Si nous reallsons cette motlon 
que nous avons acceptee, sl nous avons une sltuatlon dans 
laquelle II y a un contröle de qualite strict, si nous avons une 
definitlon plus claire et definitive du mode de financement 
des etablissements hospitallers - ce sont les trois condltlons 
fondamentales, il y en a d'autres molns importantes -, alors, 
a ce moment-la, on pourra reallser cette motlon sans rlsquer 
d'avolr a coup sQr une augmentatlon terrible des coOta de la 
sante. 

. AmtJlches l3ullelln der ~ 

Mals tant que nous n'avons pas ces conditlons-cadres, c'est 
impossible. C'est pour cela que la commission vous invite, 
par 17 voix contre 1, a sulvre fe Conseil federal et a rejeter 
!'initiative populaire. 
Brievement encore un mot sur 1a proposltlon ZAch que nous 
venons de recevoir: nous n'avons pas pu en dlscuter en 
commlssion, mais nous avons dlscute du princlpe d'un con­
tre-projet indlrect. La commlssion a ete opposee au princlpe 
d'un contre-projet prepare par eile, pour differentes raisons: 
1. SI vous llsez attentlvement la proposition Zieh, vous 
voyez que cela demanderalt un travall enorme a la commis­
slon et qu'il lui faudrait des annees pour rell8Slr a preparer 
un contre-projet lncluant toutes les dernandes presentees 
dans la proposition. . 
2. La, Je suis sQr que 1a presidente de la Confederatton va 
nous donner des preclsions trllls importantas. Vous savez 
que le Conseil federal est en traln de regler, dans 1a 
deuxieme etape de Ja revlslon de 1a LAMal, beaucoup de 
ces problemes: comme nous sommes a quelques mols de la 
promulgatlon de la part du Conseil federal d'un projet qul 
devralt en resoudre une bonne partle, il seralt faux de lul 
entever le probleme des malns et de dire a 1a comrnlsslon de 
recommencer taut depuls le debut, de faire ce travail et de 
ne pas laisser le Conseil federal faire le travail qu'il dolt faire. 
A 1a fln, on perdrait seulement du temps et, politlquement et 
du polnt de vue de la politlque des lnstltutlons, ce seralt 
completement taux. 

Zieh Guido (C, AG): Die Volksinitiative «fQr eine freie 
Arzt. und Spitalwahl» will fQr die Krankenversicherung ver• 
wirklichen, was In der Unfallversicherung Standard Ist 
Grundversicherte Patientinnen und Patienten haben Anrecht 
auf freie Arzt- und Spltalwahl Innerhalb der ganzen Schweiz. 
Die alles beherrschende, klelnkrämerfsche, 26fache kanto­
nale Gesundheitsverwaltung wird durch das schweizwelte 
Wahlrecht der Patientinnen und Patienten zu innovativen 
Lösungen zwingen. Die Gesundheitakosten In der Schweiz 
be-laufen sich, wie- Sie wissen, auf rund 40 MIiiiarden Fran­
ken. Dies entspricht mehr ala 1 O Prozent des Bruttolnland­
produktes. Die Frage muas erlaubt sein, ob der 
vorherrschende medizinisch-bürokratische Komplex fQr 
diese riesigen Be-träge die optimale Gesundheltsve1110r.­
gung anbietet Solan-ge die Patientenströme durch Kan­
tonsregierungen, Kantonsärzte und Kostenträger gelenkt 
werden und sich nicht nach der Qualltät der Lelstungserbrin• 
ger und den WOnschen der Patienten richten, muss diese 
Frage verneint werden. 
Die Gesundheitskosten haben sich innert den letzten zwölf 
Jahren verdoppelt. Da mutet es eigenartig an, wenn der 
Bundesrat und meine beiden Vorredner nun der Initiative 
vorwerfen, sie sei kostenstelgemd, ohne dazu allerdings 
Zahlen zu nennen oder den Beweis dafOr antreten zu kön­
nen. Überall, wo faire Wettbewerbsbedingungen eingehalten 
werden, sinkt der Preis bei besserer Qualität. Das gilt auch 
fQr das 40-Milllarden-Geschäft ccGesundheit». 
Die Initiative ccfür eine freie Arzt. und Spltalwahl» schafft 
erstmals neue Spielregeln. Die Spiesse werden damit Inso­
fern gleich lang, ais jeder zugelassene Anbieter fQr die 
Behandlung grundverslcherter Patienten den gleichen Bei­
trag aus der Grundversicherung verlangen kann. Insofern 
bedeutet freie Arzt- und Spltalwahl freien Wettbewerb. 
Erfolgreich werden in diesem Wettbewerb nur Ärzte octer 
Spltiler. sein, die sich am Wohl der· Patienten orientieren. 
Die Freiheit der Patienten besteht selbstverständllt:h auch 
darin, Prämien allenfalls dadurch zu sparen, dass sie sich 
entschllessen - und nicht andere fQr sie -, aus dem grund­
sätzlich offenen Kreis der Leistungserbringer ein Versiche­
rungs-paket mit eingeschränkter Wahl der bevorzugten 
Arzte und Spitäler auszuwählen. . 
□Je Initiative ccfQr eine freie Arzt- und Spitalwahl» stl1rkl 
somit nicht einfach die Rolle der Privatspitäler, wie ihr oft 
vorgeworfen wird, sondern zielt Im Kern auf eine Stlrkung 
der Rolle der versicherten Personen - und dazu gehOreri wir 
alle - und Ihrer Krankenversicherung. Der Staat hat die 
Rolle des Wettbewerbshüters zu übernehmen. Dass Im heu-
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tlgen Gesundheitssystem die Rationierung der ärztlichen 
Leistungen immer lauter gefordert wird, zeugt von den 
bestehenden Systemmängeln. Von Rationierung zu spre­
chen, bevor man die immensen Spannöglichkeiten der 
Rationalisierung und der Konzentration der Kräfte aus­
schöpft, ist Im reichsten Land der Welt ethisch nicht vertret­
bar. Die gleiche Behandlung aller Versicherten bezüglich der 
Beiträge an die medizinischen Leistungen darf sich nicht nur 
auf Patienten der Spltiler auf der Spitalllste beziehen. Eine 
Neuordnung der Spitalfinanzierung muss eine Gleichbe­
handlung aller Leistungserbringer schaffen. Dafür sorgt die­
se Initiative. 
Die Initiative wurde am 23. Juni 1997 eingereicht und am 
26. November 1999 durch die Kommission behandelt, aber 
zu wichtigen Fragen wurde keine Antwort gegeben. 
Die gesamtschwelzerische Spitalplanung, die Spltelfinanzle­
rung durch Auftragsentgelt anstatt durch Defizitdeckung, die 
Gleichbehandlung der öffentlichen und der privaten Spitäler 
im staatlichen Bereich, die Kostentransparenz, die Verglei­
che ermöglicht, die Qualitätskontrolle - alle diese Probleme 
sind nicht behandelt worden. 
Daher beantrage ich, die Vor1age an die Kommissior:, 
zurückzuweisen - mit dem Auftrag, einen Indirekten Gegen­
vorschlag Im Rahmen der zweiten Etappe der KVG-Revision 
auszuarbeiten, der Insbesondere die Frage der freien Arzt­
wahl gemäss Artikel 41 KVG, die geaamtschwelzerische 
Spitalplanung und Spitalfinanzierung, die Qualitätskontrolle 
und die Gleichbehandlung im stationären Bereich regelt. 
Ich bitte Sie, diesem ROckwelsungsantrag zuzustimmen. 

Schenk Simon (V, BE): Die SVP-Fraktlon ist gleicher Mei­
nung wie der Bundesrat und lehnt die beiden Initiativen ab. 
Sie tönen zwar sehr gut und könnten bei einer Abstimmung 
auch sehr gut verkauft werden. Deshalb sind sie auch sehr 
ernst zu nehmen, und man darf sich nicht von den 11teJn 
blenden lassen, denn: Wer möchte nicht tiefere Spitalko­
sten, wer ist nicht fOr eine freie Arzt- und Spitalwahl? Die 
beiden Initiativen sind zwei von vielen Volksinitiativen, die im 
Gesundheitsbereich als Folge der anstehenden Probleme 
und der Kostenexplosion anstehen. Wir dQrfen jedoch nicht 
nur WOnache äussem. Auch die Frage nach den Konse-­
quenzen ist zu stellen. 
Zur Initiative «für tiefere Spitalkosten•: Heute besteht die 
Medizin nicht· einfach aus Pillen, Pfläster1i und Spritzen. 
Immer mehr haben wir es mit Chronlschkranken zu tun -
deshalb auch zum Teil eine Verlagerung der längeren Spital­
aufenthalte• In den ambulanten Bereich. Wenn wir nur noch 
eine Krankenversicherung hitten, die für die schlimmsten 
FAiie, nämlich für den Spitalaufenthalt, zuständig wäre, dann 
wOrde sich automatisch eine grössere Zahl von Patienten in 
Spitalpflege begeben; die ambulanten Behandlungen war­
den eher reduziert. Eine Annahme der Initiative hätte zur 
.Folge, dass sich die Gesundheitskosten eher erhöhen war­
den und demzufolge auch die Steuerbelastung ansteigen 
wan:te. FOr mich war es auch etwas befremdend zu sehen, 
wie die Initianten die Initiative In der Kommission vertreten 
haben. Ich zitiere sinngemäss einen Kollegen aus der Kom­
mission, der sagte: Neun von zehn Fragen konnten nicht 
beantwortet werden, und die zehnte wurde falsch und 
inkompetent beantwortet. 
Zur Initiative «für eine freie Arzt.• und Spltalwahl•: Hinter die­
ser Initiative stehen hauptsächlich die PrivatspitAler. Wenn 
man die Problematik der Sockelbelträge beracksichtlgt, Ist 
dies auch erklärbar. Es ist daher verstindllch, dass sich Ins­
besondere Herr Zäch mit seinem Zentrum In Nottwil für die 
Anliegen der freien Arzt- und Spitalwahl einsetzt Zu seinem 
Rückweisungsantrag weri:le ich mich später noch äussem, 
und Herr Borer wird als Einzelsprecher auf dieses Problem 
eingehen. 
Die Initiative kann in der vorliegenden Form nicht zur 
Annahme empfohlen werden, denn ein weiteres Ansteigen 
der Kosten wäre vorprogrammiert. Das Hauptziel, nämlich 
die Optimierung der ZUWeisung der Patienten an die Spitä­
ler, würde nicht erreicht Weiter ist zu erwähnen, dass man 
im Spitalberelch die Kostensteigerung dank Massnahmen 

bei der Spitalplanung etwas besser in den Griff zu bekom­
men scheint Es ist auch zu berücksichtigen, dass im Rah­
men des zweiten Paketes der .KVG-Revislon verschiedene 
Anliegen aufgenommen werden. Es fragt sich einfach, mit 
welcher Konsequenz die Versprechungen· in die Tat umge­
setzt werden. 
Nun noch ein paar Bemerkungen zum RQckwelsungsantrag 
Zäch: In der Fraktion konnten wir Ober diesen heute vorlie­
genden ROckwelsungsantrag nicht diskutieren. Er Ist Inner­
halb der letzten 24 Stunden ja mehrfach abgeändert 
worden. Etwas Interessantes ist an diesem Rückweisungs­
antrag dran: Mit einem indirekten Gegenvorschlag kann 
unter Umständen verhindert werden, dass die Initiative mit 
dem doch verführerischen Titel so vor das Volk kommt und 
allenfalls sogar angenommen wird. 
Allerdings enthält auch die dritte Auflage des Antrages Zäch 
eine Forderung, die kaum realistisch ist Denn eine gesamt­
schweizerische Spltalplanung und -flnanzierung dOrfte ein 
äusserst schwieriges Unterfangen sein, ob mit oder ohne 
Gegenvorschlag. Entscheidend wird sein, wie das zweite 
Paket der KVG-Revlslon aussehen wird. So oder so kaufen 
wir die Katze Im Sack;· wie sie aussehen wird, wissen wir 
weder mit noch ohne Gegenvorschlag. 
Die SVP-Fraktlon wird beide Volksinitiativen zur Ablehnung 
empfehlen; einige Fraktionsmitglieder werden den Rückwei­
sungsantrag Zäch unterstatzen. Allerdings wird es dabei 
nicht um das Gesamtpaket gehen, sondern nur um einzelne 
Teile davon. Ganz sicher wird der Eventualantrag Zäch zu 
Artikel 2 von uns nicht unterstatzt werden. 

Egerszegl-Obrl&t Christine (R, AG): . Im Namen der FDP· 
Fraktion bitte Ich Sie, beide Initiativen zur Ablehnung zu 
empfehlen; dies, obwohl wir uns für tiefere Spitalkosten ein­
setzen; dies, obwohl uns die freie Arzt- und Spitalwahl ein 
wichtlgea Anliegen Ist · 
Die Danner-Initiative fordert tiefere Spitalkosten, sie be­
schränkt die obligatorische Krankenversicherung nur auf 
Spltalaufenthaite. Die Kantone sollen für alle Arten von 
Behandlungen für jeden Patienten - sei es nun ein schwerst 
kranker Herzpatient auf der Intensivstation oder eine Frau 
im Wochenbett - nur 250· Franken pro Tag erhalten. Ein 
Selbstbehalt Ist bei Spitalaufenthalten nicht vorgesehen; er· 
ist sogar ausgeschlossen. Somit hat dann die- öffentliche 
Hand das Fehlende zu ergänzen. Diese Initiative bewirkt 
trotz der schön klingenden Zielsetzung, einfach tiefere Spi­
talkosten zu .erhalten, nur eines: Tatsächlich sinken die 
Krankenkassenprämien - aber wir bezahlen-das Fehlende 
Ober die Steuem. Es geht also nur um die Verlagerung von 
einem Geldbeutel zum anderen; statt Prämien bezahlen wir 
Steuern, und wir kommen trotzdem an die Kasse. Aber wir 
schaffen mit der Aufhebung des Obligatoriums der Kranken­
ver-elcherung, das die Solidarität zwischen Gesunden und 
Kranken in unserem Land gewähr1elstet, für einen Teil unse-, 
rer Bevölkerung eine untragbare Situation: Es sind die Chro­
nlschkranken, es sind gebrechliche. und. ältere Menschen. 
Gesunde Leute, die sogenannten guten Risiken, werden auf 
die Krankenversicherung verzichten, wenn sie nicht dr1n• 
gend nötig Ist Später mQssen sie aber nicht mehr aufge­
nommen werden, oder dann werden sie zu horrenden 
Printlen aufgenommen. Nein, so geht es wirkllch nicht 
Die FDP-Fraktion setzt sich für eine schlanke Grundversi­
cherung ein, die für alle eine Basisversorgung garantiert. 
Zusätzliche Leistungen können ergänzend Ober Zusatzversi­
cherungen oder Bgenlelstungen erbracht werden. Ich bitte 
Sie deshalb, die •Denner-lnltlatlve abzulehnen, auch wenn 
Sie später auf ganzseitigen Inseraten namentlich zur Nicht• 
wahl empfohlen werden sollten. 
Die Volkslnitlatlve «für eine freie Arzt- und Spltalwahl• will 
die besagten Anllegen in der Verfassung unter allen Um­
ständen verankem. Ich muss Ihnen sagen: Das ist .zwar 
Musik in liberalen Ohren, und trotzdem bitte ich Sie Im 
Namen der FDP-Fraktion, diese Initiative auch abzulehnen, 
weil sie einen unverantwortbaren Kostenschub br1ngen 
warde. Die Initiative fordert nämlich eine freie Arzt- und Spl­
talwahl bei voller Kostendeckung. Die Initianten bestreiten 
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. zwar einen Kost~b; sie sagen, der freie Wettbewerb Zuerst zur Volksinitiative •für tiefere Spitalkosten•: Diese 
wirke immer und überall kostens~nkend. So ist es in der Tat, Initiative ist einseitig und unausgewogen. Die obligatcri8che 
aber hier ist der Wettbewerb überhaupt nicht frei. Wenn es Krankenversicherung würde auf die SpltalaufenthaJte be-
um eine volle Kostendeckung geht, kann man nicht von schränkt und hätte somit eine einseitige Ausrichtung.auf die 
freiem Wettbewerb sprechen. Der Wettbewerb im Gesund- stationären Behandlungen. Die Initiative ist auch nicht mehr 
heitswesen ist auch deshalb nicht sehr frei, weil die Anbieter, aktuell, weil die Kantone heute nicht Kapazitäten auf-, san-
dle Leistungserbringer, das Kosten-Nutzen-Verhältnis be- dem abbauen müssen, und zwar mit sehr schmerzhaften 
stimmen und nicht die Kunden. Sie können als Versicherter Auswirkungen, vor allem im Personalbereich, aber auch In 
ja nicht beurteilen, ob Sie eine Therapie wirklich brauchen Bezug auf Anlagen, die keinem Zweck mehr zugeffihrt wer- . 
oder nichl Wir haben heut& die freie Arztwahl im KVG unter den können. 
Artikel 41 garantiert. Natürlich gehen jetzt verschiedene · Die Initiative verlangt auch, dass die Kostenbeteiligung der 
Krankenversicherungsmodelle anders vor, indem sich der Versicherten in der Grundversicherung auf-gehoben wird, 
Versicherte für die Einschränkung dieser Freiheit entschei• . d. h., Franchise und Selbstbehalt sollen aufgehoben und in 
den kann. Aber dafOr sinken dann auch die Krankenversi- eine Flxpauschale von 250 Franken pro Tag eingel:lettet 
cherungsprämien, die er dafür leisten muss. Wir stossen werden. Wir sind dagegen, weil durch den Selbstbehalt und 
hier auch an gewisse Grenzen, weil die Versicherungen ver- die Franchise die Eigenverantwortung des Einzelnen zum 
pflichtet sind, bei der freien Arztwahl alle Arzte in den Ver- Ausdruck kommt Der Flxbetrag von 250 Franken ist eine 
trag aufzunehmen und alles, bis auf den Selbstbehalt, zu sehr einseitige Lösung, weil damit die sehr grossen Dlfferen­
begleichen - unabhängig von der Qualität und Wirtschaft• zen.der Spital kosten In der Schweiz nicht beriicksichtlgt wer­
llchkeit des behandelnden Arztes, unabhängig davon, ob ein · den. Es kann doch nicht sein, dass ein kleines Bezirk88pltal 
Patient gleichzeitig wegen des gleichen Leidens bei ver- die gleiche Pauschale bekommt wie eine Station, die ein 
schiedenen Ärzten behandelt wird. medizinisches Angebot bietet, das mit sehr viel höherem 
An Grenzen stossen wir mit der freien Arztwahl aber auch Aufwand erkauft werden musst Es ist aber anzuerkennen, 
nach Inkrafttreten der bilateralen Abkommen, wenn auch dass hier In· der. Bevölkerung ein sehr grosses Malaise· 
Arzte aus der EU die Möglichkeit haben, hier zu praktizieren. • besteht. Das können wir auch verstehen. Die Kosten steigen . 
Da gilt es, den Kopf nicht In den Sand zu stecken, sondem und steigen, und niemand kann genau sagen, welche Mass­
auch dieses Problem heut& anzugehen, sonst werden wir nahmen ergriffen werden müssten, damit sie nicht mehr stel­
morgen mit den Zähnen knirschen. Das hat Ihr Rat mit der gen würden. Auch das Angabot wird immer grösser, obwohl 
Lockerung des Kontrahlerungszwanges in der ersten Bera- es das Volk sehr oft gar nicht will; es wird aber gebraucht, da 
tung der ersten KVG-Revlsion getan. es nun elt1mal auf dem Markt ist Der Spardruck hat sehr 
Die freie Arztwahl Ist bei uns heute garantiert, die freie Spi- grosse Auswirkungen auf die Qualität und das Personal; die­
talwahl nicht Hier - Ich gebe den Initianten recht - liegt eini- ser Druck wächst und wächst und verunsichert die Bevölke-
ges Im Argen. Wir haben zwar mit der Spitalplanung ein rung. Lesen Sie einmal die Leserbriefe In der Presse! 
kostens~nkendes Instrument geschaffen, aber das hat auch Dennoch muss diese Initiative abgelehnt werden, weU sie 
In gewissen Fällen zu Inakzeptablen bOrokratlschen Verhält· einseitig ist und ganz sicher kein Remedium für eine Verbes-
nissen gefOhrt. So können heute schwer verletzte Patienten, serung im Gesundheitswesen darstellt. 
die möglichst schnell In ein spezialisiertes Spital eingewie- Zur Volksinitiative •für eine freie Arzt· und Spitalwahl•: Es 
sen werden sollten, an der kantonalen Harde scheitern oder wurde schon gesagt, dass wir faktisch heute freie Arztwahl · 
aufgehalten werden. Damit geht wertvolle Zelt verloren, und haben; die Spltalwahl ist In gewissen Bereichen elnge-, 
dadurch entstandene Schäden mOssen nachher manchmal schränkt. Nach unserer Meinung muss das auch so sein, 
mit besondefs kostenintensiven Therapien wieder repariert denn man kann nicht auf der einen Seite die Kräfte auf 
werden. Ich begreife die Ausführungen von Kollege Zäch vor gewisse Spezialitäten konzentrieren und auf der anderen 
dem Hintergrund seiner Tätigkeit In einem solchen Spital, Seite das Angebot absolut öffnen. Die Spltalplanung, ob 
wenn er sich auf diese Welse engagiert. Ich anerkenne dies kantonal oder gesamtschweizerlsch, gibt vlel zu reden und 
völlig als verdankenswerte Leistung. wird noch viel zu reden geben. Ich wohne selber In einem . 
Es ist heute auch ebenso stossend, dass Zusatzversicherte Gebiet im Kanton Bem, wo ein Spital geschlossen wurde, 
nicht In einem beiieblgen Spital die gleichen Leistungen und ich weiss, welche Konsequenzen das hat, nicht nur fQr 
haben können. BezOglich der Probleme, die ich Jetzt ange- die Bevölkerung, sondem auch fOr das Personal und den 
sprechen habe, haben wir in der Kommission beschlossen, ganzen wirtschaftlichen Umkreis unserer Gegend. Wir 
diese mit HIife einer Subkommission zu eruieren und dann In kämpfen bei uns nicht fOr hundert Arbeitsplätze, sondern oft 
der zweiten Etappe der ersten KVG-Revlslon mit einzube- für deren zwei oder drei, und eine solche Spltalschllessung 
ziehen und aus der Welt zu schaffen. Hier haben die Initien• betrifft wirklich die ganze Bevölkerung, ganrabgesehen von 
ten die volle Unterstützung der freisinnig-demokratischen den Auswirkungen auf die medizinische Grundversorgung. 
Fraktion. Wir werden diese Verbesserungen anvisieren. Snes Ist klar: Es ist nicht richtig, dass Spezialitäten In der 
Ich bitte Sie, die Volksinltlatlve zur Ablehnung zu empfehlen, Schweiz an drei, vier oder fOnf Orten angeboten werden. Es . 
weil Wettbewerb unter garantierter voller Kostendeckung · Ist nicht normal, dass wir in der Schweiz spezialisierte Kllnl-
nlcht stattfinden kann. Ich bitte Sie aber auch, den Gegenvor- ken haben - z. B. die Klinlk von Herm Zäch - und daneben 
schlag abzulehnen, weil er auf dem Gedanken der Initiative, viele andere Angebote, die mit grossem finanziellem Auf. 
also der freien Spital- und Arztwahl fOI' alle, basiert. Man kann wand erkauft werden m~. Darunter leidet nicht nur die . 
auch in einem Gegenvorschlag die Gleichbehandlung aller in Qualität, sondem diese Uberkapazltät steht auch der Kon-
allen stationären Bereichen nicht garantiererr. Wir werden zentratlon der Kräfte entgegen, die vom Staat unbedingt 
gewisse Bedarfs- und Wlrtschaftllchkeitskrlterten brauchen, gefördert werden müsste. . . 
die Einschränkungen bringen werden. Aber in Bezug auf die Aus diesen GrOnden unterstOtzen wir auch den ROckwei-
genannten Fehlleistungen des heutigen Gesetzes werden sungsantrag Zäch. Er berOcksichtlgt die berechtigten Anlle-
dle Initianten unsere Unterstützung haben. gen wie zum Beispiel die freie Arztwahl, die Spltalplanung, 
ich bitte Sie namens der freisinnig-demokratischen Fraktion, die Finanzierung, die Transparenz und die Qualltäl Ich 
beide Volksinitiativen sowie den ROd<.weisungsantrag Zlich glaube, dass- mit diesem ROckweisungsantrag der Gegen-
abzulehnen, aber nachher in der zweiten Etappe der ersten druck hochgehalten würde. Frau Egerszegi hat zwar gesagt, 
KVG-Revision die tatsächlich bestehenden Mängel bezüg- die Anliegen würden dann später noch berücksichtigt. abfJr · 
Reh der •freieren• Spltalwahl auszugleichen. gerade mit der Annahme des RClckweisungsantrages wür-

den wir doch Druck aufsetzen, damit diese Anliegen nicht 

Waber Christian (E, BE): Die evangelische und unabhän­
gige Fraktion bittet Sie, beide Initiativen abzulehnen, aber 
den ROckweisungsantrag Zäch anzunehmen. 
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verloren gingen, sondern berücksichtigt würden. 
Den Eventualantrag Zäch, wonach die Volksinitiative Im 
Falle einer Ablehnung des Rückweisungsantrages zur An• 
nahme empfohlen werden soll, lehnen wir ab. 
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Fasel Hugo (G, FR): Die Volksinitiative «für tiefere Spital­
kosten• ist eine Initiative - man muss es relativ hart formu­
lieren -, der die Ser19Sität abgeht. Es Ist leicht, den Leuten 
zu versprechen, man könne Einsparungen erzielen, Indem 

· man einfach maximal 250 Franken pro Tag Spitalaufenthalt· 
festschreibt. Ich könnte sagen, ich sei noch effizienter und 
schlage 100 Franken pro Tag vor, dann hätten wir noch 
mehr gespart. Das ist etwa das Niveau dieser Initiative: Sie 
verspricht sehr viel, aber sie ist sich der Konsequenzen nicht 
bewusst Sie hat aber doch einen Vorteil: Es kommt in die­
sem Saal selten vor, dass ich mit Herrn Schenk oder Frau 
Egerszegi übereinstimme, aber diese Initiative hat uns 
wenigstens für ein paar· .Minuten zusammengefQhrt, weil 
auch ich feststellen konnte, Herr Schenk, dass in der Kom­
mission neun. von zehn Fragen nicht beantwortet wurden 
und die zehnte nur mangelhaft Die elfte Frage haben wir 
dann aus Anstandsgründen gar nicht mehr gestellt Das 
könnte ich noch ergänzen. 
Nun, die Volksinitiative - um wieder zu einem seriöseren Ton 
zurückzukehren - lelstet der Entsolidarisierung Vorschub. 
Für Chronischkranke bietet sie keine Lösungen an, diese 
müssten dann alle bei der Sozialhilfe vorsprechen. Man 
kann sich vorstellen, was dies für die Gemeinden bedeuten 
würde: Sie müssten den grössten Tell dieser Gesundheits­
kosten in ihren Gemeindebudgets unterbringen. 
Die Initiative bedeutet einen .gewaltigen Rückschritt, weil sie 
einen teilweisen Ausstieg aus der obligatorischen Kranken­
versicherung darstellt Entsolidarisierung wäre die Folge: 
Krankseln würde damit unmittelbar zu einem Armutsrisiko. 
Die Initiative «für eine freie Arzt- und Spltalwahl» Ist natürlich· 
verlockend, solange man nur den Titel liest. Wer möchte als 
Patient und Versicherter nicht das Recht haben, seinen Arzt 
und sein Spital frei zu wählen? Ich denke, das Ist ein hehres 
und verlockendes Anliegen, obwohl wir doch feststellen dür­
fen, dass In der Realität die freie Arztwahl weitestgehend 
gewährleistet ist und auch im·Spltalberelch einiges zur Ver­
fügungsteht Ich glaube, es fehlt heute nicht an diesen Ange­
boten. Die. Frage lautet viel eher, wie wir damit umgehen. 
Das Hauptproblem .dieser Initiative besteht wohl darin, dass 
damit die ganze Spltalplanung über den Haufen geworfen 
würde. Bedenken Sie, wie schwierig es bis heut~ für die 
Kanton& und deren Gesundheitsminister war, in diesem 
Bereich gewisse· Einsparungen einzuleiten, wie schwierig es 
war, mit den einzelnen Regionen zu sprechen, damit auch 
einmal ein ·spital geschlossen und ein Angebot zurückge­
nommen werden konnte. Was hat dies doch an politischer 
Arbeit bedeutet, um hier nur ein kleines Stück voranzukom­
men! Mit dieser Initiative würde das alles rückgängig 
gemacht, und wir würden wieder in alte Regionallsmen 
zurückfallen. 
Herr Zäch hat bei der Anhörung darauf hingewiesen, dass 
die Leute eigentlich schneller In ein Zentrum überführt wer-

. den sollten - z. B. in jenes, das er selber führt -; ein berech­
tigter Anspruch! Nur stellen Sie sich einmal vor, wir würden 
alle diese Spitäler wieder· neu· eröffnen; Ich glaube nicht, 
dass vor dem Hintergrund dieser Regionallsmen · eine 
schnellere Zuführung des «Patientengutes», wle·die Medizi- · 
ner sagen, an die richtige Adresse gelingen würde. Es gibt 
gewisse Schwierigkeiten, und wenn ich an das berechtigte 
Anliegen der Initiative denke, wonach uns nicht aufgrund 
von Kantonsgrenzen berechtigte Leistungen verweigert wer­
den sollen, so bin Ich Dberzeugt, dass wir mit der Vorlage zur 
Spitalfinanzlerung schneller und etfolgrelcher zum Ziel kom• 
men als mit dieser Volksinitiative. 
Etwas Dberrascht war Ich vorhin, als Herr Zäch sagte, man 
müsse noch den Beweis antreten, dass diese Initiative 
kostensteigemd sei. Wir haben in der Kommissionumge­
kehrt Sie gefragt, wo Sie Einsparungen sehen würden, und 
Sie haben dann auf den freien Wettbewerb verwiesen: Auch 
die Beseitigung des Beton- und des Bierkartells habe zu 
Preissenkungen geführt Das war, Herr Zäch, ein mutiger 
Vergleich! Ich denke aber,-es gibt doch wesentliche Unter­
schiede zwischen dem Markt für Bier und dem Gesundheits­
markt. Auf der einen Seite mDssen Sie das, was Sie wollen, 
auch bezahlen. Aber - das ist der Unterschied zum Gesund-

heitswesen - wenn Sie dort Leistungen beziehen, können 
Sie sich in der Illusion wiegen, dass eb&n die anderen die . 
Kosten wesentlich mittragen. Das ist das ABC der Gesund­
heitspolitik, dass es auch eine Gesundheitsökonomie gibt; 
darauf hat Kollege Cavalll· schon hingewiesen. Das sind 
Angebotsmärkte, und wer das nicht berücksichtigt, hat Zen­
trales nicht in seine Politik einbezogen. 
Namens der grünen Fraktion beantrage Ich Ihnen deshalb, 
beide Volksinitiativen zur Verwerfung zu empfehlen. 

Eymann Christoph (L, BS): Die liberale Fraktion lehnt bei­
de Volksinitiativen - sowohl · diejenige «für tiefere Spital­
kosten» als auch diejenige «für eine freie Arzt- und Spltal­
wahl• - ab. 
Mit Blick auf die Kostensteigerung im Gesundheitswesen ist 
es verständlich, dass mit Volksinitiativen versucht wird, Kor­
rekturen anzubringen. Es gilt aber auch, das Zitat von Mark 
Twaln zu beachten: «Als sie das Ziel aus den Augen verlo­
ren hatten, verdoppelten sie ihre Anstrengungen.» Ich will 
damit sagen, dass Initiativen durchaus gut gemeint sein kön­
nen, aber unerwünschteNebenwirkungen haben, weil Kor­
rekturen an ·einem mehr oder weniger kompakten System 
erfolgen. 
Insbesondere gut gemeint ist die Volksinitiative «für eine 
freie Arzt- und Spitalwahl». Hier Ist- die Kommissionsspre­
cher haben es erwähnt - in Aussicht gestellt worden, bei 
einer• weiteren Revision entsprechende Korrekturen im 
Sinne der Initiative durchzuführen. Unsere Fraktion Ist 
bezüglich der -Frage, ob diese Korrekturen gemäss Antrag 
Zäch In der Kommission oder anlässlich der nächsten Revi­
sion erfolgen sollen, nicht einer Meinung. DiesbezQglich ist 
die Meinung bei uns nicht einhellig. 
Wir stellen ganz generell fest, dass Immer mehr Interessen 
einzelner Leistungserbringer oder anderer am Gesundheits­
wesen Beteiligter einzeln vorgebracht werden, und vor die­
sem Hintergrund erinnern wir Sie daran; dass wir als liberale 
Fraktion vor einiger Zeit vorgeschlagen haben, diese Pro­
bleme an einem «runden Trsch» zu behandeln, damit das 
Parlament bei der Abwägung der verschiedenen Einzelinter­
essen nicht immer die Schiedsrichterrolle haben muss. Ich 
glaube, dass diese Idee nach wie vor Aktualltätswert hat · 
Zur Initiative «für tiefere Spitalkosten»: Das wichtigste Argu­
ment, das gegen die Initiative spricht, ist hier jenes bez0gUch 
einer Verschiebung zulasten der Kantone und Gemeinden. 
Generell kann gesagt werden, dass bezDglich des stationä­
ren Bereiches zu viele Fragen offen sind. Die wichtigste Ist 
diejenige der Finanzierung der Spltaiaufenthalte von Chro­
nischkranken. Diese Initiative ist nach unserer Meinung 
deutlich zu wenig durchdacht. 
Zur Initiative «für eine freie Arzt- und Spitalwahl•: Hier gilt es 
zu beachten, dass die Steuerungsinstrumente, welche in 
letzter Zeit erfreulicherweise gegriffen haben, bei ein.er 
uneingeschränkten Wahl des Leistungserbringers wegfallen 
würden, und wir dütfen doch. mit einiger Freude feststellen, 
dass in diesem Bereich die Kostendämpfungsmassnahmen 
am ehesten greHen. . 
Das sind einige Gründe, weshalb wir beide Volksinitiativen 
abl&hnen. 

Dormann Rosmarle (C, LU): Die vorliegenden Volkslnitlati­
ven haben eines gemeinsam: Beide sind gut gemeint, und 
beide . wollen sparen, allerdings unter unterschiedlichen 
Bedingungen. Die Volksinitiative «für tiefere Spltalkosten» 
M .dies auf dem Weg der Aufhebung des Versicherungs­
obllgatoriurns für die ambulanten Behandlungskosten. Das 
heisst, Chronischkranke hätten praktisch keine Chance 
mehr, sich irgendwo versichern zu kön·nen, weil die Kran­
kenkassen nicht an Leuten interessiert sind, die sie nur Geld 
kosten. 
Wir haben von den Initianten keine Antwort auf die Frage 
bekommen, was mit Leuten passieren muss, die zum Bei­
spiel IV-Renten beziehen, mit wenig Geld leben und 
wöchentlich ins Spital zu einer Dialyse gehen mDssen. Wer 
soll das bezahlen? Sie haben diese Leute an die Sozialhilfe 
verwiesen. 
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Das Ist am Ende des zweiten Jahrtausends absolut unkor­
rekt- und nicht zumutbar. Ich muss mit meinen Vorrednem . 
und Vorrednerinnen· sagen, dass diese Volksinltlatlve in 
jeder Beziehung unseriös Ist. Es Ist auch unseriös, dass 
man Spitaitagespauschalen in der Verfassung festhalten will 
und man keine Antwort auf die Frage erhält, wer den Rest 
dieser Tagespauschale bezahlen soll, wenn der Steuerfuss 
gleich hoch bleiben muss. 
Ich persönlich bin sehr froh dartlber, dass das Anliegen der 
anderen «Danner-Initiative» rechtlich noch nicht bindend isl 
Somit können wir heute noch im Rat diskutieren und mOssen 
die Volkslnitlatlve «für tiefere Spltalkosten» dem Volk nicht 
undiskutlert vorlegen. Denn tiefere Spltalkosten will jede 
Person. 
Was hingegen die Volkslnitlative «für eine freie Arzt- und 
Spitalwahl» betrifft, Ist .es in unserer Fraktion unbestritten, 
dass Handlungsbedarf bestahl Allerdlngs sind wir nicht der 
Meinung, dass diese Volkslnitlatlve verfassungswllrdlg isl 
Es geht klar um Absichten, die In einem Gesetz festgehalten 
werden mOssten. 
Was Herr Zäch mit seinem ROckwelsungsantrag wHI; Ist eine 
Optimierung der Zuweisung von Patienten und Patientinnen 
an das richtige Spital. Ob eine Verfassungsänderung dazu 
der richtige Weg Ist, dartlber haben wir in der CVP-Fraktlon 
auch unsere Zweifel. Vor allem haben wir auch Zweifel dar• 
Ober, ob in diesem Land mit dieser Volksinitiative Oberhaupt 
noch eine flächendeckende Spltalplanung mögHch Ist und 
wir auch in Zukunft über die ·Aufhebung des Vertragszwan­
ges diskutieren können. · 
Die CVP-Fraktion unterstützt aber den Rilckwelsungsantrag 
Zieh, da man diesen Antrag nach ihrem Verständnis nicht 
wortwörtlich auslegen muss. Frau Egerszegl hat behauptet, 
dass die Gleichbehandlung im stationären Bereich dann 
garantiert werden müsste. Herr Zieh veriangt nur, dass die 
Frage der Gleichbehandlung im stationären Bereich geregelt 
werden muss. Ob die Regelung bestehen soll, dass der Pati­
ent oder die Patientin dann einen Teil seiner oder ihrer 
Kosten persönlich Obemehmen .muss, Ist noch offen. Des­
halb haben wir keine Bede!lken, diesem Rückweisungsan­
trag zuzustimmen. Die Ausfonnullerung eines Gesetzes Ist 
ja dann effektiv Sache der Kommission. 
Herr Zäch möchte mit seinem Rückweisungsantrag ja nur 
erreichen, dass nicht heute über die Volksinitiative abge­
stimmt wird, sondem nach der ordentlichen Revision des 
KVG, die ohnehin vom Bundesrat vorgesehen ist, die zurzeit 
in der Vemehmlassung Ist und bis Ende 2000 im Parlament 
diskutiert und verabschiedet werden muss. Es geht also 
nicht um einen indirekten Gegenvorschlag, der ein paralleles 
Legiferleren . verlangt, sondem um Massnahmen, die Im . 
ordentlichen Rahmen der zweiten KVG-Revlsion vorzuse­
hen wären. 
Wir fühlen uns in der CVP-Fraktlon absolut frei, dann ilber 
die Ausgestaltung der Revision entsprechend zu leglferleren 
und SteHung zu beziehen, und haben deshalb keine Mühe, 
heute den ROckwelsungsantrag Zäch zu unterstützen, d. h., 
die Abstimmung über die Volksinitlatlve erst nach der KVG­
Revislon vorzunehmen. Falls aber der Rückweisungsantrag 
Zieh abgelehnt wird, wird die CVP-Fraktlon die Volksinitia­
tive «für eine freie Arzt- und ~italwahl» nicht zur Annahme 
empfehlen, da auch sie der Uberzeugung Ist, dass sie am 
Ziel vorbeigeht 

Baumann Stephanle (S, BE): ich. weiss: Es sind nicht alle 
begeistert davon, dass wir die beiden Initiativen gemeinsam 
diskutieren und damit die Initiative «für eine freie Arzt· und 
Spltalwahl» In einen Topf mit der Initiative eines Grossvertei­
lers werfen, der es liebt, mit Schlagworten Bllßgpreispolitlk 
zumachen. 
Obwohl diese. beiden Initiativen sicher aus verschiedenen 
KOchen stammen, haben sie doch etwas gemeinsam und 
werden deshalb rlchtlgerwelse gemeinsam diskutiert. Beide 
sind aus Frustration Ober eine unbefriedigende Situation ent­
standen und versprechen etwas, das sich alle wOnschen: 
Aus einem grossen, qualitativ guten Angebot frei auswählen 
zu dOrfen und erst noch weniger dafClr bezahlen zu mOssen. 

AmtllcheB Bulle1ln der SUndalMlraamm!u 

Das sind die Versprechungen und, sofem sie eintreffen, 
auch die Segnungen des freien Marktes. Manchmal trifft tat­
sächlich alles zusammen, leider aber bisher noch nie und 
weltweit nirgends im Gesundheitsmarkt. 
Beide Initiativen verfolgen ein singuläres Ziel: hier die freie 
Wahl, dort die tiefen Kosten. Sie kümmem sich dabei zu 
wenig um die Folgen, die daraus entstehen können. 
Die Initianten um Herm.Zäch- es geht um Ärzte und Privat­
kliniken - wollen die freie Arzt- und Spitalwahl in der ganzen 
Schweiz zulasten der Grundversicherung. Schrankenlos 
freie Spitalwahl in der ganzen Schweiz Ist heute nur mit 
einer ZUsatzversicherung mögUch. Natorlich klingt für jeden 
Grundvef'S!cherten die Aussicht verlockend, freien Spltaltou­
rismus in der ganzen Schweiz praktizieren zu können. Wir 
sollten jedoch nicht verschweigen, dass, sofem die medizini­
sche Notwendigkeit besteht und das entsprechende Ange­
bot im eigenen ,Kanton nicht vorhanden ist, die Möglichkeit 
der ausserkantonalen Hospitallsierung zulasten der Grund­
vnicherung bereits heute besteht. Aber leider - das mOs- . 
sen wir auch eingestehen - ist diese Prozedur oft mit 
unnötig grosser Bürokratie verbunden. Wenn wir also allen 
Grundversicherten die Mögßchkeit geben wollten, sich nach 
freiem Ermessen und überall in der ganzen Schweiz behan­
deln zu lassen, mOssten wir auch eingestehen, dass die Prä­
mien steigen würden, weil alle heute gültigen Steuerungs­
und Planungsmöglichkeiten der Kantone wegfallen würden. 
Zurzeit sind bekannterweise die Kantone daran, Übeikapa­
zitlten im stationären Bereich abzubauen. Wenn die Kan­
tone diese Mögflchkeit nicht mehr haben und alle Spitller 
offen bleiben, werden diese Spitller auch Mittel und Wege 
finden, Ihre Betten zu belegen. 
Wir würden also mit der Annahme dieser Initiative ohne flan­
kierende Massnahmen alle Sparanstrengungen, die jetzt 
langsam zu greifen beginnen, wieder zunichte machen. 
Die Initiative der Danner AG «für tiefere Spltalkosten~ wlß 
das Obligetorlurn der Krankenversicherung auf den stationä­
ren Bereich beschränken und zudem den Versicherten ·er­
möglichen, ihre Spitalversicherung bei einer privaten Versi­
cherung abzuschßessen. Es Ist logisch, dass alle Jungen und 
Gesunden bei den Privatversicherungen willkommen wären 
und der sozialen Krankenversicherung die so genannt 
schlechten Risiken vorbehalten blieben. Dies könnte keine 
Krankenkasse verkraften. Ausserdem mOssten alle ambulan­
ten Leistungen selber bezahlt oder privat versichert werden; 
Was dies für alle chronlschkranken Menschen bedeuten 
WOrde, haben die Vertreter der Danner AG auch offen gesagt 
Die Chronlschkranken worden an die Sozialhilfe verwiesen. 
Alle, die sich schon einmal mit den Themen •soziale Kran• 
kenverslcherung» und «Spltalfinanzierung» beschäftigt ha­
ben, wissen, dass jede Änderung in diesem ausgeklügelten 
System sorgfältig bedacht werden muss. Wir haben ver­
schiedene Partner, die unser Gesundheitswesen finanzie­
ren: die Offentllche Hand, die Krankenkassen, die Versicher­
ten. Schlussendllch sind es aber immer die privaten Haus­
halte, welche die Hauptlast zu tragen haben. 
Beide Initiativen haben MAnger in unserem Gesundheitssy• 
stem aufgegriffen. Leider beinhalten beide nicht nur einfach 
ein ungeeignetes, wirkungsloses, sondem sogar ein gefähr­
liches Rezept Beide Initiativen wären schlussendßch· gegen 
die Interessen der Mehrheit der Bevölkerung gerlchtel Die 
freie Arzt- und Spltalwahl WOrde einen Kostenschub verursa­
chen, der schlussendlich beim Familienbudget · zu Buche 
schlagen wilrde. Die Initiative «für tiefere Spitalkosten» 
WOrde all jene ausgrenzen, die gerade auf die Solidarität der 
sozialen Krankenversicherung angewiesen sind. 
Wir haben in der Kommission diskutiert, ob die Mängel, die 
Herr Zieh mit seiner Initiative aufgegriffen hat, auch in der 
Kommission aufgenommen werden sollen, d. h., ob ein Indi­
rekter Gegenvorschlag erarbeitet werden soll. Wir haben 
aus bekannten Gründen darauf verzichtet, weil wir nämlich 
nicht wollen, dass Kommission und Bundesrat parallel legl­
ferleren sollen. Aber mein Kollege Jost Gross wird sich dazu 
noch genauer äussem. 
Die SP-Fraktlon lehnt auf jeden Fall beide Initiativen und 
auch den ROckwelsungsantrag Zieh ab. 

'. 
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Suter Marc· F. (R, BE): zuerst möchte Ich meine Interessen-­
bindungen offen legen, wie es sich gehört Ich gehöre dem 
lnitiativkomitee der Volksinitiative «fQr eine freie Arzt. und 
Spltalwahl» an und bin auch Mltgll!ild des Verwaltungsrates 
des Schweizer Paraplegiker-Zentrums •. Um hier gerade 
et.was richtig zu stellen: Es trifft zwar zu, dass die Zulassung 
der ausserkantonalen Patientinnen und Patienten In Nottwil 
ein Anstoss fOr diese Volksinitiative war. Inzwischen Ist diese 
Frage aber geklärt worden. Ich möchte klargestellt haben, 
dass hier nicht ein Privatspital eine Volksinitiative lanciert 
hat, um private Probleme zu lösen, sondern dass es hier um 
Grundsätzliches geht 
Mit dieser Initiative wird - ich glaube, das Ist unbestritten - . 
Grundsätzliches angesprochen; sie möchte Korrekturen, sie 
möchte den Anstoss geben, um nachzudenken, was heute 
im Bereich· der medizinischen Grundversorgung klappt und. 
was auch nicht klappt. Wir haben Probleme. Wir haben bei· 
splelsweise schon heute eine Zweiklassenmedizin. Der 
Trend geht weiter in diese Richtung. Wir wehren uns dage­
gen, dass man keine Korrekturen macht 
Wir möchten auch eine freiheitliche Medizin. Es Ist möglich, 
freiheitliche Elemente In diese Medizin einzuführen oder sol­
che Elemente zu verstärken. Wir postulieren keineswegs 
eine grenzenlose Freiheit Das soziale Grundrecht auf freie 
Arzt- und Spitalwahl ist keine Erfindung der Initianten, son­
dem es ist verbrieft und in Artikel 41 KVG verankert. Die 
Frage ist wohl mehr die: Wie setzt man diese Freiheit In die­
sem hoch komplexen Gebilde unseres Gesundheitswesens 
um? Natürlich ist auch jede Freiheit eingeschränkt und zu 
beschränken. Aber auch da stellt sich die Frage: Wo· setzen 
Sie die Leitplanken? 
Uns geht es also eigentlich darum, diese Freiheit, die im 
KVG zu Recht verankert ist, zu· optimieren. Wenn Sie Arti­
kel 41 KVG anschauen, sehen Sie, dass diese· Einschrän­
kung der Freiheit nicht etwa nach Qualitätskriterien vorge­
nommen wird, sondern nach den kantonalen Grenzen. In 
der Medizin haben die Kantonsgrenzen ausgedient. Es ist 
falsch, in der Frage der Spitalzulassungen, In der Frage des 
Tarifschutzes, in der Frage der ausserkantonalen Behand­
lungen usw. wieder eine neue Bürokratie aufzubauen. Da 
mQssen wir vom «Kantönligeist» wegkommen. 
Es wird uns vorgeworfen, unsere Initiative, die mehr Freiheit 
will, fOhre zu einer Kostenexplosion •. Ich glaube, die Bot• 
schaft des Bundesrates hat hierzu differenziert Stellung 
genommen. Wir haben heute ein Problem der Mengenaus­
weitung und ein Problem der Kostensteigerung; es Ist wohl 
niemand in diesem Saal, der nicht Gegensteuer geben 
möchte. Wenn Sie heute einen Blick auf die Unfallversiche­
rung werfen, dann sehen Sie, dass dort die freie Arzt. und 
Spltalwahl - mtt den Grenzen, die richtig sind - gegeben Ist 
Wir haben beim UVG-Berelch nicht dieselben Probleme wie 
Im KVG. Uns scheint, dass das, was fOr die Unfallversiche­
rung möglich Ist - eine funktionierende, effiziente und quali-­
.tätsbewusste Medlzln -, auch im Bereich der Krankenversi­
cherung möglich sein sollte. 
In der Kommission, Herr Cavalll hat das richtig dargestellt, 
haben wir darüber gesprochen - und das war unbestritten -, 
dass Handlungsbedarf gegeben Ist Die Frage ist, wie wir 
vorankommen, wie wir diese Korrekturen herbelfOhren kön­
nen. Mein Antrag auf Einsetzung einer Subkommission fand . 
vorerst eine grosse Mehrheit. Erst später, als Frau Bundes­
präsidentin Drelfus& erklArte und zusicherte, dass bei ihr In 
der Verwaltung die Bereitschaft da sei, nun in diese Aich· 
tung zu gehen, haben wir uns gefragt, welches die effiziente 
Methode sei, um diese Verbesserung herbeizuführen. Ich 
habe Vertrauen in unsere Gesundheitsministerin, dass sie 
Wort halten wird. Es geht darum, bei der Spitalplanung, bei 
der Zulassung der Leistungserbringer und auch bei der 
Gleichbehandlung privater und öffentlich subventionierter 
Leistungserbringer Korrekturen einzuführen. Ich denke, 
dass z.B. auch fOr Privatspitäler Leistungsaufträge erteilt 
werden sollten. Ich denke auch, dass das Problem des Tarif­
schutzes In der ausserkantonalen Behandlung mit den· Ent­
scheiden des Eidgenössischen Versicherungsgerichtes 
noch nicht gelöst ist Wir werden uns In der SGK und auch 

im Departement sehr ernsthaft Gedanken darüber machen 
müssen, wie und in welchem Ausmass der Kontrahierungs­
zwang aufgehoben werden soll; wir werden uns auch dar­
Ober klar werden müssen, wie die SpitaJflnanzierung andera 
und besser gestaltet werden kann - Stichwort Fallpau­
schale-; das muss diskutiert werden. 
Sie sehen: Das Ganze Ist ein sehr komplexes Gebiet, aber 
wir alle wollen, so glaube ich, eine effiziente Grundversor­
gung, und da hat es noch LOcken. 
Es ist fOr mich erschüttemd zu sehen, dass z. B. die Rehabi­
litation von halbseitig Gelähmten noch nicht geklärt Ist; auch 
Hlmverietzte haben zu wenig Rehabllitatlonsmöglichkeiten. 
Da haben wir auch ein Planungsproblem, wo wir die ·Mittel 
am richtigen Ort zumessen und zuführen müssen. 
Eine letzte Bemerkung zur befOrchteten Ärzteflut aus dem· 
Ausland: Das Ist ein Problem, das mit dieser Initiative rein 
gar nichts zu tun hat Die Zulassung der Arzte, die einen 
ausländischen Pass tragen, Ist mit den bilateralen Verträgen 
und in unserer innerstaatlichen Rechtsumsetzung rechtmäe­
slg geklärt. Ob diese Initiative vom Volk angenommen wird 
oder nicht Wir werden keinen ausländischen Arzt mehr oder 
weniger haben. Insbesondere haben wir dort zu Recht keine 
Veränderung, weil die Ärzte, die in unserem Land praktizie­
ren dOrfen, einen.Anspruch auf Zulassung haben, wenn sie 
die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllen, ob sie nun Aus­
länder sind oder nicht. Ich bitte Sie, hier nicht Kraut und 
RQben durcheinander zu bringen. 
Persönlich werde Ich den ROckwelsungsantrag Zäch unter­
stützen, als Signal, auch als Ermutigung fQr die Verwaltung, 
nun den guten und richtigen Worten in der Kommission auch 
Taten folgen zu lassen. 

Gross Jost {S, TG):· Ich befasse mich nur mit der Volksinl­
tlatlve «fQr eine freie Arzt. und Spitalwahl». Ich möchte in 
Ergänzung zu den· AusfOhrungen von Frau Baumann noch 
einmal verdeutlichen, warum die Volksinitiative kein Beitrag 
zur Kosteneindämmung im Gesundheitswesen ist 
Die-Volksinitiative eliminiert alle planerischen Elemente im 
KVG. Sie macht die- Spitallisten der Kantone unmöglich. Ich 
würde auch sagen, sie verunmöglicht die Globalbudgetie­
rung der Kantone im stationären Bereich, derin jeder Patient 
soll Ja uneingeschränkt Spitallelstungen eines andem Kan­
tons auf Kosten der Grundversicherung In Anspruch neh~ 
men können. 
Ich bin der Meinung, die Volksinitlatlve könne tendenziell 
dazu fQhren, die wirtschaftlichen-Grundlagen der Zusatzver­
sicherung zu gefährden, denn die Grundveniicherung müs­
ste auch die Spitalkosten In Privatabteilungen und Halb­
privatabteilungen finanzieren. Das wäre eine Entlastung der 
Zusatzvenilcherung zulasten der Grundversicherung - mit 
der Folge massiv steigender Prämien In der Grundversiche­
rung. Das wollen wir sicher alle nicht.. 
Eine Kontrolle der Mengenentwicklung wäre nicht mehr in 
dem Ausmass möglich, wie es in diesem Land notwendig Ist 
Denn wir sind In einem Anbletermarkt: Es ist offensichtlich, 
dass die Zahl der Leistungserbringer - Ärzte und Dichte der 
Spitalbetten - das Kostenniveau des Gesundheitswesens 
ganz entscheidend beeinflusst 
Ich bin, entgegen der Auffassung von Herrn Suter, · auch 
nicht der Meinung, dass uns die Volksinitiative .beispiels­
weise im Bereiche der Einschränkung des Vertragszwanges 
die gleichen Möglichkeiten lässt. Ich bin vielmehr der Auffas­
sung, dass sie uns dieses Instrument auf der Ebene der 
Bundesverfassung aus der Hand nimmt Diese Dinge hän­
gen sehr eng miteinander zusammen. 
Die Volksinitiative hat einen entscheidenden Nachteil. Sie 
setzt nur auf das Allerwelts-Heilmittel des Wettbewerbs. Und 
ein totaler Wettbewerb Ist im Gesundheitswesen weder sinn­
voll noch machbar. Ich habe es schon gesagt: Es Ist ein 
Anbletermarkt Transparenz fOr den Patienten fehlt häufig. 
Wir haben einen staatlich reguUerten Markt. Die Preise wer­
den vom Stsat bzw. von den Kassen festgesetzt und finan­
ziert. Und wir haben vor allem eine fehlende Preiselastizität. 
und weil die Volksinitiative volle Kostendeckung verlangt, 
garantieren die bestehenden Tarife.dieses Preisniveau. Die 
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Preise sinken nicht im Verhältnis von Angebot und Nach­
frage. Das wären echte Rahmenbedingungen fOr den Wett­
bewerb, aber diese bestehen im Gesundheitswesen eben 
nicht 
Nun zum Rückweisungsantrag: Ich denke, der Antrag, den 
Herr Zäch jetzt dem Parlament, dem Nationalrat, beliebt 
machen möchte, enthält einige gute Bemente. Am grössten 
ist die Skepsis natürlich in Bezug auf die freie Arztwahl. 
Diese besteht zwar in einem wesentlichen, nämlich Im 
ambulanten Bereictr - sie kann beispielsweise durch Haus­
arztmodelle eingeschränkt werden -, aber im stationären 
Bereich Ist die freie Arztwahl In der Grundversicherung nicht 
realisierbar. · 
«Gesamtschwelzerische Spltalplanung» ist ein gutes Stich­
wort. Die-Initiative der SPS will eine Spltälplanung_auf Bun- · 
desebene in Bezug auf die universitäre, die Spitzenmedizin. 
Das geht In die richtige Richtung. Kostentransparenz und 
Qualitätskontrolle woUen wir alle; insofem ist dies ein richti­
ges Stichwort Wesentliche Bemente sind aber schon Im 
bestehenden KVG enthalten; diese sind allerdings zu opti­
mieren. 
«Gleichbehandlung im stationären Bereich•: Hier will ja der 
Bundesrat die Gleichbehandlung der Listenspitäler Im Ver­
nehmlassungsprojekt. Das ist ein guter Ansatz; der In .die 
richtige Richtung geht. 
Bestimmend dafür, dass unsere Fraktion dem ROckwel­
sungsantrag nicht zustimmen kann, sind aber ganz gewich­
tige verfahrensrechtllche Bedenken. Der Antrag vertangt 
ROckweisung an die Kommission. Das heisst im Klartext 
Die Kommission soll Im Rahmen der zweiten Teiletappe der 
Revision des KVG .einen Gesetzentwurf vortegen. Wir aber 
eiwarten die Botschaft zur zweiten Teiletappe "Teilrevision 
KVG• irgendwann im Jahr 2000. Die Kommission wäre mit 
-der Bearbeitung einer derart komplexen Materie doch zwei­
fellos überfordert 
Herr Zäch, man muss halt die Initiative und auch den 
Gegenvorschlag beim Wort nehmen. Sie wollen ROckwei­
sung an die Kommission, d. h. eben, dass-die Kommission 
dann gefordert wäre, sich tatsächlich an die Arbeit zu 
machen. Der Effekt wäre genau das Gegenteil von dem, 
was Sie wollen und was die Initianten wollen. Sie würden 
das vom Bundesrat vorzuschlagende zweite Etappenziel 
"Teilrevision KVG» verzögern, weil die Kommission jahre­
lang braucht, bis sie mit der Bearbeitung an jenem Punkt 
wäre, den wir vom Bundesrat eiwarten. Deshalb Ist das, was . 
Herr Suter gesagt hat. absolut richtig: Wir haben In der Korn• 
mlssion darauf verzichtet, einen konkreten Gegenvorschlag 
auszuarbeiten, im Vertrauen darauf, dass der .Bundesrat 
diese Punkte zum Thema der zweiten Etappe der Teilrevi­
sion des KVG machen wird. Deshalb können wir nicht einem 
Vorschlag zustimmen, der gut gemeint Ist, aber In der Ten­
denz zur Verzögerung des Reformprozesses Im Rahmen 
der zweiten Teiletappe des KVG führen wird. 
Deshalb bitte Ich Sie auch Im Namen der SP-Fraktlon, den 
Rilckwelsungsantrag Zäch abzulehnen. 

Heberleln Trlx (R, ZH): Wir diskutieren heute zwei Volksini­
tiativen, die gegensätzlicher nicht sein könnten. Die Denner­
lnltaitve «fOr tiefere Spltalkosten» geht von der Illusion aus, 
dass die-Festlegung eines Preises von 250 Franken pro Spi­
taltag automatisch die Kosten senke. Mit keinem Wort wird 
darauf eingegangen, wer dann die Differenz gegenüber den 
effektiven Kosten bezahlen soll: natilrtlch die Steuerzahler 
oder auch die Prä.mienzahler, je nachdem, wie das ausge­
legt werden soll. Illusionen sind zwar schOn, und Träume 
sind mindestens angenehm, in der Politik jedoch bringt uns 
das nicht viel weiter. Wir sind, gerade im Gesundheitswe­
sen, wohl während allzu langer Zeit den Träumen nachge­
hangen. 
Die Volksinitiative «für eine freie Arzt.- und Spitalwahl• Ist 
zumindest ihrem litel nach ein freiheitliches Anliegen. Kol­
lege Suter hat es auch elWähnt. in vielen Punkten könnte 
man die Anliegen der Initiative unterstOtzen: freie Wahlmög­
llchkelt von Arzten und Spitälern quer durch die ganze 
Schweiz, ohne Rücksicht auf die kostengOnstlgste Behand-
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lung, ohne, Klagen über Prämlenanpassungen und auch 
ohne Auswirkungen steigender Kosten auf Steuem oder gar 
Lohnprozente - wer möchte das nicht? All dies soU von der 
Grundversicherung übernommen werden, ohne sich nota­
bene auf die Prämien auszuwirken. Dass sich dies nicht rea­
lisieren lässt, .haben unterdessen auch die lnltlanten weit• 
gehend eingesehen, glaube Ich. Sonst hätte Herr Zäch die­
sen Rückweisungsantrag nicht gemacht Ich nehme an, 
dass er seine Interessenbindung nicht mehr bekannt geben 
muss, da wir Ja alle wissen, woher er kommt. 
ßle Initiative hat - ich habe dies gesagt - einiges fOr sich. 
Die Ausgangslage nämlich ist unbefrtedigend. Es Ist unbe­
friedigend, wie .die Kantone das KVG auslegen und wie sie 
die Spltalplanungen an ihren kantonalen Grenzen enden 
lassen oder vielleicht ganz knapp noch über die Grenzen 
hinaus weiter planen. Es Ist unbefriedigend, wie sie Kapazi­
täten aufrüsten, statt zur Zusammenarbeit Hand zu bieten.· 
Die Tatsache, dass zahlreiche Kantone private Spitäler über­
haupt nicht auf ihren Spltalllsten berücksichtigen und damit . 
die Wahlmöglichkeit erheblich einschränken, ist ebenfalls · 
nicht im Sinne des KVG. Die Tatsache, dass es zuerst einen 
Gerichtsentscheid brauchte, bis die Kantone Ihre Beiträge 
für ausserkantonale Behandlungen In Offentllchen und 
öffentlich subventionierten Betrieben, den so genannten So­
ckelbeltrag, leisteten, und dass heute diese Zuweisungen In· 
komplizierten Verfahren über den Kantonsarzt gehen, Ist 
genauso unbefriedigend. Nach wie vor erhalten die Patien­
ten In den Privatspitälern, auch wenn diese auf den Spltalll­
sten figurieren, den Grundversicherungsbeitrag nicht Ich 
denke, in ~lesem Sinne haben die Anliegen der lnltlanten 
ganz sicher ihre Berechtigung. · 
Auch die Spitalfinanzlerung Ist ganz klar unbefriedigend 
gelöst Die FDP hat sich von Anfang an für eine hundertpro­
zentige Finanzierung eingesetzt, also für die Gleichbehand­
lung von ambulanten und stationären Patienten, denn nur 
dann kann sich ein Wettbewerb entfalten,· und wir können 
eine Umlagerung von der stationären zur ambulanten Be­
handlung nochmals fördern. Weiter ist die fehlende BerOck­
sichtlgung der Investitionen bei· den Kosten ebenfalls .ein 
Fehler dieser Vorlage, die wir so von Anfang an bekämpft 
haben.-
Als Letztes, was auch bereits erwähnt wurde: Nur dann, 
wenn der Vertragszwang Im ambulanten und stationären 
Bereich aufgehoben wird, können kostengünstige lelstun· 
gen· und kostengünstige Leistungserbringer entsprechend 
belohnt werden. Diese Mängel mOssen behoben werden, 
das hat die Kommission auch ganz klar festgestellt Darum 
hat die FDP lri der Vernehmlassung die Vortage der Spltalfl­
nanzierung klar bef01W0rtet Wir haben uns auch für die Auf­
hebung des Kontrahierungszwanges ausgesprochen, wobei 
selbstverständlich sichergestellt werden rriuas, dass die· 
Leistungen der Grundversicherung weiterhin allen zugäng­
lich sind. 
Es geht also darum, eine vernünftige und kostenbewusste 
Lösung für die anstehenden Probleme zu finden. Die Korn• . 
mlssion hat sich dafür ausgesprochen, und wir vertrauen auf 
Bundespräsidentin Dreifuss, dass sie diese Vortage Im 

· Sinne dieser Wünsche, wie sie ausgesprochen wurden, brin• 
gen -wird. Wir haben ·auch gesagt. es dOrfe nicht Ober die 
Initiative abgestimmt werden, bever diese Vortage der Sp!. 
talflnanzlenmg bereinigt sei. 
Die FDP-Fraktion kann daher auch dem ROckweisungsan­
trag Zäch nicht zustimmen, denn dort wird klar eine gesamt­
schweizerische Planung und Spltalflnanzlerung verlangt 
Diese Anliegen können wir nicht unterstiltzen. 
Ich beantrage Ihnen daher, die Volksinitiativen und ebenso 
den Rllckwelsungsantrag Zäch abzulehnen. 

Rosafnl Stephane (S, VS): J'interviens en ce qui conceme 
!'initiative populalre „pour des coOts hospltallers moins ele­
ves». Tous les lndlcateurs relatlfs a r-evolutlon du Systeme 
de sante sont categorlques. A l'avenlr, les coQts seront tres 
etroitement et lneluctablement influences par dlfferents phe­
nomenes qui imposeront de malntenir le nlveau des presta­
tions actuelles, mais aussl de prendre en conslderatlon de 
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nouvelles prestatlons inherentes, notamment 1a prise en criteres atbltralres et d'un 1ederallsme aussl etrolt que 
charge des personnes ägees en etabllssement medlco• depasse, est la cause elle-mikne de charges flnancieres et 
social et dans les centres medlcc).socia.ux par les soins a d'une bureaucratle supplementalre absolument lndiscutable. 
domlcile, et encore d'integrer les nouvelles technologies Ce •Kantönligeist» a ete· la source d'une politique de pres­
pour repondre aux besoins des malades et attenuer leurs tige perverse; avec le _developpement de nouvelles structu• 
souffrances. Tenir dans ce contexte de besoins evidents le res de pointe dans de nombreux cantons, pour simplement 
discours de la reductlon des coQts et aller bien au~ela de ne pas devoir adresser des malades chez le canton voisin 
leur mailrise, ce que veut l'lnitiative populalre, c'est soit se disposant deja des equipements necessaires ou d'un hOpltal 
voller la 1ace, seit agjr po1;1r demanteler notre systeme de universltaire. II en est resulte au contraire de nouvelles sur­
protectlon soclale bäti au cours du siecle a force de dla- capacltes, alors que l'objectif de cette planiflcation etait pre-
logue. . cisement de les supprimer. 
L'lnitlative populaire qul nous est soumise a le merite de la Les conditions de l'urgence qui permettraient une prise en 
clarte, car- elle attaque de front notre regime solidaire de c:harge dans un autre canton sont deflnies d'une maniere tel-
prise en charge des coOts par rassurance--maladie. Cepen- lement restrictlve par la Conference des dlrecteurs canto-
dant, proposer, comme le 1ait cette initiative populalre, naux des affaires sanltalres, la CDS, qu'elles sont non 
d'exciure 1a couverture ambulatoire de l'assurance sociale, seulement lncomprehensibles au pubßc, rnais en bonne par-
c'est s1nscrlre en rupture totale d'avec le systeme actuel; tie aussl aux professlonnels de la sante. II en resulte des 
c'est generer a coup sOr une medecine a deux .vltesses; · conteatations d'autant plus hargneuses - II s'aglt prasque 
c'est 1avoriser l'excluslon des plus demunls, volre d'une · toujours de declsions retrospectlves - avec un echange 
grande part.de 1a popuJatlon des classes moyennes; c'est volumlneux de correspondances chronophages, exasperam 
valorlser la pratique de l'asslstance au detriment de l'assu- aussl bien pour les uns que pour les autres, et dont la prlnci• 
rance; c'est penallser les persoMes ägees malades; c'est pale vlctirne ·n•esr en ffn de compte personne d'autre que le 
entretenlr l'illuslon d'une dlmlnutlon des coüts. Bien que malade, l'assure qul passe a 1a caisse. 
dans l'air du temps, notamment suite a certaines affirma- Les coOts sont determines essentlellement par la morbidite 
tions qui ont ete exprimees a malntes reprises ces demleres et sa prise en charge. Le libre cholx du medecln et de l'hOpi­
semalnes, cette initiative populalre s'avere polltiquement, et tal ne les lnfluence. guere s'lls sont par allleurs g~ de 
surtout socialement, tnacceptable. Elle dolt itre clalrement ·manlere satisfalsante, en particulier seien les modalltes for• 
rejetee et combattue. Les solutlons en matiere d'assurance- 1altalres de l'APDRG. Ca systeme a l'avantage d'instaurer 
maladle ne se trouvent pas dans des propositions aussl sim- une concurrence qui Joue plelriement, de contrOler le nom-. 
plistes. bre de prestations, a savolr 1a fameuse «Mengenauswei-

tung» qui est l'obJet de tous les debats, et de garantir le 
Gulsan Yves (R, VD): Je ne prendrai pas posltlon sur l'inl- traltement sur le plan economique. 
tlative populalre „pourdes coOts hospltaliers moins eleV8$». Le message ne mentlonne-t-il pas expressement que les 
Je crois que les argumenl,!9 developpes_ par les rapporteurs condnions demandees par l'lnltlatlve .sont deja plelnement 
et les preopinants etalent suffisamment nombreux et con- reallsees par la LAA. Or, la LAA et son principal gestlon• 
vaincants pour lnciter a la rejeter. Je. ne m'exprimerai donc naire, la CNA, sont regulierement cltes en exemple pour leur 
que sur l'lnltiatfve populalre •pour le libre cholx du medecln rigueur dans la maitrise des coüts, aussi bien dans le 
et de l'etabllssement hospltaller». domaine ambulatoire qu'hospltalier. 
II ~t pour le moins paradoxal qu'une in~ qui ne falt que II est certalnement faux d'afflrmer que !'initiative s'oppose a 
rappeler des prlncipes de base par ailleurs largement admls, toute regulatlon de 1a denslte medicale ou hospltallere. Le 
et qui souleve des problernes • de fonctlonnement · de 1a libre choix preconise n'est pas un llbre cholx a tout crin, 
LAMal que tout le monde reconnait aussi, fasse l'objet d'une n'importe quoi et n'lmporte comment, 1a facture etant a. 1a 
q4asi unanimite de la commission contre eile. Car enfin, tout charge des payeurs. II s'aglt bei et blen du libre cholx dans 
le monde convient que l'obligation d'assurance entraine ipso le cadre des structures existantes, dans lequel II est legitime 
facto une obligation de prise en charge financiere de tous d'lmposer des contraintes, en partlculler dans le clomalne de 
les assu• aussl bien par les pouvoirs publics que par les la quallte et des tarifs. · 
calsses-maladle. II est, par consequent, foncierement lnJuste Cette Initiative n'a rien invente; eile ne falt que reprendre des 
et dlscrimlnatoire que la partlclpation de l'Etat, en l'occur- princlpes qui flgurent deja dans la LAMaJ, mais souleve des 
rence des cantons, seit refusee a.ux titulalres d'une ·assu- questions d'appllcatlon largement reconnues, princlpale­
rance comptementaire d'hoapltallsatlon. ment dans le domaine hospltaller, pulsqu'elles sont a 1a base 
Le Tribunal 1ederal des asaurances a tranche dans le cas de de la nMsion en·cours. La lol n'est donc pas fondamentale­
l'hospltalisation privee hors canton, et encore pour autant ment remise en cause par une dispoaltlon constltutlonnelle 
que ce traltement extra-cantonal seit Justitia et rencontre qui ne ferait qu'ancrer le principe d'une mee:teclne liberale 
fäpprobatlon du medecln cantonal. Mals la pratique actuelle avec des regles de concurrence reposant essentlellement 
a l'interieur des cantons, ou les assures en prive et en demi- sur la quallte, la transparence et l'egallte de tralternent, vala• 
prive n'ont pas droit aux .prestations de base de rEtat, est bles aussi bien pour les assureurs que les foumlsseurs de 
manifestement en contre.dlctlon avec la loi et attend le cou• prestations, ce qui n'est manifestement pas le caa actuelle-
rageux qul osera porter la question devant les trlbunaux. · ment 
Les problernes souleves par l'application des dlspositions de Le sort de cette initiative depend donc largement des propo-
l'article 41 a 49 LAMal sont effectivernent d'une importance sltions qui seront 1altes dans le domalne hospitaller et pour­
sufflsante pour qu'une reforme du financement hospitalier rait probablement Ekre retiree, al l'OFAS persiste dans son 
solt a l'etude par l'OFAS depuls malntenant pres de deux modele de financement par cas, independamment de l'hOpi­
ans, avec l'lntention de proceder rapidement a des change- tal et du canton. C'est pour cette raison que je vous prie de 
ments. Or, cuneusement, II en est falt allegrernent abstrac• soutenir cette initiative et, a de1aut, la propositlon de renvol 
tion dans l'argumentatlon a la fols du message et de la · Zäc:h. 
commlssion, alors qu'aussi blen 1a premiere mouture propo-
see que 1a deuxlerne version light pour las cantons, qui est Maspoll Flavfo h Tl): Cerchero di non farvi perdere il treno; 
en vole d'elaboratlon actuellement, vont precisement dans le al masslmo un pale di minuti, e per quanto mi conceme 
sens de !'Initiative avec un financement par cas selon les sarete pronti per le Ferrovie federall. 
modalltes APDRG. Le due inizlative popolarl ehe sono oggi in discusslone sono 
L'argumentatlon principale contre !'Initiative repose sur l'aug- 1rutto di una legge - la LAMal - a mio modo di vedere com­
mentatlon des coüts, parce qu'elle condamnerait la planiflca- pletarnente falllta. In efletti, la LAMal non ha mantenuto nulla 
tion hospltallere cantonale instituee par l'article 41, que l'on dl quelle ehe aveva promesso. 1 preml delle casse malatl 
entend precisement revlser. Or cette planification hosplta- continuano a sallre, sono saliti e saliranno ancora, anche nel 
llere mal co119ue, pratiquee en bonne partle en fonction de nuovo mlllennio. La solidarleta fra pazlenti glovani e vecchi 
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non si e reallzzata, la solldarleta fra donne e uominl non si e 
reallzzata, e la solidarieta tra casse malatl sl e reallzzata nel 
senso delle fusioni: oggi abblamo in sostanza tre casse 
malatl ehe coprono II 99 per cento degli assicuratl. Dunque 
la famosa llbera concorrenza sl riduce al fatto ehe ognuno e 
libero oggi dl scegllere grosso modo fra tre casse malatl ehe 
ehlaramente si equivalgono per clb ehe conceme i prezzi. 
Se pol prendlamo 1a sentsnza del Tribunale federale ehe ha 
dato ragione alle casse malatl contro una coppia - parlo qul 
dl una sentenza dl circa un anno fa -, in cui dava raglone 
alla cassa malati ehe aveva estromesso dall'assieurazione 
complementare una coppia di anzlani ehe ha pagato per 
tutta una vlta per poter godere della prima elasse in ospe­
dale e ehe al momento di dover purtroppo usare queste 
beneficlo, gll e stato tolto, proprio perche anehe queste e 
contemplato in una legge lniqua. Una legge ehe da un 
potere Immense alle casse malatl e a quelll ehe io deflnlsco 1 
«cassamalatari», usando un neoioglsmo preso in prestlto 
dal romanesco. Una legge dunque ehe da troppo potere alle 
casse malatl, e queste sicuramente a scapito del pazlenti: 
Ecco percha a un bei momento 100 000 persone firmano 
una inizlativa come quella per abbassare i costi ospedallerl; 
ecco percha 100 000 persone finnano una inlziatlve come 
quella ehe deve garantlre anehe In futuro la libera scelta del 
medlco e dell'ospedale. Percha? Perche queste privlleglo, 
ehe pero in uno Stato sociale, in uno Stato dl dlritto come il 
nostro non dovrebbe essere un privlleglo, ma una pura for­
mallta, e messo indlscussione, da una legge - lo ripeto -
ehe non funziona. · 
Dunque e inutile, come hanno fatto alcuni predecessori qul 
al mlcrofono, ironlzzare su qeste lnlziative popolari. Sono ini-, 
ziatlve sacrosante ehe cercano dl risolvere un problema ehe 
II Goveino e queste Parlamente non sono statl In grado dl 
rlsolvere. Non lo risolvono - vedo ehe tuttl agitano le braccia 
e agitano spauracchi, parlano di incompetenza, pariano dl 
gente ehe non -ha eaplto di ehe cosa si tratta. Perl>, Signori, 
runica cosa ehe ho capito ro e ehe 1a LAMal e un falllmento 
totala. Dunque, ml appresterai a prendere in conslderazione 
queste lnlzlative con plu serenita e magari con un po dl buon 
senso in piu. A me non sembra ehe rinlziativa per abbassare 
1 costl ospedalleri avrebbe delle conseguenze catastrofiehe. 
Vlceversa mi sembra - e dl queste sono convint0 - ehe l'lni­
zlativa per garant{re a tutti, ripeto: a tutti, 1a llbera scelta del 
medlco e dell'ospedale, e II meno ehe uno Stato come II 
nostro poasa fare e deve reallzzare. • 
Vogllamo andare versa una medlcina a due velocita: eUniehe 
private per i ricchl e pollarnbulalori per i poveri? A me sem­
bra ehe una prospettlva del genere non possa essere accet­
tata da nessuno dl nol. Almeno nel campe della sanlta 
dovremmo essere tuttl uguali, e queste mi sembra II mfnlmo. 
Con queste vl invlto a raccomandare l'approvazlone delle 
due inlziatlve ed anehe ed accettare la proposta dl rinvio 
Zäch ehe mi sembra oltremodo ragionevole. 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 13.00 Uhr 
La SBll1IC8 est levee ä 13 h 00 
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Für eine freie Arzt· und Spitalwahl. 
Volksinitlatlve 
Pour le llbre cholx du medecin . 
et de l;etabllssement hospltaller~ 
Initiative populalre 

Fortsetzung- Suite 
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Für tiefere Spitalkosten. 
Volks Initiative 
Pour des couts hoapitallers 
moins eleves. 
lnltlatlw, populalre 

Fortsetzung - Suite· 

Botschaft des Bundesrates oa.o&.99 {BBI 1999 9879) · 
Message du Conaell Nderal 08.09.99 (FF1999 9005) 
Natlonallat/Cons national 08.12.99 

GutzwlUer Fellx (R, ZH): Nachdem am letzten Mittwoch In 
diesem Saal die Schwächen der Denner-lnltlatlve genilgend 
klar geworden sind, Aussere Ich mich. nur noch zur Volks­
initiative «fQr eine freie Arzt- und Spltalwahl». 
Wer will sie nicht, dle freie Arzt- und Spltalwahl in der gan­
zen Schweiz? Wer will sie nicht, diese Wahlfreiheit, die mit 
einem.Anrecht auf Kostendeckung verbunden Ist? Dies ist 
denn auch das zentrale Problem der vorliegenden Volks­
initiative. Sie äuasert sich weder zum Preis, der fQr diese 
Wahlfreiheit zu bezahlen Ist. noch dazu, wer schliessllch die 
Rechnung begleichen 8011. Sie ist aus heutiger Sicht ilber­
flüsslg. Andererseits ist sie wettbewerbsfelndllch und des­
halb kostentrelbend. 
Allerdings weist diese Volksinitiative, 1997 eingereicht, . 
durchaus auf einige wichtige Fragen hin, welche die Revi­
sion des KVG ·offen gelassen hat. Da ist Henn Kollegs Zieh 
Recht zu geben. In der Zwischenzeit hat der Entscheid des 
E'rdgenössischen Versicherungsgerichtes vom 16. Dezem­
ber 1997 allerdings eine erste Klärung zur Frage der Bei­
tragspflicht · der obligatorischen Krankenv-.rslcherung zur 
Gleichbehandlung der Spitäler gebracht 
Zudem ist mit der Teßrevision des KVG begonnen worden; in 
zwei Revislonsetappen sollen Lösungen fQr die hängigen, 
Fragen gefunden werden. Die Neuordnung der Spltalflnan­
zierung, die auch Themen der Volksinitiative aufnimmt, Ist 
Gegenstand dieser zweiten Etappe. Damit sind diese Ver­
fassungsinitiative sowie die beantragte ROckweisung an die 
Kommission zwecks Formulierung eines Gegenvorschlages 
überfJQssig. 
Zudem ist sie, und das scheint mir besonders wichtig, entge­
gen den Behauptungen der Jnltlanten wettbewerbsfeindllch. 
Der verfassungsmässig zu verankemde Anspruch der Pati­
enten auf Kostendeckung In allen Spililem bzw. bei allen Arz.­
ten macht sie zu einem Instrument der Besitzstandgarantie. 
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Die Anreize müssten ganz im Gegenteil so gesetzt werden, 
dass die Preise bei einem vorhandenen Überangebot sinken 
und nur die wettbewerbsfähigen Anbieter überleben können; 
dazu bräuchte es unter anderem eine Lockerung des Ver­
tragszwanges. Sicher ist eine solche Lockerung künftig ein 
wichtiges 8ement einer wettbewerblichen Reform des Ge­
sundheitswesens. 
Im Gegensatz dazu zwingt die Initiative die Versicherer, Leis­
tungen an alle Ärzte, alle Spitäler auszurichten. Damit führt 
sie ganz klar zur Strukturerhaltung und zementiert die Über­
kapazitäten im Akutsektor, die es heute ohne Z'i{eifel gibt 
Der Prämien- bzw. Steuerzahler bezahlt diese Struktur-
erhaltung letztlich teuer. · 
Die Initiative zielt deshalb in die falsche Richtung; mit Ihr 
bleiben die wirklichen Probleme, besonders jene im Bereich 
der Spitalfinanzierung, bestehen. Beim heutigen Finanzie­
rungssystem subventionieren die Kantone und Gemeinden 
die öffentlichen und öffentlich subventionierten Spitäler mit 
Beiträgen· an ihre Betriebs- und Investitionskosten. Zudem 
gewähren ihnen die Kantone oder Trägergemeinden Defizit­
garantien. Diese Subventionspraxis führt zu einer Reihe von 
Wettbewerbsverzerrungen und . Ineffizienzen. So werden 
etwa stationäre Leistungen künstlich verbilligt; dies verhin­
dert ein Verlagern der Behandlungen vom teureren stationä­
ren Bereich in den billigeren teilstatlonären oder ambulanten 
Bereich. Altematlve Versicherungsmodelle - man nennt sie 
auch «managed care»-Modelle -werden durch diesen zwei­
gleisigen Finanzierungsmodus klar benachteiligt Die HMO, 
die Gesundheitskassen erzielen ihre Kostenersparnisse 
zum grössten Teil über geringere Hospitallsatlonsraten und 
kürzere Aufenthaltsdauern Im Fall stationärer Behandlung. 
Wegen der Subventionierung der stationären Leistungen 
können sie nur einen Tell der möglichen Einsparungen reali­
sieren und In Form reduzierter Prämien an Ihre Versicherten 
weitergeben. 
Diese Probleme geht die Initiative nicht an. Es sind aber die 
Probleme, welche die Revision der Finanzierung angehen 
muss. Wir erwarten also, dass diese Finanzierungsprobleme 
In der zweiten Etappe der Tellrevlslon KVG zügig angegan­
gen werden. Dazu braucht es eine wettbewerbliche Reform 
des KVG und des Finanzierungssystems. Es braucht aber 
auch eine Reform, welche die Wahlfreiheit im Zusatzver­
sicherungsbereich wieder stärkt Dazu soll die Möglichkeit 
gehören, gegen einen entsprechenden Prämienzuschlag 
selbstverständlich, Arzt und Spital im ganzen Land frei wäh­
len zu können. 
Die Rückweisung schllesslich, beantragt durch-die Initianten 
selbst, zeigt wohl an, dass es Ihnen mit der ursprünglichen 
Initiative nicht mehr ganz wohl Ist. 
Wir bitten Sie, die Initiative sowie den Rückweisungsantrag 
Zäch, die die nötige Reform und die kostendämpfende Wett­
bewerbsstrategie behindern, abzulehnen. 

Borer Roland (V, SO): Gewisse Mängel der Volksinitiative 
«für eine freie Arzt- und Spltalwahl» hat Herr Gutzwiller auf­
geführt Es Ist natürlich eine Tatsache und ein Umstand, 
dass diese Initiative jetzt zwei Jahre lang nicht bearbeitet 
worden ist und dass sich gewisse Dinge auch in der 
Schweiz verändern, obwohl alles ein bisschen langsamer 
geht Aus diesem Grund 7 das ist meine ganz persönliche 
Meinung - bin Ich der Ansicht, dass der Rückweisungsan­
trag Zäch so, wie er hier vorliegt, eigentlich der richtige Weg 
wäre. 
Diese Initiative spricht gewisse Punkte an, die wirklich zu 
korrigieren sind und wo bis heute nichts oder fast nichts ge­
macht worden ist. Ich spreche alle Damen und Herren an, 
denen liberales Gedankengut eigentlich nahe steht Was 
kann denn gegen Wettbewerb zwischen den einzelnen Lei­
stungserbringern sprechen, wie er jetzt gefordert wird? Ich 
meine: nichts! Was kann dagegen sprechen, dass bei den 
Leistungserbringern endlich gleich lange Splesse angewen­
det werden? Diese sind heute zu einem wesentlichen Teil 
nicht vorhanden. Was kann dagegen sprechen, dass der 
Versicherte und die Versicherer gegenüber den Lelstungser-
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bringem gestärkt werden? Auch das, finde Ich, lsteln Punkt, 
den man doch wirklich, weM man liberales Gedankengut 
hochhält, nicht ablehnen kann. 
Was spricht dagegen, dass nun endlich auch Im Bereich der 
Spltalfinanzierung mit offenen Karten gespielt wird? 
Heute wird ein öffentliches Spital gebaut; eine Viertelstunde 
nach seiner Eröffnung werden die l,:nmoblllen auf Null abge- · 
schrieben. So funktioniert es dochl Der private Leistungser­
bringer dagegen muss die Kosten, die auflaufen, Immer In 
seiner Rechnung aufführen. Die öffentlichen Spitäler werden 
so eindeutig bevorzugt. Es gibt wirklich Punkte, die endlich 
korrigiert werden müssen; meines Erachtens spricht über­
haupt nichts gegen einen Indirekten Gegenvorschlag. 
Hier geht nicht darum, einen . direkten Gegenvorschlag zu 
machen. Vielmehr geht es um einen indirekten Gegenvor­
schlag auf Gesetzesstufe - um nichts mehr und nichts weni­
ger. Ich finde, dass es an der Zelt ist, dass das Parlament 
die Geschwindigkeit, das Tempo und die Schwerpunkte . 
beim KVG und bei dessen Revision heute festlegt. 
Vergessen Sie eines nicht Der Titel «Für eine freie. Arzt­
und Spltalwal'!I» findet heute, angesichts der horrend ho~en 
Krankenversicherungsprämien, auch beim Mittelstand . Im­
mer mehr Akzeptanz. Ich befürchte, dass diese Initiative 
ohne einen Indirekten Gegenvorschlag, ohne den klar doku­
mentierten WIiien, dass das Parlament In diesem Bereich et­
was bewegen will - Handlungsbedarf Ist ja weiss Gott 
vorhanden -, ohne weiteres angenom~ wird. Dann müs­
sen die Damen und Herren, die gegen diesen indirekten Ge­
genvorschlag sind, mir erklären, wie wir diese ll'litlatlve bei 
der heute gültigen Kopfprämie umsetzen sollen. 
Es Ist- Ich möchte das nochmals betonen - nicht so,.dass 
ich die Mängel dieser Initiative nlch.t sähe, aber Ich sehe auf 
der anderen Seite auch nicht ein, weswegen das Parlament 
nicht heute die Geschwindigkeit bei der Revision des KVG 
festlegen will. Das Ist In meinen Augen ein Punkt, der dafOr 
spricht, dem R0ckweisungsantrag Zäch zuzustimmen. 

Egerszegl-Obrlst Christine (R, AG): Herr Borer, Sie haben 
die Wettbewerbsfreundlichkalt der Initiative gelobt. Ist In 
Ihren Augen Wettbewerb bei voller Kostendeckung möglich? 

Borer Roland (V, SO): Die volle Kostendeckung Ist in mei-
-nen• Augen an sich kein Problem, das wettbewerbshem­
mend sein muss. Es ist nämlich so: Es wird kein Versicherer 
mit einem Leistungserbringer, der zu teure Leistungen er­
bringt, d. h., zu hohe Kosten verursacht, noch einen Vertrag· 
abschliessen, wenn er·die Vertragsfreiheit hat Wenn ich das 
gleiche Produkt In gleicher Qualität von einem anderen Lei­
stungserbringer preisgünstiger einkaufen kann, gehe ich 
nicht zum teuren Leistungserbringer. 

Zieh Guido (C, AG): Am letzten Mittwoch hat eine uner­
trägliche Vermischung der beiden· Volksinltlatlven - «für tie­
fere Spltalkosten» und «für eine freie Arzt- und Spltal­
wahl» -'- stattgefunden. Ich spreche jetzt ausschliessllch zur 
Initiative «für eine freie Arzt- und Spitalwahl». . 
Diese wurde am 26. November 1999, über zwei Jahre nach 
ihrer Einreichung also, von der noch. In alter Zusammenset­
zung tagenden SGK In Ihrer a)lerletzten Sitzung besprachen 
und, bevor das Protokoll bekannt war, als Lückenbüsser, 
notfallmässig, auf die Traktandenllste für unsere Sitzung 
vom 8. Dezember gesetzt. Für eine fundierte Fraktionsbe­
sprechung fehlten wichtige Unterlagen und die Zelt ~r not­
wendige Rüeksprachen. Jetzt sollen beide Volkslnltlatlven 
als Tandem verabschiedet werden. Ich verwahre mich ge­
gen die Art, wie die Kritik· in der Diskussion vom vergange­
nen Mittwoch - heute sind löbliche Ausnahmen erfolgt -
gleich im undifferenzierten Multlpack verabreicht worden Ist. . 
Persönlich möchte ich den Hinweis der behaupteten Wahr­
nehmung von Eigeninteressen klarstellen: Das von mir ge-· 
baute und geführte Schweizer Paraplegiker-Zentrum Nottwil 
hat die angestrebten Zielsetzungen der Initiative bereits jetzt 
erreicht. Bei uns sind Patienten aus·a11en 26 Kantonen hos­
pitalisiert, und bei uns haben noch nie ein Patient oder seine 

. Angehörigen - sofern si~ in der Schweiz wohnen - einen 
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Franken an die Hospitallsatlonskosten beigetragen. An die 
Baukosten von 300 MIiiionen Franken und an die derzeitigen 
Betriebskosten von 87 MIiiionen Franken pro Jahr leisteten 
und leisten weder Bund noch Kantone einen Beitrag, obwohl 
75 Prozent unserer Patienten lediglich eine Grundversiche­
rung aufweisen. Wir ziehen Privatinitiative der staatlichen 
Unterstiltzung vorl 
Die dun:::h unsere Volksinitiatlve aufgeworfenen gesundhefts.. 
politischen Fragen bezüglich des Wettbewerbs dun:::h Ko­
stentransparenz und Qualitätskontrolle, der Gleichbehand­
lung öffentlicher und privater Spitäler, der subjekt- statt ob­
jektbezogenen Spitalfinanzierung und der gesamtschweize­
rischen Spitalplanung unter E'mbezug der Kompetenz­
zentren sind nicht beantwortet worden. 
Weisen Sie die Vorlage an die neue SGK zurück mit dem 
Auftrag, Im Rahmen der zweiten Etappe der KVG-Revlslon 
einen Indirekten Gegenvorschlag dazu auszuarbeiten. Zu 
viele Fragen warten bereits zu lange auf eine fQr uns alle 
wichtige Antwort. Lassen Sie sich bitte nicht wieder ver­
trösten! Unsere Wähler wollen Taten sehen! 

Bortoluzzl Toni r,t, ZH), für die Kommission: Ich möchte 
mich zu den Volksinitiativen selbst nicht mehr äussem, weil 
die Votanten mit wenigen Ausnahmen den Antrag der Kom­
mission und des Bundesrates unterstützen. Die Argumente 
sind in etwa die gleichen. Die Ziele der Initiativen sind an 
sich unbestritten, nur der Weg, welcher vorgeschlagen wird, 
ist ungeeignet, um nicht zu sagen, teilweise unhaltbar. 
Ich mOchte mich nochmals kurz zur ROckweisung äussem. 
Das Problem bei der ROckwelsung ist weniger mangelndes 
Verständnis gegenOber dem eigentlichen Anliegen der Initia­
tive «für eine freie Arzt- und Spltalwahl", sondern es liegt 
vielmehr Im Ablauf des ganzen Geschäftes. Im Departement 
wird die Vorlage, welche die Spitalfinanzlerung belnhaJtet, · 
zurzeit vorbereitet Also wird ein ganz wesentlicher Teil des 
Anliegens der Initiative dort aufgenommen. Das angestrebte 
Ziel der Initiative ist aufgegleist und wird ernsthaft In Aus­
sicht gestellt Eine ROckwelsung bedeutet, dass die Kom­
mission eigentlich die gleiche. Arbeit aufnimmt, wie sie 
bereits in der Verwaltung, im Departement. geleistet wird. 
Aufgrund dieser Situation ist die Kommission zum Schluss 
gekommen, auf einen indirekten Gegenvorschlag zu ver­
zichten und die Arbeit der Verwaltung abzuwarte!'I, um ihre 
Resultate entgegenzunehmen und dann Im Sinne der Initia­
tive ieglferferen zu können. 
Ich muss Ihnen im Auftrag der Kommission den Antrag stel­
len, auf einen Gegenvorschlag zu verzichten. 

cavam Franco (S, TI), pour 1a commission: Je tiens aussl a 
parler des proölmnes formels qul se posent malntenant en 
ni revenant pas sur 1a dlscusslon de fond qui.a deja eu lieu. 
D'abord, J'alrnerals dlre a M. Zäch que la commlsslon a dls'-

. cule tres longternps de l'lnitlatlve populalre. Elle en a discute 
a fond. II a. lul, eu la posslblllte de nous presenter tres lon­
guernent sa positlon. II taut dlre que i'ancienne commlssion 
justement, pendant quatre ans, avait dlscute presque tous 
les mols de ces problltmes. Ce ne sont donc pas des probllt­
mes nouveaux pour lea membres de la commlsslon: pen­
dant quatre ans, nous avons eu tres souvent roccaslon de 
dlacuter des problmnes du systmne de sante et aussi de 
ceux des calsses-maladie. AlorB, je ne pense pas qu'on 
puisse dlre que nous n'avons pas consacre une attention 
sufflsante a l'inltlatlve populaire. Le fait qu'on ratt mise a 
!'ordre du jour icl n'a rlen a voir avec notre commlssion. De 
toute fa9on, M. Zieh ne peut passe pialndre de ne pas avoir 
ete traite correctement; II a mäme eu, aujourd'hui, une possi­
blrite extrareglementaire de prendre encore une fois la 
parole, chose que je n'al Jamals vu faire auparavant dans ce 
Conselll 
Par ailleurB, je pense que le probleme fondamental a ete 
souteve par Mme Egerszegi avec laquelle, pour une fols, Je 
suls compllttement d'accord, ce qul n'arrlve pas tres sou­
vent Elle a tres blen explique ·Ic1 que le marche de la sante · 
est un marche gare par l'offre, et non pas par 1a demande. 
C'est la questlon fondamentale, c'est ia question de 

r 

methode a laquelle II faut repondre. SI on ne repond pas a 
cette question, tout le reste, c'est un peu du blabla. C'est un 
marche regle par l'offre, et dans cette condltion-la, si nous · 
appliquons malntenant les princlpas de cette initiative popuw 
faire, il est absolurnent sar qu'II y aura une explosion des 
coOts et une explosion des prlmes des caisse&-maladle. 
C'est cela la reallte. Je pense que c'est la reallte fondamen­
tale a propos de laquelle nous devons repondre vis-a-vis du 
peuple. 
Je ne crols pas, Monsieur Borer, que le problmne soit de 
faire un cornbat ldeologlque. D'un cOte, il y a ceux qul veu­
lent des lignes directrlces, de l'autre cOte, II y a ceux qul veu­
lent le libre marche. Tous les experts qui. s'occupent 
smfeusement du marche de·la sante savent qu'U faut, d'un 
cOte, des lignes dlrectrfces et qu'il taut aussi, dans certaines 
occaslons, le libre marche. C'est seulement en comblnant 
les deux choses que nous pouvons resoudre lea problltmes 
dans le marche de ia sante. Ce n'est pas une question ld6o­
loglque, c'est une questlon d'ordre tout a fait pratlque. SI 
nous sommes pratlques et• pragmatiques, nous devons 
reconnaitl:'e qu'H taut lea deux choses. 
C'est alnsl que votre commlssion, qui n'etalt pas en posses­
slon de la propositlon de renvol Zäch, mals qul a dlscute de 
1a situation du contre-projet, est parvenue clafrement a la 
concluslon qu'II ne fallalt pas se donner le maridat de prepa­
rer un contre-projet indlrect. pour des raisons bien preclses. . 
1. La plupart des problltmes souleves sont des problämes 
qui se posent dans les relations entre Beme et les cantons. 
Ce n'est pas une commlssion parlementalre qul va ddblo­
quer ia sltuatlon qul est bloquee surtout dans le domalne du 
flnancement hospitalier entre la Confederatlon et les can­
tons. 
2. Nous savons exactement, et Je suls sOr que Mme 1a presi­
dente de 1a Confederatlon va nous le confirmer, qu'il y a un 
agenda bien precls pour dlscuter des problmnes du flnance-

. ment des etabllssements · hospltaHers. Tout cela a deja ete 
soumis a consultatlon. Nous savons que, tres procbalne­
melit, nous-aurons affalre aax projets. Alora, venlr malnte­
nant dire que nous, enlevons tout l'«agenda setting" a 
l'administratlon federale et que nous le donnons a une com­
mlssion qul dolt commencer le travall des le debut, cela. 
signifierait perdre enormement de temps. Tous ceux qul con­
naissent le travail des commlsslons savent qu'une commls­
sion ne peut pas faire tout son travail, en moins de 12, 18 ou 
24 mols. Nous allons donc avoir besoin de 24 mois sachant 
que, dans quelques mois, le Conseil federal va venir avec 
des projets cialrs dont nous pourrons dlscuter. 
N'acceptons pas une proposltion qul nous fera perdre beau­
coup de ternps sur un problmne essentlel. N'enlevons pas 
au Conseil federal ce qui est sa täche, c'est-a-dlre presenter 
des projets. Ne creons pas davantege de problltmes dans 
ce secteur ou nous en avons deja . 

Drelfuss Ruth, presidente de la Confederatlon: Je cons­
tate aveaplalslr que tous les groupes et 1a plus grande partle 
des• intervenants suivent' la recommandatlon du Conseil 
federal, qui tend au rejet des deux Initiatives populalres. Ces 
deux initiatives ont en commun de porter sur le domaine de 
l'assurance-maladle et sur l'a.mpleur des prestatlons couver­
tes par l'assurance de base, mals c'est vratment la seule · 
chose qu'elles ont en commun. Vous avez tout a fait raison, 
Monsieur Zieh, de souUgner qu'ellea partent de polnts de 
vue diametralement opposes, notamment en ce qui con­
ceme les soins arnbulatoires. II est ainsl recomm,ande de lea 
traiter l'une apres l'autre et• de reflechiraux irnplications de 
l'une et de l'autre de ces initiatives sur ie systeme mls en 
place par la LAMal de faQOn tres dlffel'Elflciee. 
Concemant ~'abord !'initiative populalre •pour des collts 
hospltallers moins eleves», je dirai que la, 1a reponse est 
evidente, simple: cette initiative a un titre trompeur et l'on 
doit donc s'y opposer. Pourquoi? Parce que la !Imitation du 
regime obllgatolre de l'assurance-maladle au seul secteur 
hospltaller, c'est-a-dire finalement a environ un quart des 
dlipenses de l'assurance-maladle, et' la posslbilite de con• 
cJure cette assurance pour l'hospltalisatlon en dehors de 1a 
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LAMal mettent en peril le systeme soclal et condulsent a une 
desolldarisatlon grave. Cela condulralt forc:ement a une 
medeclne a deux vitesses, parce qu'une assurance faculta­
tlve pour les prestatlons ambulatoires, qul est un secteur en 
plelne expansion, ne seralt plus accesslble a tout Je monde: 
pensons aux malades chronlques, cela a ete dlt a 1a tribune 
1a semalne demiere; pensons egalement aux personnes 
ägees; pensons encore au·probleme des primes qul seraient 
flxees selon les risques, c'est-a-dire räge, le sexe et l'etat de 
sante; pensons enfln aux reserves d'assurance, qul pour­
ralent de nouveau etre introdultes pour la couverture des 
prestatlons ambulatolres. 
Lee coneequences en sont connues: recours de l'assure a 
l'ak:le soclale; eventuellement, mise en place par l'Etat d'une 
offre ambulatolre et seml-hospltallere publique pour garantlr 
malgre tout l'acces aux solns a ceux qul ne pounaient 
s'assurer. Cela constil.ueralt un serleux retour en aniere qui 
iralt mime au-dela de ce qui etalt contenu dans la premiere 
lol sur l'assurance-maladie, parce que celle-d perdralt son 
caractere soclal pour les trois-quarls de ses prestations. 
B, surtout, les mesures. qul sont prevues dans l'lnltlatlve 
populaire, a savoir 1a llmltatlon du regime obllgatoire au seul 
secteur hospltaller, 1a flxatlon d'une indemnite de 250 francs 
par patlent et par joumee d'hospitallsatlon, 1a suppression 
de la partlclpatlon des assures aux couts des qu'U y auralt 
hospltallsatlon, ne condulsent pas a une diminution des 
coßts. Ces mesures entratneraient au contraire· un accrois­
sement du nombre de Joumees d'hospltalisatlon, en ralson 
d'un transfert de l'ambulatolre vers l'hospltaller, la ~ppres­
slon pour les patlents comme pour les höpitaux eux-mimes 
de toute incitatlon a redulre la duree de l'hospltalisatlon. 
Finalement, II s'aglralt de transferer une partle des couts de 
l'assurance-maladle, en ce qui conceme l'hospltaller, aux 
cantons, aux oommunes, aux contribuables, et surtout- je le 
repete - aux menages et a l'alde soclale concemant l'ambu­
latolre. 
Cette initiative, lorsqu'elle ose le tltra «pour des coQts hospl­
taliers molns eleV8'», trampe son monde. Ce qu'elle pro­
met, c'est que les primes seralent molns elevees; mals ces 
primes-la ne couvrlraient plus qu'une toute petlte partle des 
prestatlons de l'assurance-maladle. 

. La dlscussion sur l'"mitlatlve populalre «pour le llbre choix du 
medecln et de l'etabllssement hospltaller» doit etre menee 
de f8QOll plus nuancee. O'abord, faimerais encore une fois 
soullgner la difference qul separe les deux initiatives: l'lnltfa­
tlve Danner SA ne veut plus garantlr d'accäs soclal et libre 
aux prestatlons ambulatolres, en ce sens que cet acces ne 
seralt plus couvert par l'assurance--maladle. L'inltlatlve «pour 
le llbre choix du medecln et de l'etabllssement hospitaller» 
veut, par contre, le llbre acces des assures a tous les four­
nlsseurs de prestatlons en Sulsse, et une prise en charge 
Integrale des coQts des prestatlons effectuees par les four­
nlsseurs de prestatlons. 
Sur le plan de 1a medeclne ambulatolre, cette llberte est lar­
gement garantle aux assures dans le cadre de leur canton · 
de residence. Nous ne connaissons personne qul, dans ce 
domalne, se plalnt de restrlctlons a sa llberte de cholx. C'est 
donc bien sur 1a questlon hospltallere que nous allons devolr 
concentrer notre at:tentlon. · · 
Au moment du depöt de !'Initiative populalre, c'est-a-dire en 
1997, mals Je dlrals mime des l'entree en vigueur de 1a 
LAMal, nous avons eu, et cela s'est degage progresslve­
ment, un probleme de mlse en oeuvre en ce qul conceme la 
questlon de 1a prise en charge de l'hospltallsatlon. Cette 
questlon a dQ etre reglee par 1a jurlsprudence du Tribunal 
federal des assurancea en ce qul conceme l'hospitallsatlon 
des assures hors de leur canton de realdence, puisqu'en caa 
de necesslte medlcale, cette prise en charge doit Atre assu­
ree a la fols par rassurance de base et par des subventlons 
du canton de domicße de l'assure concerne. II est vrai, cela 
a ete dlt la semalne demlere, que cela s'accompagne 
actuellement de toute une serie de contralntes de type 
bureaucratique: l'attltude du medecln cantonal. qui doit exa­
mlner s'II y a une nooesslte medlcale, la dlfliculte pour des 
malades angoisses .de se sournettre a cet examen d'oppor-
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tunite, mals aussl le manque d'accon:I .entre les cantons 
quant a 1a f8Q0n de facturer les frais pour des personnes qul 
sont prises en charge dans un höpltal situe hors de teurcan-. 
ton de domlclle. Mals le fond de la.questlon a ete resolu par 
le Tribunal federal des assurances et Je suis conflante: les 
cantons vont trouver les voies pour que l'hospltallsatlon · 
extnlcantonafe fasse egalement l'objet d:une facturatlon for­
faitaire qul solt dqultable. Volla deja une premlere ralson de 
proposer le rejet de !'Initiative populalre. Sur ce- plan-la, 
l'essentlel a ete accompli, et le reste est une questlon de 
mlse en oeuvre et non pas une questlon de legislatlon en 
tant que teile. 
Mals II y a encore d'autres raisons de proposer-le rejet de 
cette Initiative. 
1. Un des arguments qul a ete evoque dans la dlscusslon, 
notamment par MM. Gulsan, Zieh et Suter, portait sur 
l'assurance-aceidents, et non pas sur l'assurance-maladle; 
or, nous n'avons pas 1a mime situatlon dans ces deux assu­
rances. Dans l'assurance-accidents, le votume des presta-. 
tlons foumles et donc les coQts sont nettement plus falbles. 
Par allleurs, contralrement aux caisses-maladle, les assu­
reurs-accidents ne fonctlonnent pas unlquement comme des • 
lnstances qui· doivent prendre en charge le palement des 
frais; lls sont auasi charges de suivre, d"une manlere plus · 
etrotte, te tralternent de rassure parce qu'lls sont aussl char­
ges d'assurer la relntegratlon professionnelle, la relntegra­
tlon sociale des assum, et de leur permettre en d'autres 
termes non paa de guerlr, mais de retrouver l'usage des 
fonctlons qul ont ete attelntes par l'accldenL Dans ce sens, U 
est normal que l'assurance-aceidents, comme l'assurance­
invalldite, soit une assurance qui puisse aussl determiner 
quelle est la qualite, 1a necessite et l'opportunite - et non 
pas seulement le caractere economique - de teile ou teile , 
unite hospltaliere. 
2. Un deuxleme argument contre !'initiative a ete abondam­
ment develo·ppe a cette tribuna par les volx concordantea,. 
une fols n'est pas coutume, de Mme Egerszegl et de 
M, Cavalll. Le marche de la sante n'est effectlvement pas un · 
marche comme le& autres, en ce sens qu'II n'est pas reelle­
ment soumls a 1a lol de roffre et de 1a demande. II s'aglt blen 
plutöt d'un marche qui est determlne par l'offre a cause du 
rOle de prescrfpteur du medecln: c'est lul qul prend ffnale­
ment 1a declslon, et l'on peut esperer qu'U la prenne sulte a 
un dlalogue avec le patlent. · H est en effet a priori celul qul 
sait, celui qul va proposer et celul qul peut aussl, pour des 
raisons .economiques eventuellement. proposer a son 
patlent un traitement ou un medlcament qul, tout en IMant 
meilleur march&, lul procurera un effet curatlf optimum. 
Le fait de savolr que, en fin de course, les prestatlons seront 
finalement payees par l'assurance-maladle va lndulre un 
comportement different du consommateur de soins. II n'est 

. pas celul qul va renoncer l tel ou tel traltement et faire 1a 
balance entre les avantages coüts-beneflce pour la sante, 
puisque les coQts sont en princlpe couverts. Ce caractere 
paradoxal du marche de la sante doit etre pris en consldma­
tlon par ceux qul dlsent: «Laissons taut slmplement 1a con"' 
currence Jouer.» La concurrence taute seule ne reglera pas 
cemarche. ' 
Ce n'est pas tant la concurrence qul est importante que 1a 
posslblllte d'un traltement equltable des dlf'Mrents prestatai­
res de servlces. J'y revlendrai tout a l'heure, car c'est l cela 
que nous voulons nous attacher dans 1a revlslon de 1a 
LAMal. Nous voulotis que les meilleures clinlques et les 
rnellleura höpitaux pulasent offrir leurs servlces, mals dans 
un cadre oil rensemble des capacites est contröle, planlfte. 
En effet, les surcrofts dans le domaine de 1a sante resultent, 
pour une banne partle, des surcapacltes, en partlculler hos­
pitalleres. Nous ne pouvons pas accepter qu'une assurance 
soclale, surtout avec son systeme de flnancement, pale pour 
des surcapacites. C'est cela le probleme et notre but est . 
d'empicher et de redulre les surcapacltes. A notre avls, la 
concurrence ne peut que provoquer le contralre, c'est-a-dlre 
une augmentatlon des surcapacites. C'est donc la täche des 
pouvoirs publlcs, en partlculler celle des autorites cantona-
19!3 .que de reduire les surcapacltes par la planificatlon et par 
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l'etablisaement de listes hospitalieres. Dans ce sens, l'lnitla-. 
tive vide de son sens l'obligatlon de planificatlon imposee 
aux cantons et rie lui pennet pas·d'agir sur les surcapacites 
hospltalieres. . 
Je reponds malntenant a la questlon posee par plusieurs 
intervenants de savoir ou nous en sommes dans la 
deuxieme etape de 1a revision partielle de la LAMal. Celle--ci 
portera sur le flnancement des höpitaux. ,Elle reprend bon 
nombre des soucis expr:lmes par les auteurs de !'initiative 
«pour le llbre choix du medecln et de l'etablissement hospi­
talier». Ainsi, le projet y· relatif, qui a ete soumis a la pmce­
dure de consultatlon au cours du printernps de cette annee, 
prevoit: le financement des prestatlons effectuees, et non 
pas celui de l'etablissement hospitaller lul-rneme; l'egalite de 
traitement pour tous les höpitaux, qu'lls solent publlcs ou pri­
ves, pour autant qu'lls flgurent sur les listes hospltalieres des 
cantons; ie financement des frais d'exploltatlon et d'lnvestls­
sement, point qui vient d'itre souteve par M. Borer, et je lul 
donne, sur ce plan-la, tout a fait raison; le financement de 
oes coOt.s par les pouvoirs publics et l'assurance-maladie. 
Le pmjet de revtslon tend egalement a realiser regallte de 
traltement pour tous les asaures, independamment de leur 
couverture d'assurance en ce qul conceme les prestatlons 
de rassurance sociale. 
Notre pmjet prevoit aussi l'lncitation ll une planificatlon lnter­
cantonale des höpitaux, sans toutefols imposer une planifl­
catlon au niveau sulsse. II est alnsi tout a fait en hannonie 
avec le pmjet «nouvelle penlquatlon financlere». II tend 
aussl a optlmiser rattributlon des patlents entre les höpitawc. 
Le projet de revision partielle ne va; par contre, pas aussi 
loln que 1a motlon Gysln Remo (98.3494) transmise sous 
fonne de postulat des deux Conseils et qui prevoit une planl­
ficatlon au nlveau sulsse pour la medecine de pointe. 
Gräce a l'arbitrage de mon de§parternent, un accord a pu itre 
conclu entre les calsse$-maladie et les cantons portant sur 
la contributlon·des cantons a l'hospltallsatlon des assures au 
beneflce d'une assurance complementalre dans des höpi­
taux publics ou subventlonnes situes hors de leur canton de 
residence. A cette occaslon, les deux partenalres se sont 
engages a soutenir une revislon partleUe de ia LAMal sur ce 
point Cet accord est valable jusqu'a 1a fln de ran 2000, avec 
la posslbDite de le pmlonger d'une annee, c'est-a-dlre 
j',!Squ'a fin 2001. Les cantons se sont opposes Jusqu'a pre­
sent au pmjet du Conseil federal de revision partielle de 1a 
LAMal, notamment en ralson de la charge financiere supple­
mentalre qu'elle lmpUqueralt pour eux. C'est pourquoi mon 
d~artement est. charge d'examiner les diverses optlons 
possibles; II est en traln de chercher un consensus avec les 
cantons et de voir comment une transitlon pourrait faclliter la 
tiche des cantons. Le Conseil federal reexaminera toute 
cette questlon durant la premiere moitie de l'an 2000. 
La pmposltion 2':iich de renvoyer A Ja commlssion la tiche 
d'elaborer 1a revision de 1a lol n'aurait pas pour effet d'acce-

·. lerer, mals de ralentlr les reformes necessaires. En partlcu­
ller, sl l'orr s'lnspire de 1a procedure pour une Initiative 
parlementalre, vous devriez, apres avoir falt votre travall, 
redemander l'avls du Conseil fl.kferal. II faudralt ensulte lan­
cer, eventueßement, une nouvelle procedure de consulta­
tlon, o'est-a-dire au fond reprendre le travall a zero, mime si 
l'admlnistratlon est tout ll.fait pl'Ate l collaborer avec vous. 
Ce n'est pas de radmlnlstratlon que vlennent les difficultes, 
nl du Conseil federal, c'est de 1a neoessite de trouver un 
consensus dans cette questlon extrimement delicate qui 
tauche, pour des centalnes de mllllons de francs, 1a structure 
hospltallere, les cantons, les assures. Sur 1a questlon du 
financement des höpitaux, nous sommes persuades que 
c'est en lalssant le ConseU federal et l'adminlstration tenni­
ner le travall de revlslon dEijll tres avance que l'on·ira le plus 
vlte. Une autre decislon donnerait certainement lleu a un 
debat ou toute une serle d'lnteräts, oertes tres legitimes, 
seralent en presence, mals qui empicheralent les arbitiages 
de se faire. Et ceia slgniflerait rechec, sinon en commission 
du moins en plenum, et sinon en plenum du molns en vota­
tlon populalre. 
Je orois que le temps que nous mettons actuellement a pre-

parer oette refonne est du temps gagne, dana la mesure ou 
le pmjet que nous vous soumettrons et les discusslons que 
vous pourrez mener sur cette base aumnt toutes les chan­
oea de sunnonter les resistances. Savolr si l'on peut avoir un 
parallellsme dans le ternps entre la votatlon populalre sur 
l'lnitlative et oe contre-projet tout ll falt lndfrect puisqu'II n'est 
m&ne pas mentlonne dans le mime message, est une 
questlon dont le Conseil federal et le Parlament d'allleurs 
auront ll decider seien Je vote que ce demler fera au prln• 
temps de l'annee prochaine. 
En conolusiorr; et tout en rappelant que les deux Initiatives 
doivent faire l'objet d'une analyse dlfferenciee, le Consen 
federal vous demande de recommander au peuple et aux 
cantons de rejeter !'Initiative populalre «pour des coOt.s hos­
pitallers moins eteves», sans lui opposer le molndre contre­
pmjet; de recommander au peuple et aux cantons de rejeter 
l'initlatlve populalre «pour le libre choix du medecin et de 
l'etablissement hospitaller», en reconnalssant qu'un certaln 
nombre de problernes souleves dans cette Initiative dolvent 
trouver leur solutlon dans la revislon -de la LAMal sur le 
financement des höpitaux qui est actuellement en cours et 
dont vous serez saisls dans le premier semestre de l'annee 
prochaine. 
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«flir tiefere Spltalkosten» 
Arriita fädnl aur !'Initiative populalre 
apour des coOts hospltallers rnolna elevea» 

Detailberatung - Examen de dfJtail 

Titelundlngress,Art.1,2 
Anttag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et pniambule. art. 1, 2 
Proposition de Ja commisslon 
Adherer au projet du Conseil Mderal 

Angenommen -Adopts 

Gesamtabstimmung- Vote sur l'ensemble .... .: _.__ r· ... fl ,. 
lnamentllch - oom1n·atif; Beilage-Annexe 99.072(71) ~., .,_,,. 
FOr Annahme des Entwurfes .... 181 Stimmen 
Dagegen •.•. 4 Stimmen 

An den Ständerat-Au Conssil des Etats 

Amlllches Builetln der BundelMlnlammlung 

Nationalrat 
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Für tiefere Spitalkosten. 
Volksinitiative 
Pour des coüts hospltaliers 
moins eleves. 
Initiative populaire 

Botschaft des Bundesrates 08.09.99 (BBI 1999 9679) 
Message du Conseß fed8flll 08.09.99 (FF 1999 9006) 
Nallonalrat/Consell national 08. 12.99 
Nallonalral/Consell national 13.12.99 

Bericht SGK-SR 24,01 .oo 
Rapport CSSS-CE 24,01 .oo 
Ständeral/ConseU des Etats 07.03.00 
Nallonelral/COnsell national 24.03.00 
Ständerat/Conseil des Etats 24.03.00 

Beerll Christine (R, BE), fOr die Kommission: Tiefere Spital­
kosten, tiefere Gesundheitskosten generell liegen uns allen 
sehr am Herzen. Das Ist vor allem ein _ausgesprochen ernst­
haftes Anliegen, das auch ernsthafte Uberlegungen notwen­
dig machen würde. 
Es ist erschreckend, wenn man sehen muss, wie bei dieser 
Initiative mit einem täuschenden lltel und einem völlig unbe­
helfllchen Inhalt Bürgerinnen und Bürger getäuscht und so 
Unterschriften gesammelt worden sind. 
Ihre Kommission kommt einstimmig zum Schluss, dass die­
ser Initiative keine Folge gegeben werden darf. Sie hat Ihnen 
einen schriftlichen Bericht unterbreitet und bittet Sie, · ihrem 
Antrag zu folgen. 

DreHuss Ruth, conseillere federale: Je n'al rien a aJouter, 
slnon mes remerclements pour la dlscusslon qui a eu lleu an 
commlssion. La commlsslon sult le projet du Conseil federal 
qul considere qua l'on ne peut pas promettre aux cltoyennes 
et aux cltoyens de ca pays une assurance qui reponde a 
leurs besoins, alors qua l'on exclut en fait une partie impor­
tante des coats de la sante et qua l'on_fixe a favance le coat 
du sejour hospltaller. 

Amtflc::hes Bulletin der Bundesversammlung 
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En ca sens, nous ne pouvons que recommander aux ci­
toyennes, aux citoyens et aux cantons de rejeter cette initia­
tive populaire. 

Eintreten Ist obligatorisch 
L'entree en matiere est acqulss de pleln droit 

BundesbeschlUS8 Qber die Volkslnltlatlve «fOr tiefere 
Spltalkoaten11 
Arrite federal sur l'lnltiatlve populalre «pour des coQts 
hospltallers molns eleves11 

Detsllberatung - Examen de detsll 

Titel und Ingress, Art. 1, 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

TJtre et preambule, art. 1, 2 
Proposition de 1a commisslon 
Adharer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vota sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes •.•. 35 Stimmen 
(Elnstlmmlgkelt) 

An den Nationalrat - Au Conseil national 
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Für tiefere Spitalkosten. 
Volksinitiative 

Nationalrat 

Pour des coQts hospltaliers moins eleves. 
Initiative populaire 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 08.09.99 (BBI 1999 9679) 
Message du ConseU federal 08.09.99 (FF 1999 9005) 

Nationalrat/Conseil national 08.12.99 

Nationalrat/Conseil national 13.12.99 

Bericht SGK-SR 24.01 .00 
Rapport CSSS-CE 24.01 .00 
Stllnderat/Consell des Etats 07.03.00 
Nationalrat/Conseil nallonal 24.03.00 

stlinderat/ConseH des Etats 24.03.00 

Bundesbeschluss über die Volkslnltlatlve «fflr tiefere 
Spltalkosten» 
Arrete federal sur l'lnitlatlve populalre «pour des coOts 
hospltallers molns eleves» 

Abstimmung - Vote " 
(namentlich - nominatlf: Beilage - Annexe 99.072145;ns4,t .S„2., 
Für Annahme des Entwurfes .•.. 182 Stimmen 
Dagegen .... 1 Stimme 

An den Ständerat- Au Conseil des Etats 
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99.072 

FQr tiefere Spltalkosten. 
Volkslnltlatlve , 
Pour des coQts hospltallers 
molns eleves. 
Initiative populalre 

Schlussabstimmung - Vote final 
Boflllchddes.Bundesrates 08,09.99 (BBl 1999 9679} 
Message du Con8all fl!däral 08.09.99 (FF 1999 9005) 
NatlonalratlConsell national 08.12.99 
Natlonalral/Conseil national 13.12.99 

tg$~42~o'foo 
stinderaf/Conaell dea Elata 07.03.00 
NatlonalratlCon national 24.03.00 
StilnderallConaell de8 Etats 24.03.00 
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Bundesbeschluss Ober die Volkalnltlatlve «fOr tiefere 
SpHallmsten» 
Antte Mderal aur l'lnlttatlve populalre apour dea coQts 
hospltalters motna eleves» 

Abstimmung - Vote 
For Annahme des Entwurfes •.•• 42 stimmen 
(Einstimmigkeit) 

An den Bundesrat -Au Conseil ffkldral 
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Für tiefere Spltalkosten. 
Volkslnltlatlve 

Bericht SGK-SR 24.01.00 
Die Kommission hat sich an ihrer Sitzung vom 24. Januar 
2000 mit der Botschaft zu der Volksinitiative «fOr tiefere 
Spltalkosten» befasst und einen Vertreter des lnltlatlvko­
mitees angehört. 
Die am 10. September 1998 von einem lnitlativkomitee des 
Grossverteilers Danner AG eingereichte Volksinitiative ver­
langt, dass das Krankenkassenobligatorium fQr den ambu­
lanten Bereich aufgehoben wird. Die weiterhin obligatorische 
Versicherung fOr Spltalaufenthalte solle im Rahmen des Bun­
desgesetzes Ober die Krankenversicherung (KVG) oder 
durch private Versicherungseinrichtungen erfolgen. 
Antrag der Kommission 
Die Kommission beantragt einstimmig, dem Beschluss­
entwurf über die Volksinitiative «für tiefere Spltalkosten» 
zuzustimmen, d. h., die Volksinitiative zur Ablehnung zu emp­
fehlen. 
Inhalt und Begründung der Volksinitiative 
Inhalt 
Die Initiative verlangt eine Änderung von Artikel 117 Absatz 2 
der Bundesverfassung (Art 34bis Abs. 2 alte BV). Die Kran­
kenversicherung soll nur noch fOr Spltalaufenthalte obligato­
risch sein. Die Versicherung fOr Spltalaufenthalte könnte 
wahlweise nach KVG oder nach Privatversicherungsrecht er­
folgen. Die Krankenversicherung oder der private Versicherer 
müssten eine Pauschale von 250 Franken pro Aufenthaltstag 
und pro Person an die Kantone, oder, soweit sich Versicherte 
in Privatspitälern aufhalten, an die Spitäler zahlen. Die Kan­
tone wären verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die fOr die Kan­
tonseinwohner benötigte Bettenzahl in den drei Abteilungen 
Allgemein, Halbprivat und Privat zur Verfügung steht. 
Begründung 
Die Initianten begründen Ihre Initiative damit, dass die Kran­
kenkassenprämien fOr viele Versicherte nicht mehr tragbar 
seien. Durch eine Beschränkung der obligatorischen Ver­
sicherung auf den stationären Bereich könnten die Prämien 
wesentiich gesenkt werden. Die Initianten gehen davon aus, 
dass eine Versicherung dazu dient, Risiken zu decken, die 
der Einzelne nicht selber tragen kann. Nach ihren Be­
rechnungen könnten im Bereich der ambulanten Medizin 
sämtliche Leistungen der Ärzte, Physiotherapeuten und alle 
Medikamente zu 30 Franken pro Monat versichert werden. 
Durch die Begrenzung der Geldmittel im Gesundheitsbereich 
würden die Leistungserbringer gezwungen, Überkapazitäten 
abzubauen und der Mengenausweitung einen Riegel zu 
schieben. Die Spitäler wären angehalten, Ihr Management zu 
optimieren, die Investitionen genauer zu überdenken und die 
technischen Anschaffungen besser zu koordinieren. Zudem 
würde die Konkurrenzsituation bei den Versicherern dazu 
führen, dass sie ihre Administration straffen und kosten­
günstigere Prämienangebote machen würden. 
Stellungnahme des Bundesrates 
In seiner Botschaft vom a. September 1999 empfiehlt der 
Bundesrat die Volksinitiative zur Ablehnung. Der Bundesrat 
ist der Meinung, dass die von den Initianten vorgeschlagenen 
Massnahmen nicht geeignet sind, eine Eindämmung der 
Gesundheitskosten zu erreichen, wie dies der Trtel vorgibt. 
Aus sozialer und steuerlicher Sicht hält er die Initiative für 
absolut unangemessen und Inakzeptabel. 
Beschluss des Nationalrates 
Der Nationalrat hat die Volksinitiative am 13. Dezember 1999 
mit 161 zu 4 Stimmen zur Ablehnung empfohlen. 
Erwägungen der Kommission 
Aus folgenden Gründen lehnt die Kommission die Volksinitia­
tive klar ab: 
Die Abschaffung des Obligatoriums im ambulanten Bereich 
würde es den Versicherern gestatten, nur die guten Risiken 
zu übernehmen. Es wäre zu erwarten, dass sich vfele Per-
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Pour des couts hospltallers 
molns eleves. 
Initiative populalre 

Rapport CSSS-CE 24.01 .00 
Reunie le 24 janvler 2000, la commisslon a examlne 1.e mes­
sage concemant !'Initiative populalre «pour des cot1ts hospl­
taliers moins eleves» et a entendu un representant du comlte 
d'inltiative. 
t.:lnltiative populaire, deposee le 10 septembre 1998 par le 
comite d'lnitiative du dlstributeur enner SA, vlse a. supprlmer 
l'obllgatlon de conclure une assurance-maladle pour le seo­
teur ambulatoire. t.:assurance pour l'hospltalisation, quant a. 
eile, raste obligatolre, et peut Atre conclue dans le cadre de la 
loi federale sur l'assurance-maladie (LAMal) ou avec des ins­
titutions d'assurance privee. 
Proposition de la commlssion 
La commission propose, a. l'unanimite, d'approuver le projet 
d'arrMe sur !'initiative populalre «pour des coOts hospitallers 
molns el8'(85•, c'est-a.-dire de recommander le rejet de !'ini­
tiative populaire. 
Contenu et developpement de l'inltlative populaire 
Contenu 
!.'.initiative vise a modifier l'artlcle 117 alinea 2 de la Constltu­
tion federale (art. 34bis al. 2 anc. cst), de manlere a. limiter le 
regime de l'assurance-maladie obllgatolre au secteur hospl• 
taller. Elle propose: que l'assurance pour l'hospltalisation 
puisse 6tre conclue soit en vertu de la LAMal, soit selon le 
droit des assurances privees; qua l'assurance-maladie ou 
l'assureur prive soit tenu de verser, par jour et par personne, 
une indemnite de 250 francs au canton ou, lorsque las assu­
res sejournent dans des höpltaux prives, aux höpltaux eux­
m6mes; que les cantons soient tenus de veiller a. ce que leurs 
habltants dlsposent du nombre de lits necessaires en dMslon 
commune, demi-privee et privee. 
Developpement 
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Alleguant que les assurance&-maladle sont devenues flnan-­
cierement inabordables pour bon nombre d'assures, les 
auteurs de !'Initiative estiment qu'II seralt possible de reduire 
substantlellement le montant des primes en llmitant le regime 
obllgatoire de l'assurance-maladie au seul secteur hospita­
ller. lls partent du principe qu'une assurance a pour but de 
couvrir tes risques trop importants pour qye les partlculiers 
ne puissent les supporter eux-m6mes. lls estiment qu'il seralt 
possible, pour ce qui est du secteur ambulatoire, d'assurer 
tous les medlcaments et toutes les prestetlons fournies par 
les medecins et les physiotherapeutes pour la somme de 
30 francs par mois. 
Salon les auteurs de !'initiative, la llmltatlon des ressources 
financieres dans le domalne de la sante forceralt las foumis­
seurs de prestatlons a ellminer leurs surcapacites et a mettra 
un frein a. l'expansion quantitative. Las höpitaux, quant a eux, 
seraient tenus d'optimiser leur gestion, de repenser leurs 
investissements et d'assurer une meilleure coordinatlon 
quant a leurs acquisltlons techniques. En outre, il s'lnstalle­
ralt un clirnat de concurrence qui obllgeralt les assurances a 
optimlser leur administratlon et a reduire leurs primes. 
Avis du Conseil federal 
Par son message du 8 septembre 1999, le Conseil federal re­
commande de rejeter l'lnitiative populaire. II est d'avis qua les 
mesures preconlsees par les inltlants, d'une part, ne sont pas 
propres a reduire las coüts de la sante, contrairement a ce 
qua prevoit le tltre, et, d'autre part, sont inappropriees et 
inacceptables du point de vue social et fiscal. 
Decision du Conseil national 
Le 13 decembre 1999, le Conseil national a deckle, par 
161 voix contre 4, de recommander le rejet de !'Initiative 
populaire. 
Considerations de la commisslon 
La commission rejette clairement l'initlatlve, pour les motlfs 
suivants: 
Supprimer l'obligatlon de conclure une assurance-malad.le 
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sonen, vor allem Junge und zurzeit Gesunde, überhaupt 
nicht versichern würden. Die Folge dieser Entsolidarisierung 
wären Prämien in einer Höhe, die sich weite Bevölkerungs­
kreise nicht mehr leisten könnten. Wer nicht versichert wäre 
und ärztliche Leistungen in Anspruch nehmen müsste, insbe­
sondere bei chronischer Erkrankung, wäre schnell einmal auf 
Fürsorgeleistungen angewiesen. Die Zunahme von Fürsor­
gefällen brächte eine Erhöhung der Steuerlast und somit 
eine Umverteilung auf dem Wege der direkten Steuern. Dies 
wäre weder staatspolitisch noch in steuerlicher Hinsicht er­
wünscht. 
Zu einer vermehrten Inanspruchnahme von Steuergeldem 
käme es auch im Spitalbereich: Die 250 Franken Tagespau­
schale, die die Versicherten den Kantonen auszurichten hät­
ten, entsprechen bei weitem nicht dem Durchschnitt, den die 
Versicherer heute zahlen. Als Folge müssten die Kantone 
einen grösseren Anteil der Spitalkosten übernehmen. 
Dass die Anzahl Spitaltage mit der neuen Regelung abneh­
men würde, scheint der Kommission wenig wahrscheinlich. 
Vor allem Patienten, die keine Versicherung für den ambu­
lanten Bereich abgeschlossen haben, hätten ein grosses 
Interesse daran, sich wenn immer möglich im Spital behan­
deln zu lassen, wo sie von der Versicherung gedeckt wären. 
Die Berechnung, wonach mit einer monatlichen Versi­
cherungsprämie von 30 Franken pro Monat eine genügende 
Deckung für den ambulanten Bereich gewährleistet würde, 
entbehrt der Grundlagen. Es scheint sich um einen Durch­
schnitt zu handeln, wenn man die Nichtversicherten, deren 
Prämie gleich null ist, in die Rechnung einbezieht. 
Nicht durchdacht ist die vorgesehene Pflicht der Kantone, 
dafür zu sorgen, dass für ihre Kantonseinwohner die be­
nötigte Bettenzahl zur Verfügung stünde. In komplizierteren 
Fällen ist dies für die kleineren Kantone gar nicht möglich, sie 
sind auf das Angebot der grösseren Kantone angewiesen. 
Zumindest müssten für diese Zusammenarbeit Regeln 
aufgestellt werden, um zu verhindern, dass die Anbleter­
kantone alleine die Bedingungen festlegen. 
Die Kommission begrüsst das Ziel der Volksinitiative, die 
Bekämpfung der Kostensteigerung In der Krankenversi­
cherung, hält aber die vorgeschlagenen Mittel für völlig 
untauglich. Sie fragt sich, wie es möglich ist, dass ein so 
wenig durchdachter Vorstoss einen ganzen Staatsapparat in 
Bewegung setzen und Kosten von mehreren Millionen 
Franken verursachen kann. 
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pour couvrir les traitements ambulatoires reviendrait a per­
mettre aux assureurs de ne prendre en charge que les bons 
risques. De plus, il est vraisemblable que bon nombre de 
gens, notarnment les jeunes et les personnes en banne 
sante, ne s'assureralent plus du taut. Cette rupture des liens 
de solidarite se traduirait par une hausse des primes teile 
qu'elles en deviendraient inabordables pour une grande par­
tie de la population. Par consequent, les personnes non 
assurees et incapables de s'acquitter de leurs frais medi­
caux, notarnment si alles souffrent d'une maladle chronique, 
seraient rapidement a la charge de l'alde sociale. Cette sltua­
tion conduirait a une hausse de la charge flscale et alnsi a 
une redlstribution par le bials des impöts directs, ce qui n'est 
souhaltable ni sur le plan politique ni sur le plan flscal. 
Le financement des prestations hospitalieres solllclterait lui 
aussi davantage d'argent du contribuable: les 250 francs d'ln­
demnisation joumaliere que les assures devraient verser aux 
cantons ne correspondent en effet de loin pas a la somme 
moyenne versee actuellement par les assureurs. Les can­
tons devraient, de ce falt, prendre en charge une part plus im­
portante des frais d'höpitaux. 
II est peu probable, aux yeux de la commission, que le nou­
veau reglme permette de reduire le nombre des jours d'hos­
pltalisation, pour la raison suivante: les patients n'ayant pas 
de couverture pour les traitements ambulatoires auraient taut 
interät a se faire hospitaliser aussi souvent que possible, 
etant donne que leur assurance couvre ce type de frais. 
L:estimation seien laquelle le versement d'une prima men­
suelle de 30 francs permettralt de couvrir les frais de traite­
ment ambulatolre est erronee. II semble, en effet, que ce 
chiffre est une moyenne qui tient campte des personnes non 
assurees, donc ne versant pas de primes. 
L:obllgation prevue pour les cantons de veiller a ce que leurs 
habltants disposent du nombre de llts necessaires n'est pas 
une Idee mürement reflechie. Certains petits cantons ne se­
raient pas en mesure de se tenir seuls a cet imperatif et de­
vraient se plier aux condltions des cantons plus importants. II 
y aurait donc lieu au moins de fixer des regles permettant 
d'eviter que les cantons offrants ne flxent seuls les condi­
tions. 
Si la commission approuve le but de l'inltiative, seit l'endigue­
ment de la montee des prix, eile estime que les moyens pre­
conises sont totalement inadequats pour parvenir a un tel 
objectif. Elle se demande mäme comment une Intervention 
aussi peu reflechie a pu mettre en branle taut un appareil eta­
tique et occasionner des depenses qui se chiffrent en plu­
sieurs millions de francs. 
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Ref.0059 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschlft: Bundesbeschluss über die Volksinitiative "Für eine freie Arzt- und Spitalwahl" 
Objet: Arr'3te federal concemant !'initiative populaire 'pour le libre choix du medecin et de l'etablissement hospiu 

Gegenstand: Rückweisungsantrag Zäch 
Objet du vote: 

Abstimmung vom / Vote du: 13.12.1999 17: 12:47 

1 Aeppli Wartmann 
, Aeschbacher 

Antille 
Baader Casoar 
Bader Elvira 
Banaa 
Bangerter 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedl 
Baumann Steohanle-

i Beck 
Berberat 
Bemasconl 

i Bezzola 
i Bigger 
1 Bianasca 

Binder 
Blocher 
Borer 
Bortoluzzi 

! Bosshard 
i BrunnerTonl 

Buanon 
Bühlmann 
Bührer 

i Cavalll 
· Chaoouis 

Chevrler 
Chiffelle 
Christen 
Cina 

, Cuche 
deDardel 
Decurtlns 
Dormann Rosemarie 

: Dormond Marlvse 
, Dunant 

Duoraz 
Durrer 
Eberhard 
Eaerszeal 
Eggty 

1 Ehrier 
· Engelberger 

Estermann 
Evmann 
Fasel 
Fässler 
Fattebert 
Favre 

+ ja/oui/s1 
= nein / non / no 

= S ZH FehrHans + V 1ZH • Kofmel 
+ u ZH Fehr Han&-J0ra = S:SH Kunz 
+ RVS Fehr Jacauellne = s ZH Kurrus .. V BL Fetir Lisbeth + V ZH ! Lachat 
+ C so FehrMario = s ZH Lalive d'Eplnav 
= sso Fetz = s es : Laubacher 
= R BE Flscher-8eenaen 0 RAG Lauoer 
+ V TG Föhn + V sz Leu .. G BE 1 Freund + V AF LeuteneaaerHalo 
= S BE 

!~ 
1 Frev Claude = R NE 

FrevWalter + v 1zH 
i Gadlent + V GF 

1 Leuteneaaer SUsann 
' Leufuard' 

Loeofe 
+ R BE · Galll . C BE Lustenberaer 
= R GF Garbani .. s NE Malllard 
+ V SG Gendottl + R Tl Maitre 
+ - Tl Genner = G ZH Marie1an 

= V ZH Glezendanner + V AG Marti Werner 
+ V ZH Glasson = R FR . Maspoli 
+ V so Glur + V AG ! Mathys .. V ZH Goll = s ZH ' Maurer . R ZH Gonselh = G BL Maurv Pasauler 
+ V SG Gmbet = s .GE Meier-schatz 
+ V VD Grass Andreas = s ZH i Menetrev Savarv 
= G LU GroesJost = s fG Messrner 
= R SH Guisan + R VD 1 Meyer Therese .. s Tl Ganter = s BE 'Möraell 
= s FR Gutzwlller = R ZH Muanv 
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= s vci Gysin Remo = s BS 1 Müller-Hemm! 
+ R VCI Haerina Binder = s ZH Nabholz 
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= G NE· Hämmerte = s m, • Oehrli .. s GE· Hassler + V GR Pedrina 
+ C GR Heberlein * R ZH . Pelli 

+ C LU Hegetschweiler * R ZH 1 Pfister Theoohil 
= s VD Heim * C SC Poila 
+ V es Hess Berhard + - BE Raaaenbass 
= R GE · Hess Peter = C ZC: Randeaaer 
* C ~ HessWalter + C ::ru Rechstelner Paul .. C sz Hofmann Urs = s AG! Rechsteiner-Basel 
= R AG Hollenstein = G SG Rennwald 
+ L GE Hubmann = s ZH Rlklin 
+ C AG lmhof = C BL. Robbiani 
= R '111 Janiak . s BL Rossini 
+ C LU Joder + V BE Ruev . L BS Jossen = s vs SandozMarcel .. G FR Jutzet = s FA 1 Schenk 
= s SG Kaufmann + V Zr, i Scherer Marcel 
+ V VD! Keller Robert + V Zr, Scheurer Remv 
• R VD Koch = s Zr, SchlOer 

* entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 
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o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht / Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Fraktion / Groupe / GrupPo C D 

72 la/oul/sl 16 0 
nein / non / no 95 nein / non / no 7 0 

! enth. / abst. / ast. 2 enth. / abst. / ast 0 0 
! entschul / excuse / scusato 30 entschuldigt/ excuse / scusato 12 0 

Bedeutung Ja / Signification de oui: Zustimmung zum Ruckwelsungsantrag Zäch 
Bedeutung Nein / Slgnificatlon de non: Ablehnung des Ruckweisungsantrages Zäch 

F G LIR S 
0 0 519 0 
0 9 Q.125 48 
0 0 012 0 
0 1 1 1 7 4 

Schmid Odllo .. C Vf 
Schmied Walter = V BE 
Schneider . R BE 
Schwaab = s V□ 
Seiler Hansoeter # V BE 
Slearist = V AG 
Simoneschl-Cortesl . C Tl 
Sommaruaa = s BE 
SDeek + V AG 
Spielmann . • GE 
SPühler + V TG 
Stahl + V Zrl 
Stamm Luzl + R ~ 
Stelneaaer = R UF 
Steinar = R so 
Strahm = s BE 
Studer Heiner . u AG 
Stump .. s M 
Suter + R BE 
Teuscher = G BE 
Thanei = s IZH 
Theller = R LU 

• Tillmanns = s VD 
Triponez + R BE 

-t - s BE 
Tschuooert = R LU 
Vallendar = R AF 
Vaudmz Jean-Claud 1 • C C:at 
Vaudroz Rene + R V[ 

• Vermot = s BE 
! Vollmer . s BE 
! Waber Christian + u BE 
' Walker Felix + C SG 
Walter Hansiöra + V TG 
Wandfluh . V BE 

' Wasserfallen = R BE 
Weiaelt = R SG 

Weveneth + V BE 
Wldmer = s LU 
Wldria + C SG 

Wiederkehr = u ZH 
Wlttenwiier = R SG 
Wvss Ursula = s BE 
Zieh + C AG 
Zanettl = s SC 

ZaDfl + C ZH 
Zblnden . s ~G 
Zlsvadls * - V□ 

+ V Zrl 
ZWYDart + u BE 

lJ IV . 
3 136 3 
115 0 
010 01 
1 12 21 
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13.12.199918:18:17/ 0001 
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NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

2-~ 
99.0059 1 

Ref.0070 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NA 1"IONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss über die Volksinitiative uFür eine freie Arzt- und Spitalwahlu 
Objet: Am~te federal concemant !'initiative populaire 'pour le libre choix du medecin et de l'etablissement hospita 

Gegenstand: Art. 2 
Objet du vote: 

Abstimmung vom I Vote du: 13.12.1999 17: 14:20 

1 AenDII Wartmann + s ZI- FehrHans + V ZH Kofmel • R SC 
Aeschbacher + u ZI- . Fehr Hans-Jüm + s SH Kunz + V LU 
Antlße '+ R vs 1 Fehr JaCQueline + s ZH Kurrus + R BL 
Baader casoar !+ V BL FehrUsbeth + V ZH Lachat . C IU 
Bader Bvira i+ C SC FehrMarlo + S ZH Lalive d'EDinav + R sz 
Banaa + s SC Fetz + S BS Laubacher + V LU 
Banaerter + R BE Flscher-Seenaen + RAG Lauper + C FR 
Baumann Alexander!= V TG i Föhn + V sz i Leu + C LU 
Baumann Ruedl + G BE 1 Freund + V AR Leutenegger HaJo + R ZG 
Baumann Stephanle + s BE 1 Frey Claude = R NE Leuteneaaer Susann $+ s BL 
Beck 
Berberat 

. Bemasconi 
Bezzola 
Blaaer 
Blanasca 
Binder 

' Blocher 
Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 

• BrunnerTonl 
Bugnon 
BOhlmann 
Bührer 

i Cavalll 
Chappuls 

, Chevrier 
Chlffelle 
Christen 
Clna 

, Cuche 
! de Dardel 
' Decurtins 

Dormann Rosemarle 
Dorrnond Marlvse 
Dunant 
Duoraz 

. Durrer 
Eberhard 

1 Ecrerszeal 
! Eaalv 
'Ehrler 
· Enrn:ilberoer 
i Estermann 
1 Evmann 
1 Fasel 
i Fässler 
· Fattebert 
' Favre 

+ ja/oul/sl 
= nein / non / no 

0 L V[ FmvWalter + V ZH i Leuthard · 
+ s NE Gadlent + V BR ! Loepfe 
0 R C:>E ,Galll . C BE Lustenberaer 
+ R GA Garbani + s NE Maillard 
+ V SG Gendotti + R Tl Maitre 
= - TI Genner + G ZH Marletan 
+ V IZH Giezendanner + V AG Martl Werner 
+ V ZH 1 Glasson + R FR Masooll 
+ V SC Glur + V ~G Mathvs 
+ V ZH Goll + s ZH Maurer . R ZH Gonseth + G BL Maurv Pasauier 
+ V SG Grobet + s GE Meier-Schatz 
+ V vc Gross Andreas + s ZH · Menetrey Savary 
+ G w i GrossJost :+ s TG Messmer 
+ R SH i Guisan != R VD Mever Therese 
+ STI Günter + s BE Möraell 
+ s FR 1 Gutzwlller + R IZH Muanv 
= C vs l Gysin Hans Rudolf . R BL MOllerErlch 

i+ s VD Gvsln Remo + s BS Müller-Hemm! 
= R vc ! Haerina Binder + s ZH Nabholz 
+ C vs i Haller . V BE Nelrvnck 
+ G NE Hämmerte + s GF Oehrll 
+ S GE Ha881er + VGF Pedrlna 
= C GF · Heberleln i+ RZH iPelll 
+ C w Heaetschweller . R ZH ' Pfister Theophil 
+ s vc Heim . C SC Polla 
+ V BS Hess Berhard = - BE Raggenbass 
+ R GS 1 Hess Peter + C ZG Randeaaer . C ~ i Hess Walter i+ C !SG Rechsteiner Paul 
+ C sz Hofmann Urs ! + SAG Rechstelner-Basel 
+ R AG 1 Hollenstein !+ GSG 1 Rennwald 
0 L aE Hubmann i + S IZH Rlklln 
+ C ~G lmhof + C BL Robbiani 
+ R ~ Janiak • S BL Rassini 
+ C w Joder + V BE , Ruev . L BS Jossen + svs : Sandoz Marcel 
+ G FR Jutzet + s FR Schenk 
+ s ~ Kaufmann + V zt, Scherer Marcel 
+ V D Keller Robert + V zt, Scheurer Remv . R ,c • Koch + s ZH Schlüer 

• entschuldigt / excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vo~ / non ha votato 

+ C AG . C Al . C LU . s IVD . C GE . C VS 
+ s GL 
= • Tl. . V ~G 
+ V ZH 
+ s GE . CSG 
* GiVD 
+ R TGi 
+ C FR 
+ V. ZH 
+ G 3E 
+ R ZH 
+ s ZH 
+ R ZH 
= C VD 
+ V BE 
+ s TI 
+ R Tl 
+ V SG 
= L 3E 
+ C TGI 
+ R BS 
+ s SG 
+ s BS 
+ s IU 

; . C ZH 
+ C TI 
+ svs 
0 LVD 
+ RiVD 
+ V BE 

,+ V ZG 
'o L NE 
+ V ZH 

o enth. / absl / ast. # Der Präsident stimmt nicht / Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
, Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Gru000 
i Ja/oul/sl 151 la/oul/sl 

nein / non / no 14 nein / non / no 
enth. / abst / ast. 5 enth. / abst. / ast. 
entschuldigt/ excuse / scusato i 29 entschuldigt/ excuse / scusato 

Bedeutung Ja / Signiflcation de out: Antrag der Kommission 
Bedeutung Nein / Signiflcation de non: Antrag Zäch 

C D 
19 0 
4 0 
0 0 
12 0 

F G L R s 
0 9 0 31 48 
0 0 1 5 0 
0 0 4 1 0 
0 1 1 6 4 

Schmid Odllo + C vs: 
Schmied Walter + V BE: 
Schneider . R BE 
Schwaab + s VD 
Seiler Hanspeter # V BE 
Sleorlst + V I).(; 

Slmoneschl-COrtesl . C Tl 
Sommaruga + s BE 
Sr>eck + V AG 
Solelmann + - GE 
Snuhler + V rG 
Stahl + V ZH 
Stamm Luzi +! R AG 
Stelneaaer + R UFi 
Steiner + R so ~--·~ -- ·-- ·-
Strahm + s BE 
Studer Heiner 1 • u AG 
Stump 1+ s AG! 
Suter 1 = R BS 
Teuscher i+ G BE:1 
Thanel + s ZH 
Theiler + R LU 
TIDrnanns + s IVD 
Triponez = R BE 
Tschäooät + s BE 
Tschunnert + R LU 
Vallendar + R AR 
Vaudroz Jean-Claud ,. C GEi 

, Vaudroz Rene + R vc, 
Vermot + s BE 
Vollmer . s BE 
Waber Christian i+ u BE 
Walker Felix + C SG 
Walter Hansiöra + V ra 
Wandfluh . V BE 
Wasserfallen + R BE 

i Welaelt + R SG 

Weveneth + V BE 
Wldmer + s w 
Wldrla + C SG 

i Wiederkehr + u ZH 
Wittenwller + R SG 

! Wvss Ursula +iS BE 
Zäch = C AG 
Zanetti + s so 

• Zapf! + CZH 
i Zblnden . s AGi 

Zlsvadls . • VD 
Zunniaer + V ZH 
Zwvaart + u BE 

u V -
4 39 1 
0 1 3 
0 0 0 
1 3 1 
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13.12.199918:18:04/ 0002 

Consell national, Systeme de vote electronique 

ldentif: 46. 1 /13.12.199917:14:20 Ref.: {Erfassuna\ Nr:0070 



2.5 
99.0059_1 

NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Ref.0069 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss über die Volksinitiative "Für eine freie Arzt- und Spitalwahl0 

Objet: Arräte federal concemant !'initiative populaire 'pour le libre choix du medecin et de l'etablissement hospltc 

Gegenstand: Gesamtabstimmung 
ObJet du vote: Vote sur l'erisemble 

Abstimmung vom /Vote du: 13.12.199917:15:13 

AeooU Wartmann + S ZH FehrHans .+ V ZH 
Aeschbacher + U IZH ' Fehr Hans-Jüra + s SH 

1 Antille + RVS 1 Fehr JaCQueline I+ s ZH 
Baader Casoar + V BL 1 Fehr Lisbeth I+ V ZH 

1 Bader Elvira + C SC 1 FehrMario + s ZH 
1 Banaa + s SC Fetz + s BS 
! Banaerter + R BE 
r·eaumann Alexander 0 V rG 

1 Fischer-Seengen + R AG 
i Föhn + V sz 

1 Baumann Ruedi + G BE 1 Freund + V AR 

Kofmel . R so · Schmid Odßo 
Kunz + V LU Schmied Walter 

i Kurrus + R BL Schneider 
1 Lachat . C IU Schwaab 
1 Lalive d'Eoinav + R SZ] Seiler Hansoeter 
· Laubacher + V LU Slearist 

Lauoer + C FR Slmoneschl-COrtesl 
1 Leu + C LU Sommaruaa 

Leutenegger Halo + R ZG Snack 
, Baumann Steohanie + s BE 1 Frev Claude = R NE Leuteneaoer SUsann l!I+ s BL Solelmann 
i Back 
· Berberat 

Bemasconi 
Bezzola 
Btaaer 

i Blanasca 
i Binder 
· Blocher 

Borer 
Bortoluzzi 
Bosshard 
Brunner Toni 
Buanon 
Bühlmann 
Bührer 
Cavalll 
Chanouls 
Chevrier 
Chiffelle 

: Christen 
Cina 
Cuche 

• deDardel 
i Decurtins 
1 Dormann Rosemarle 

Donnond Marlyse 
Dunant 

. Duoraz 
1 Durrer 

Eberhard 
Eaerszeai 
Eaaly 

i Ehrler 
Enaelberaer 

1 Estermann 
Evmann 

• Fasel 
Fässler 

l Fattebert 
Favre 

+ ja/ out/ sl 
= nein / non / no 

0 L ivD · Frev Walter : + V ZH Leuthard--
+ s NE Gadient + V GF Loepfe 
0 R GE 1 GalH . C BE Lustenberaer 
+ R 3F Garbani + s NE MaiUard 
+ V SG Gendottl + R Tl Maltre ... ,_, 

= • Tl Genner + G ZH Marietan 
+ V Zr Giezendanner + V IAG Marti Werner 
+ V ZH Glasson + R FR MasDoli 
+ V :SC Glur + V AG Mathvs 
+ V ZH Goll + s ZH Maurer 
• R ZH Gonseth + G BL 1 Maurv Pasauier 
+ V SC: Grobet + 8 GE · Meier-Schatz 
+ V VD 1 Gross Andreas + s ZH Menetrev Savarv 
+ G w GrossJost + s TG Messmer 
+ R SH Guisan = R ~D Meyer Therese 
+ s Tl Günter + s BE Mörgeli 
+ s FR Gutzwiller + R ZH Muanv 
0 C vs Gysin Hans Rudolf . R BL Müller Erich 
+ s vc: GvsinRemo + s BS Müller-Hemm! 
+ R Vt Haerina Binder + SZH 1 Nabholz 
+ C vs Haller .. V BE • Neirvnck 

!+ G NE Himmerle + s GA Oehrll 
+ s 3E 1 Hassler + V r.,A • Pedrlna 
+ C 3f : Heberleln + R 2H Pelll 
+ C LU Heaetschweiler • R 2J-I Pfister Theoohil 
+ s V□ Helm . C SC Polla 
+ V BS Hess Berhard = - BE Raggenbass 
+ R GE Hess Peter + C iZG Randeaaer . C V, HessWalter + C SG Rechsteiner Paul 
+ C sz Hofmann Urs + s /1.G Rechstelner-Basel 
+ R AG Hollenstein + G SG Rennwald 
0 L GE i Hubmann + s Z:H Fllkßn 
+ C AG ! lmhof + C BL Robblani 
+ R Vi 1 Janiak . s BL Rossinl 
+ C LU Joder + V BE , Ruev .. L BS Jossen + s vs SandozMarcet 
+ G FR Jutzet + s FR Schenk 
+ s SG Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
+ V VD Keller Robert + V ZI- Scheurer Remy .. R V□. Koch + s ZI- Schlller 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

I+ C AC: Sauhler .. C Al Stahl . C LU Stamm Luzi .. svo Steineaaer . C GE : Steiner . C vs 
. - ... ~. -Strahm--

+ s GL Studer Heiner 
= • Tl Stumo 
+ V M 
+ V ZH 

' Suter 
1 Teuscher 

..• ·~--•ff 

+ s GE · Thanei 
* IC SG Theller 
* G VC 1 Tlllmanns 
+ R TG 1 Trioonez 
+ C FR Tschäocat 
+ V ZH Tschuooert 
+ G 3E Vallendar 
+ R ,fr Vaudroz Jean-Claud 
+ s ZH Vaudroz Rene 
+ R ZH Vermot 
+ C VD Vollmer 
+ V BE Waber Christian 
+ s Tl Walker Felix 
+ R Tl Walter Hansförg 
+ V Sc : Wandfluh 
= L.GE 1 Wasserfallen 
+ C TG Welaelt 
+ R BS ! Weveneth 
+ s SG Wldmer 
+ s BS Widrig 
+ s IU Wiederkehr 
* C ZH Wlttenwller 
+ C Tl WvssUrsula 
+ s vs 1 Zieh 

1 0 LVD Zanetti 
+ RVD Zapf! 

+ V BE Zbinden 
+ V IZG Zlsvadls 
0 LiNE ZUDDlaer 
+ V!ZH Zwvaart 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto ! Fraktion / Groupe / Gruooo C D F G L R SIU V . 

• Ja/oui/sl 154 1 ia / oui/ sl 21 0 0 9 0 31 481 4 40 1 
1 nein / non / no 7 1 nein/ non / no 1 0 0 0 1 2 0.0 0 3 
1 enth. / abst. / ast. 10 enth. / abst. / ast. 1 0 0 0 4 4 010 1 0 
1 entschuldigt/ excuse / scusato 28 entschuldigt/ excuse / scusato 12 0 o. 1 1 6 4 I 1 2 1 

Bedeutung Ja/ Signiflcation de oul: 
Bedeutung Nein / Slgnlfication de non: 

!+ C VS: 
+ V BE . R BE 
+ 8 VD 
# V BEI 
+ V II.GI . C Tl 
+ s BE1 
+ V AG 
+ • GE 
+ V TG 
+ V ZH 
0 R ~G 
+ R UF 
+ R ~ --·s + . u ~G 
+ s ~G 
0 R BE 
+ G BE 
+ s ZH 
+ R ~ + s 
0 R BE 
+ s BE 
+ R LU 
+ R I\RI 

t „ C 3E 

+ RVD 
+ s BE . s BE 
+ u BE 
+ C SG 
+ V TG 
• V BE 
+IR BE 
+ R SC: 

+ V BE 
+ s LU 
+ C SG 

I+ u ZH 
'+ R SG 
+ s BE 
= C I\G 
+ s SC 
+ C ZH . s AC-. . 

• VD 
+ V ZH 
+ u BE 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
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Geschlft: 
Objet: 

NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Ref.0071 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Für tiefere Spitalkosten. Volksinitiative 
Pour des coOts hospitaliers moins eleves. Initiative populaire 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Gegenstand: Bundesbeschluss Ober die Volksinitiative 'für tiefere Spitalkosten' Gesamtabstimmung 
Objet du vota: Am~te federal sur !'initiative populaire 'pour des coOts hospitaliers molns eleves' Vote sur l'ensemble 

Abstimmung vom /Vote du: 13.12.199917:16:43 

; AeoDII Wartmann 
iAeschbacher 

Antllle 
BaaderCasoar 
Bader Elvira 
Banaa 
Banaerter 
Baumann Alexander 
Baumann Ruedl 
Baumann Steohanie 
Beck. 

, Berberat 
i Bemasconi 

Bezzola 
Biaaer ,_ 
Blgnasca 
Binder 
Stocher 
Borer 
Bortoluzzl 
Bosshard 
Brunner Tonl 
Buanon 
Bühlmann 
Bührer 
cava111 
ChaDDUis 

, Chevrier 
1 Chiffelle 

Christen 
• Clna 
1,cuche 
1 de Dardel 
' Decurtlns 
i Dormann Rosemarie 

Dormond Marlvse 
Dunant 
Oupraz 
Durrer 

1 Eberhard 
! Eaerszeai 

EaalV 
Ehrler 
Enaelberaer 
Estermann 

i Evmann 
Fasel 
Fäesler 
Fattebert 

1 Favre 

+ ja/ oui / sl 
= nein / non / no 

+ s ZI- FehrHans + V ZH i Kofmel 
+ u ZI- Fehr Hans-JOra + s SH 1 Kunz 

i+ R vs Fahr Jacauellne + s IZH Kurrus 
+ V BL Fahr Lisbeth + V IZr Lachat 
+ C SC FehrMario + s IZr l Lalive d'EDinav 
+ s SC Fe1z + s Ist; , Laubacher 
+ R BE Fischer-Seengen + R AC: Lauper 
+ V TG Föhn + V ~ Leu 
+ G BE Freund + V AF Leuteneaoer Hajo 
+ s BE FrevClaude + R NE Leuteneaaer Susann 
+ L 1/'D FrevWalter + V Zr Leuthard' 
+ s NE Gadient + V ~i'" , Loepfe 
+ R 0E Gall! . C BE 1 Lustenberaer 
+ R 0R Garbani + s NE Maillard 
+ V SG Gendotti + R Tl i Maltre 
= • Tl Genner + G IZH 1 Marletan 

:+ V ZI- • Glezendanner + V AG 1 Mart!Wemer 
+ V i::H Glasson + R FR MasPOli 
+ V :::iO 1 Glur + V AG • Mathys 
+ V ZJ- Goll + s ZH · Maurer . R ZJ- 1 Gonseth + G BL Maurv PBSC1uier 
+ V Sc • Grobet + s GE Meier-Schatz 
+ V MJ Gross Andreas + s IZH Menetrev Savarv 
+ G w GrossJost + s TG Messmer 
+ R SH • Guisan + RVD Mever Therese 
+ s Tl Günter + S BE Mömell 
+ s FR Gutzwiller + RZH Muanv 
+ C v:s GVSln Hans Rudolf . R BL Müller Erich 
+ s Vb Gv!un Remo + s BS MOller-Hemml 
+ R VD Haerlna Binder + s ZH Nabholz 
+ C rvs Haller . V BE Neirvnck 
+ G NE i Hämmerle + s GF OehrH 
+ s GE Hassler + VGA Pedrina 
+ C ~fi Heberlein 1+ R iZH Pelll 
+ C LU Heaetschweller 1 • R ZH Pfister Theophil 
+ s rv-o i Heim . C SC Polla 
+ V es Hess Berhard = • BE Raaaenbass 
+ R GE • HeS8 Peter + C ZG Randenaer . C VI HessWalter . C SC, Rechstelner Paul 
+ C sz i Hofmann Urs + s A.~ Rechetelner-Basel 
+ R ~ 1 Hollenstein + G SG Rennwald 
+ L GE 1 Hubmann + s ZH Rlklln 
+ C 1u; lmhof . C BL Robbianl 
+ R ~ Janiak . s BL Rosslnl 

i+ C LU i Joder + V BE • Ruey . L BS : Jessen + s vs SandozMarcel 
+ G FRi Jutzet + s FR Schenk 
+ s SG Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
+ V vo Keller Robert + V ZH Scheurer Remv 

! • RVO 1 Koch . s ZH Schlüer 

• entschuldlgt / excuse / scusato, abwesend/ absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

. R ISC 
+ V LU 
+ R BL . C IU 
+ R SZ 
+ V LU 
+ C FA 
+ C LU 
+ A IZG 

e+ s BL . C AG ,. 
C Al . C LU . s VD . C.GE 

• cvs 
+ S GL 

= • Tl 
+ V AG 
+ V ZH 
+ s l3E . C SC: 

• G vc 
+ R TG 
+ C 
+ V 
+ G 
+ R 

'+ s ZH 
+ R ZH 
+ C VD 
+ V BE 
+ s Tl 
+ R Tl 
+ V SG 
+ L '2E 

+ C TG 
+ R BS 
+ s SG 
+ s es 
+ s IU . C zti 
+ C Tl 
+ s VS 
+ L vc 
+ R VD 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 
+ V ZH 

O enth. / abst. / asl # Der Präsident stimmt nicht/ Le president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Groupe / Gruppo C D F G L R s 
ja/ oul / sl 161 1 ja/oul/ sl 18 0 0 9 5 36 47 
nein / non / no 4 nein / non / no 1 0 0 0 0 0 0 
enth. / abst. / ast. o I enth. / abst. / asl 0 0 0 0 0 0 0 
entschuldigt/ excuse / scusato 34 1 entschuldigt/ excuse / scusato 16 0 0 1 1 7 5 

Bedeutung Ja/ Slgnlflcation de oui: 
Bedeutung Nein / Signlflcatlon de non: 

SchmldOdilo + C vs 
Schmied Walter + V BE 
Schneider . R BE 
Schwaab + S VDI 
Seiler Hanspeter # V BE 
Slearist + V AG 
Simoneschi-Cortesi • C Tl 
Sommaruaa + s BE 
SDeCk 1+ V AG 
Spielmann + • GE 

SPUhler + V TG 
Stahl + V ZH 
Stamm Luzi + R A.G 
Steineaaer + R UF 
Steiner + R Sl.l 

Strahm + s BE 
, Studer Heiner • u AG 

Stump + s AG 
Suter + R BE 
Teuscher + G BE 

1 Thanel + s ~ 
Theller + R LU 
Tlllmanns + s w 
Tripenez + R BE 

1 TschäDDit + s BE 
• Tschupoert . R LU 

Vallendar + AAR 
Vaudroz Jean-Claud ~ • C GE 

Vaudroz Rene + A VD 
• Vennot + s BE 

Vollmer • s BE 
Waber Christian + u BE 

. Walker Felix + C SC:, 

Walter Hanslöra + V TG 
Wandfluh . V BE 
Wasserfallen + R BE 
Weiaelt + R ~G 
Weveneth + V BE 
Widmer + s LU 
Widria + C ISG 

1 Wiederkehr + u zti 
Wittenwiler + R SG 

Wyss Ursula + S IBE 
Zieh = C ~(: 

Zanetti + s & 

Zaun • C ZH 
Zbinden • s A.G 
Zlsvadls . • VD 
Zupplaer + V ~ 
Zwvaart + u BE 

u V . 
4 41 1 . 

0 0 3 
0 0 0 
1 2 1 
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Bundesbeschluss 
über die Volksinitiative «für tiefere Spitalkosten» 

vom 24. März 2000 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Prüfung der am 10. September 19981 eingereichten Volksinitiative «fiir tiefere 
Spitalkosten», 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 8. September 19992, 

beschliesst: 

Art. l 
1 Die Volksinitiative vom 10. September 1998 «für tiefere Spital.kosten» ist gültig 
und wird Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet. 
2 Die Volksinitiative3 lautet angepasst an die neue Bundesverfassung vom 18. April 
1999: 

I 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art.117 Abs. 2 
2 Der Abschluss einer Krankenversicherung ist nicht obligatorisch, ausgenommen 
fiir Spitalaufenthalte. 

Die Versicherung für Spitalaufenthalte kann im Rahmen Uber die Krankenversiche­
rung und unabhängig vom Krankenversicherungsgesetz durch private Versiche­
rungseinrichtungen, die dem Versicherungsaufsichtsgesetz unterstehen, erfolgen. 
Mit dem Inkrafttreten der privaten Versicherung erlischt die Prämienzahlungsver­
pflichtung gegenüber der Krankenkasse. 

Die Kantone sind verpflichtet, notwendigenfalls in Zusammenarbeit mit anderen 
Kantonen, dafUr zu sorgen, dass für die Kantonseinwohner die benötigte Bettenzahl 
in den drei Abteilungen: Allgemein. Halb-Privat und Privat, zur Verfügung steht. 

Die Versicherten haben keinen Selbstbehalt zu bezahlen. Die Kantone erhalten von 
der Krankenversicherung oder vom privaten Versicherer für den Aufenthalt des Ver­
sicherten in der Allgemeinen Abteilung des Spitals pro Aufenthaltstag und pro Per­
son mit Einschluss aller Leistungen des Spitals wie Operationen, Arzneimittel. 

1 
2 
3 

BBI 1998 4959 
BBl 1999 9679 
Die Volksinitiative ist noch während der Geltungsdauer der Bundesverfassung vom 
29. Mai 1874 eingereicht worden. Sie nimmt deshalb auf jenen Verfassungstext Bezug 
und nicht auf die V~assung vom 18. April 1_999. Der Originalwonlaut der Volksinitia­
tjve verlangte eine Anderung von Artikel 34b15 Absatz 2 sowie eine Ergänzung der 
Ubergangsbestimmungen der Bundesverfassung. 
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Volksinitiative 

Röntgenaufnahmen, Transport des Patienten in das Spital usw. indexiert nach dem 
Index der Konsumentenpreise Fr. 250.-. 

Muss die versicherte Person aus medizinischen Gründen die Dienste eines ausser­
halb des Wohnsitzkantons befindlichen Spitals in Anspruch nehmen, so erhält der 
Wohnsitzkanton die Entschädigung von Fr. 250.-- seitens des Versicherers, wobei es 
dem Wohnsitzkanton überlassen bleibt, mit dem entsprechenden Spital bzw. Kanton 
eine andere Abmachung zu treffen. 

Soweit sich Versicherte in Privat-Spitälern authalten, sind die Versicherer verpflich­
tet, die für die Kantone festgelegten Entschädigungen als Beitrag an die Kosten der 
Spitalaufenthalte auszurichten. 

II 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfas~ung werden wie folgt ergänzt: 

Artikel 196 Sachüberschrift 

Art.197 

Übergangsbestimmungen gemäss Bundesbeschluss vom 18. Dezem­
ber 1998 über eine neue Bundesverfassung 

Übergangsbestimmungen nach Annahme der Bundesverfassung 
vom 18. April 1999 

1. Übergangsbestimmung zu Art. 117 ( Kranken- und Unfallversicherung) 

Gesetzliche oder Verordnungsbestimmungen, die· im Widerspruch zu Artikel 117 
Absatz 2 stehen, sind auf gehoben. 

Art. 2 

Die Bundesversammlung empfiehlt Voile und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

Nationalrat, 24. März 2000 

Der Präsident: Seiler 
Der Protokollführer: Anliker 
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Ständerat, 24. März 2000 

Der Präsident: Schmid Carlo 
Der Sekretär: Lanz 



Arrete federal 
sur l'initiative populaire 
«Pour des couts hospitaliers moins eleves» 

du 24 mars 2000 

_l 'Assemblee federale de la Confederation suisse, 

vu l'initiative populaire du 10 septembre 1998 «Pour des coO.ts hospitaliers moins 
eleves»1; 

vu le message du Conseil federal du 8 septembre 19992, 

arrete: 

Art. l 
1 L'initiative populaire du 10 septembre 1998 «Pour des coO.ts hospitaliers moins 
eleves» est valable et sera soumise au vote du peuple et des cantons. 
2 L'initiative3, adaptee a la Constitution du 18 avril 1999. a la teneur suivante: 

I 

La Constitution est modifiee comme suit: 

Art. Jl 7, al. 2 

2 La.conclusion d"une assurance en cas de maladie n'est pas obligatoire, sa~f pour la 
couverture de l 'hospital isation. 

L'assurance pour l'hospitalisation peut etre conclue dans le cadre de la loi föderale 
sur l 'assurance-maladie ou, independamment de cette derniere, avec des institutions 
d'assurance privees soumises a Ja loi sur la surveillance des assurances. 

L'obligation de verser des primes a une caisse-maladie s'eteint des que l'assurance 
privee prend effet. 

Les cantons sont tenus de veiller. en collaborant au besoin avec d'autres cantoos. a 
ce que leurs habitants disposent du nombre de lits necessaire en division commune, 
demi-privee et privee. 

Les assures n'ont pas a participer. aux coO.ts. Lorsqu'un assure est hospitalise en 
division commune. !es. cantons re~oivent de 1 'assurance-maladie ou de l 'assureur 
prive. par jour et par personne. une indemnite de 250 francs. laquelle doit etre in­
dexee sur l"indice suisse des prix a la consommation; eile comprend l 'ensemble des 

2 
3 

FF 1998 4355 
FF 1999 9005 
L'initiative a ete deposee SOUS le regime de la constitution du 29 mai 1874 et 
ne se referait dune pas a la Constitution du l~ avril 1999. Dans Ja version deposee, 
eile demandait une modification de rart. 34h1s. al. 2, et des dispositions tmnsitoires 
de I 'ancienne constitution. 
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Initiative populaire. AF 

prestations fournies par l 'hopital, telles que notamment Ies operations, les medica­
ments, les radiographies et Ie transport du patient a l 'hopital. 

Si l'assure doit, pour des raisons medicales, recourir aux services d'un höpital situe 
en dehors de son canton de domicile, ce demier reljOit l'indemitite de 250 francs de 
rassureur tout en demeurant libre de passer un autre accord-avec l'höpital ou le 
~anton en question. 

Lorsque les assures sejoument dans des höpitaux prives, Ies assureurs sont tenus de 
verser a ces demiers, en guise de participation aux couts, Ies indemnites fixees pour 
les cantons. 

II 

Les dispositions transitoires de la constitution sont compl etees comme suit: 

Art. 196, titre median 
Dispositions transitoires selon l'arrete federal du· 18 decembre 1998 
relatif a une mise ~ jour de la Constitution federale 

Art. 197 (nouveau) Dispositions transitoires apres acceptation de la Constitution 
du 18 avril 1999 

1. Disposition transitoire ad art. 117 (assurance-maladie et accidents) 

Toute disposition legale ou reglementaire qui serait contraire a l'art. 117, al. 2, est 
abrogee. 

Art. 2 

L' Assemble föderale recommande au peuple et aux cantons de rejeter ! 'initiative. 

Conseil national, 24 mars 2000 

Le president: Seiler 
Le secretaire: Anliker 

Conseil des Etats. 24 mars 2000 

Le president: Schmid Carlo 
Le secretaire: Lanz 



Decreto federale 
concemente l'iniziativa popolare 
«per costi ospedalieri piu bassi» 

del 24 marzo 2000 

L 'Assemblea federale della Confederazione Svizzera, 

esaminata l'iniziativa popo)are del 10 settembre 19981 «per costi ospedalieri piu bassi»; 
visto il messaggio del Consiglio federale dell'8 settembre 19992, 

decreta: 

Art.l 
1 L'iniziativa popolare del 10 settembre 1998 «per cost(ospedalieri piu bassi» e va­
lida ed e sottoposta al voto del popolo e def Cantoni. 
2 L'iniziativa3, adeguata formalmente alla Costituzione federale del 18 aprile 1999, 
ha il seguente tenore: 

I 

La Costituzione federale e modificata come segue: 

Art. 117 cpv. 2 

2 La stipulazione di un'assicurazione malattie non e obbligatoria, tranne per degenze 
ospedaliere. 

L'assicurazione per degenze ospedaliere puo essere stipulata nel quadro della legge 
federale sull'assicurazione malattie e, indipendentemente da detta ]egge, presso 
istituti assicurativi privati sottoposti alla )egge sulla sorveglianza degli assicuratori. 
Con l'entrata in vigore dell'assicurazione privata cessa l'obbligo di pagare i premi 
alla cassa malati. 

I Cantoni sono tenuti, se necessario in collaborazione con altri Cantoni, a provvede­
re affinche i loro abitanti abbiano a disposizione ff numero di Jetti occorrente nei tre 
reparti: comune, semiprivato e privato. 

Gli assicurati non devono pagare alcuna franchigia. Per Ja degenza dell'assicurato 
nel reparto comune dell'ospedale, i Cantoni ottengono dall'assicurazione malattie o 
dall'assicuratore privato, per giomo di degenza e per persona, incluse tutte Je presta­
zioni dell'ospedale. come operazioni, medicamenti, radiografie, trasporto del pa-

1 FF 1998 3930 
2 FF 1999 8571 
3 L'iniziativa popolare e stata depositata vigente la Costituzione federale del 29 maggio 

1874; si riferiva pertanto a tale testo e non alla Costituzione federale del 18 aprile 1999. II 
testo originale dell'iniziativa popolare chiedeva una modifica dell'articolo 34bis 
capoverso 2 nonch6 di completare le disposizioni transitorie della Costituzione federale. 
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lniziativa popolare «per costi ospedalieri pfü bassi» 

ziente all'ospedale ecc., 250 franchi indicizzati secondo l'indice dei prezzi al con­
sumo. 

Se, per ragioni mediche, l'assicurato deve ricorrere ai servizi di un ospedale ehe si 
trova fuori del Cantone di domicilio, questo Cantone riceve dall'assicuratore 
l'indennita di 250 franchi, fermo stante ehe abbia la facolta di stipulare un altro ac­
cordo con l'ospedale, rispettivamente con il Cantone interessato. 

Nella misura in cui gli assicurati siano degenti in ospedali privati, gli assicuratori 
sono tenuti a versare le indennita fissate per i Cantoni come contributo ai costi delle 
degenze ospedaliere. · 

II 

Le disposizioni transitorie della Costituzione federale sono completate come segue: 

Art. 196 titolo 

Art.197 

Disposizioni transitorie secondo il decreto federale de) 18 dicembre 
1998' su una nuova Costituzione federale 

Disposizioni transitorie successive all'accettazione 
della Costituzione federale del 18 aprile 1999 

1. Disposizioni transitorie all'articolo 117 (assicurazione malattie e infortuni) 

Le disposizioni di leggi o di ordinanze in contraddizione con l'articolo 117 capover­
so 2 sono abrogate. 

Art.2 

L' Assemblea federale raccomanda al popolo e ai Cantoni di respingere l'iniziativa. 

Consiglio nazionale, 24 marzo 2000 

IJ presidente: Seiler 
TI segretario: Anliker 

Consiglio degli Stati, 24 marzo 2000 

IJ presidente: Schmid Carlo 
IJ segretario: Lanz 


